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Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat,
der braucht die
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als umfassende
Informationsquelle
für Kommunalpolitiker
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Großer Bahnhof für
den Oberbürgermeister
Memmingens Rathauschef feierte sein 25-
jähriges Dienstjubiläum. Vor rund 200 Gästen
wurde ihm der Goldene Eh-
renring der Stadt überreicht. Seite 14

Dr. Ivo holzinger:

Kann es mit Deutschland
wieder bergauf gehen?
Der Präsident des Bayerischen Gemeinde-
tags zeigt anhand einer gründlichen und
schonungslosen Analyse
Wege aus der Krise auf. Seite 3

Dr. Uwe Brandl:

Ausgewählter
„Ort imLand der Ideen“
Der „Aktionskreis Lebens- und Wirtschafts-
raum Landkreis Cham“ gehört zu den Sie-
gern eines bundesweiten
Wettbewerbs. Seite 16

Theo Zellner:

Schon zu allen Zeiten be-
deuteten Kinder Zukunft.
Dass die Geburtenrate kon-
tinuierlich zurück geht, liegt
letztlich nicht an der Gesell-
schaft, sondern an der indi-
viduellen Entscheidung von
Frauen oder Paaren. Des-
halb muss die Ursachenfor-
schung auch hier einsetzen.

Seite 15

Advent
Der Frost haucht zarte Häkelspitzen
Perlmuttergrau ans Scheibenglas.
Da blühn bis an die Fensterritzen
Eisblumen, Sterne, Farn und Gras.
Kristalle schaukeln von den Bäumen,
Die letzen Vögel sind entflohn.
Leis fällt der Schnee ... In unsern Träumen
Weihnachtet es seit gestern schon.

Mascha Kaléko

Wir wünschen Ihnen und Ihren Familien
ruhige und besinnliche Feiertage,
ein gesegnetes Weihnachtsfest
und für das neue Jahr 2006
eine stabile Gesundheit,

neue Herausforderungen, neue Chancen,
erfreuliche Überraschungen,

Erfolg, Glück und Zufriedenheit.

Ihre
Bayerische Gemeindezeitung

Sparkassenmedaille in Gold an Staatsminister Dr. Günther Beckstein
Mit der Bayerischen Sparkassenmedaille in Gold wurde Innenminister Dr. Günther Beckstein ge-
ehrt. Im Rahmen einer Feierstunde in der Münchner Residenz würdigte Dr. Siegfried Naser, Ge-
schäftsführender Präsident des Sparkasssenverbandes Bayern, die Verdienste Becksteins für die
bayerischen Sparkassen. Speziell erwähnte Naser den Erwerb der Versicherungskammer Bay-
ern, die Novellierung der Sparkassenordnung, den Brüsseler Kompromiss zur Abschaffung von
Anstaltslast und Gewährträgerhaftung sowie den Rahmenvertrag zwischen BayernLB und den
bayerischen Sparkassen. Stets habe sich der Minister dabei als „oberster Förderer des Sparkas-
senwesens“ gezeigt. Unser Bild zeigt in der Münchner Residenz (v. l.): Landesobmann Alois Hagl,
Marga Beckstein, Staatsminister Dr. Günther Beckstein, Hansjörg Christmann, 1. Präsident des
Sparkassenverbandes Bayern, und Dr. Siegfried Naser. !

Politischer Club der CSU-Landtagsfraktion:

Lebenswerte
Großstädte

Welche Konzepte, Themen und Projekte zeichnen eine
moderne Unionspolitik für lebenswerte Großstädte aus?
Diese Frage stand im Mittelpunkt des „Politischen
Clubs“ der CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag.
Fraktionsvorsitzender Joachim Herrmann konnte hier-
zu im Konferenzzentrum der Hanns-Seidel-Stiftung
über 300 Gäste begrüßen.

Gastredner war der Finanzse-
nator der Freien und Hansestadt
Hamburg, Dr. Wolfgang Peiner.
Zahlreiche Kommunalpolitiker
aus ganz Bayern, darunter die
Oberbürgermeisterin der Stadt
Würzburg, Dr. Pia Beckmann,
nahmen an der Veranstaltung teil.

Wie Joachim Herrmann ein-
gangs betonte, sei es das Erfolgs-
rezept und Markenzeichen der
CSU, „Politik für ganz Bayern
zu gestalten“. Deshalb gebe es

zwischen der Großstadtpolitik
und den Belangen des Ländli-
chen Raums keinen Gegensatz:
„In Bayern waren wir stets ge-
meinsam stark.“

Soziale, ökonomische
und gesellschaftspolitische
Brennpunkte

In den acht bayerischen Me-
tropolen mit über 100 000 Ein-
wohnern - München, Nürnberg,
Augsburg, Erlangen, Fürth, In-
golstadt, Regensburg und Würz-
burg - leben mehr als 2,5 Millio-
nen Menschen. Großstädte sind
Herrmann zufolge soziale, öko-
nomische und gesellschaftspoli-
tische Brennpunkte. Der Frakti-
onsvorsitzende nannte als Bei-
spiele die Dynamik der Ver-
kehrsentwicklung, den Wegzug
aus den Innenstädten, die Krimi-
nalität und die Tendenzen der
Ghettoisierung und Verwahrlo-
sung in sozial schwierigen Stadt-
teilen. Er wies darauf hin, dass es
keine starren Patentrezepte ge-
ben könne, da die Gegebenhei-
ten in jeder Stadt anders seien.
Die Landespolitik sehe ihre Auf-
gabe darin, gemeinsam mit den
Verantwortlichen vor Ort maß-
geschneiderte Konzepte zu erar-
beiten. Mit Initiativen des Frei-
staats, wie der 1999 ins Leben
gerufenen Aktion „Innenstädte -
attraktiv, lebenswert, unverwech-
selbar“ oder auch der Gemein-
(Fortsetzung auf Seite 4)

Fachtagung der Hanns-Seidel-Stiftung in Brüssel:

Kinderbetreuung
in Europa

„Der Weg zu besseren Kinderbetreuungssystemen in
Europa“ lautete das Thema einer Podiumsdiskussion der
Hanns-Seidel-Stiftung in Brüssel. Ziel dieser Veranstal-
tung war es, in der Diskussion mit hochrangigen Mitglie-
dern europäischer Regierungen sowie der EU-Kommissi-
on einen Erfahrungsaustausch über effektive Praktiken
im Bereich der Kinderbetreuung zu ermöglichen.

Über ihre Erfahrungen und
Konzepte diskutierten Christa
Stewens, Bayerische Staatsminis-
terin für Arbeit, Sozialordnung,
Familie und Frauen; Luisella Pa-
van-Woolfe, Europäische Kom-
mission, GD Beschäftigung; Pe-
tra Pinzler, Journalistin ‘Die
Zeit’; Katrien Verhegge, Berate-
rin im Kabinett Inge Vervotte,
Ministerin für Wohlfahrt, Volks-
gesundheit und Familie der Re-
gion Flandern, Nathalie Nikiten-
ko, Ständige Vertretung Frank-

reichs bei der EU sowie Andreas
Renner, Minister für Arbeit und
Soziales des Landes Baden-
Württemberg.

Berufs- und Privatleben
auf einem Nenner

Als Vorreiter eines bedarfsge-
rechten Ausbaus der Kinderbe-
treuung über alle Altersgruppen
hinweg gelten Frankreich und
Belgien, wo bereits Anfang der
70er Jahre mit der Schaffung ei-
nes breiten Angebots der Kinder-
betreuung begonnen wurde. In-
ternational sind diese Kinderbe-
treuungssysteme - zusammen
mit den skandinavischen - Spit-
zenreiter. Das umfassende und
vielfältige Angebot wird in die-
sen Ländern von fast allen Eltern
wahrgenommen, so dass Berufs-
und Privatleben leichter auf ei-
nen Nenner gebracht werden
können.

Ein qualitätsorientierter Aus-
bau der Kinderbetreuungsange-
bote für alle Altersgruppen steht
im Mittelpunkt der familienpoli-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Europäisches Parlament:

Stärkung der
Euregios

Grenzregionen sollen
besser zusammenarbeiten

Das Europäische Parlament
will eine stärkere Zusammen-
arbeit von europäischen Re-
gionen erreichen. Dies teilte
der schwäbische Europaabge-
ordnete Markus Ferber mit. In
einer Entschliessung fordert
das Europäische Parlament
einen Ausbau der Zusammen-
arbeit zwischen den Grenzre-
gionen in Europa. Ein Bei-
spiel dafür ist die „Euregio
Via Salina“, die auf eine bes-
sere Kooperation der Land-
kreise Oberallgäu, Ostallgäu,
Lindau, und der Stadt Kemp-
ten, mit dem zu Österreich
gehörenden Kleinen Walser-
tal und der Region Bregenzer-
wald abzielt. „Eine Zusam-
menarbeit hilft beiden Seiten,
zum Beispiel beim Ausbau
des Tourismus. Deshalb wol-
len wir erreichen, dass es
mehr solcher Kooperationen
in Europa gibt“, so Ferber. !

Stoiber bei der Jahresversammlung des Wirtschaftsbeirats:

Klares Bekenntnis zur
Sozialen Marktwirtschaft
Wirtschaftliche Stärke und sozialer Zusammenhalt sind zwei Seiten einer Medaille

Mittelstand und Handwerk wieder ins Zentrum der Politik rücken
Ein klares Bekenntnis zur sozialen Marktwirtschaft hat Minis-
terpräsident Dr. Edmund Stoiber bei der Jahresversammlung
des Wirtschaftsbeirats der Union in München abgegeben. Stoi-
ber: „Eine starke Gesellschaft der Zukunft braucht eine starke
Wirtschaft und eine starke soziale Verantwortung.“

Im globalisierten Wettbewerb
brauche Deutschland mehrWachs-
tum und neue Jobs. Bei Bildung,
Forschung und Innovationen
gelte es die Nase vorne zu haben.

Keine französischen
Verhältnisse

„Zugleich müssen wir ein
Land bleiben, in dem die Men-
schen zusammenhalten und sozi-

al schwächere und ausländische
Mitbürger integriert werden. Wir
wollen keine französischen Ver-
hältnisse auf unseren Straßen mit
brennenden Autos und rebellie-
renden Vorstädten. Wir müssen
uns gerade auch in Zeiten der
Globalisierung bemühen, die
Schwächeren mitzunehmen und
zu integrieren. Eine gute Zukunft
hat unser Land nur mit einer star-
ken Wirtschaft und einer echten

inneren Solidarität zwischen
Starken und Schwachen, Armen
und Reichen, Alten und Jungen.
Wirtschaftskraft und sozialer Zu-
sammenhalt lassen sich nicht
trennen, sie sind zwei Seiten ei-
ner Medaille“, so der Minister-
präsident.

Wachstumsfaktor
Mittelstand

Als wichtigen Faktor für mehr
Wachstum und Beschäftigung in
Deutschland hob Stoiber die
kleinen und mittleren Unterneh-
men hervor. Stoiber: „Für uns in
Bayern sind Mittelstand und
Handwerk als Motor für neue
Jobs und Ausbildungsplätze seit
jeher das Herzstück unserer
Wirtschaft. Deshalb haben wir
uns bei den Koalitionsverhand-
lungen in Berlin nachhaltig dafür
eingesetzt, dass wieder Existenz-
gründer, Handwerker und Be-
triebe in ganz Deutschland wie-
der ins Zentrum der Politik
gerückt werden.“

Als Beispiele nannte Stoiber
die Verbesserung der Abschrei-

(Fortsetzung auf Seite 2)
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Die Hauptschule im Umbruch
Teilhauptschulen werden bis 2007 aufgelöst

Leere Klassenzimmer zwingen zu Standortschließungen
Die Hauptschule bleibt in Bayern die Basis für das Bildungssys-
tem, was angesichts sinkender Schülerzahlen zur flächenmäßi-
gen Neugliederung vornehmlich im ländlichen Raum zwingt. Ei-
ne Zusammenlegung von Haupt- und Realschulen wird nicht er-
wogen. Diese Tendenz haben Staatsregierung und CSU im Land-
tagsplenum und im Bildungsausschuss erkennen lassen. Die SPD
sieht dagegen das Ende der wohnortnahen Hauptschule „mit al-
len Folgen für Eltern, Schulen und Bürgermeister“ kommen.

Bestätigt hat Kultusstaatsse-
kretär Karl Freller im Plenum,
dass bis Sommer 2007 die
Auflösung der Teilhauptschulen
durchgeführt werden müsse. In
der Fragestunde hatte der Grü-
nen-Abgeordnete Adi Sprinkart
genaue Auskunft gefordert. Frel-
ler teilte mit, von den insgesamt
471 Teilhauptschulen, die es im
Oktober 2004 noch gab, seien
heuer bis September 172 aufge-
löst worden.

Bildung neuer Schulsprengel

Für die verbleibenden 299 sei-
en bis Sommer 2007 dieRechts-
verordnungen für Auflösung und
Bildung neuer Schulsprengel zu
erlassen. In einigen Fällen wer-
den die Änderungen erst zum 1.
August 2008 in Kraft gesetzt,
weil erst dann die räumliche Vor-
aussetzungen für das Zusam-
mengehen zweier Schulen ge-
schaffen werden können.

Es wird demnach künftig kei-
ne Teilhauptschulen bisheriger
Art mehr. geben, wohl aber kön-
nen bestimmte Klassen einer

Hauptschule an verschiedenen
Orten bestehen. Sprinkarts Zu-
satzfrage, wie viele Teilhaupt-
schulen tatsächlich restlos aufge-
löst werden, konnte der Staatsse-
kretär nicht beantworten. Nur in
Niederbayern seien bereits alle
26 aufgelöst. Die meisten gibt es
noch in Oberbayern: 110 von bis-
her 147. In der Oberpfalz existie-
ren noch 34 (von 56). in Ober-
franken 44 (75), in Mittelfranken
34 (52), in Unterfranken 35 (52)
und in Schwaben 42 (63).

Was die mit allen Klassen aus-
gestatteten Hauptschulen be-
trifft, meinte im Bildungsaus-
schuss Vorsitzender Prof. Ger-
hard Waschler (CSU), es mache
keinen Sinn, Schulen zu erhal-
ten, „in denen keine Schüler
sind“. Eine Diskussion um ein-
zelne Schulstandorte sei derzeit
nicht möglich. Entsprechend
äußerte sich auch Georg Stahl
(CSU). Für die SPD erklärte
Hans-Ulrich Pfaffmann als bil-
dungspolitischer Sprecher, die
Schließung von Schulstandorten
zugunsten großer Zentren würde
die Attraktivität von Gemeinden

verschlechtern. Die SPD werde
bei der Beratung des Nachtrags-
haushalts 2006 für Erhöhung der
Bildungsinvestitionen kämpfen.

Wohnortnahe Schule

Vor der Presse betonte Frak-
tionsvorsitzender Franz Maget,
die SPD sei ein entschiedener
Gegner der Auflösung aller Teil-
hauptschulen.Es gelte,die wohn-
ortnahe Schule zu erhalten. Er
betonte die Bedeutung der
Hauptschule sowohl für die Ge-
meinden als auch für die Integra-
tion von ausländischen Kindern.
Die Zusammenarbeit von Haupt-
und Realschule könne in Koope-
rationsmodellen versucht wer-
den. Gestützt auf Vorschläge des
Bayerischen Lehrer- und Lehre-
rinnenverbandes (BLLV) hatte
die SPD einen entsprechenden
Antrag vorgelegt, der im Bil-
dungsausschuss jedoch von der
CSU abgelehnt wurde. Ebenso
ein weiterer Antrag, eine längere
gemeinsame Schulzeit ab der
Grundschule an mindestens zehn

repräsentativen Schulen zu er-
proben.

Dramatischer
Bevölkerungsrückgang

Die Mehrheitsfraktion stützte
sich auf Ausführungen von Kul-
tusministerialdirektor Josef Er-
hard, der versicherte, man habe
die Zeichen der Zeit erkannt und
werde alle notwendigen Maßnah-
men treffen, insbesondere mit
Blick auf die gerade in ländlichen
Gebieten anhaltende Schrump-
fung der Schülerzahlen. Er sprach
von dramatischem Bevölke-
rungsrückgang in Nordschwaben,
Hochfranken, im südlichen Mit-
telfranken und am Untermain.

BLLV-Vorsitzender Albin
Dannhäuser hatte vor Journalis-
ten von „schulorganisatorischem
Handlungsdruck“ gesprochen.
Die Hauptschule bleibe die
wichtigste Stufe für den Bil-
dungserfolg. In Bayern würden
mehr als 300.000 Kinder in ihr
unterrichtet. Eine Zusammenle-
gung von Haupt- und Realschule
sei keine Lösung. Zu Vermutun-
gen, sie sei im Kabinett erwogen
worden, erklärte Eduard Nöth im
Bildungsausschuss, in der CSU
gebe es „keinen Hauch von
Sympathie“ dafür. rm

Klares
Bekenntnis ...

(Fortsetzung von Seite 1)
bungsbedingungen, den 25-Mil-
liarden-Euro-Zukunftsfonds für
mehr Investitionen, die Erleich-
terungen der Betriebsübergabe
durch eine Reform der Erb-
schaftsteuer, die Flexibilisierung
des Kündigungsschutzes für
mehr Neueinstellungen und die
Senkung der Lohnzusatzkosten
unter die wichtige 40 Prozent-
Marke. Stoiber: „Wir haben hier
ein ganzes Maßnahmenpaket ge-
schnürt, das ganz klar die bayeri-
sche Handschrift trägt.“

Stoiber verwies darauf, dass
Bayern bereits vor über 10 Jah-
ren mit der „Offensive Zukunft
Bayern“ und der „High-Tech-
Offensive“ ein umfassendes In-
vestitions- und Zukunftspro-
gramm gestartet hat. Stoiber:
„Wir haben die Weichen in Bay-
ern frühzeitig auf Zukunft ge-
stellt und die führende Position
unseres Landes beim techni-
schen, wissenschaftlichen und
wirtschaftlichen Fortschritt gesi-
chert und weiter ausgebaut.“
Bayern hat seit 1994 insgesamt
4,23 Milliarden Euro aus Privati-
sierungserlösen eingesetzt zur
Förderung moderner Technolo-
gien, sozialer und kultureller
Projekte sowie im Umweltbe-
reich. Von weiteren Privatisie-
rungserlösen, die sich in den Jah-
ren 2005 und 2006 auf 300 Mio.
Euro belaufen, fließen Zwei
Drittel in die Hochschulen. Stoi-
ber: „Unser umfassendes Zu-
kunftsprogramm ist ein klares
Signal für eine vorausschauende
Politik, die konsequent auf Inno-
vation, Investitionen und sozia-
len Zusammenhalt setzt.“ !

Bürgermeister
Franz-Josef Brey

93167 Falkenstein

am 11.1.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister
Werner Fritz

87538 Balderschwang
am 22.12.

Bürgermeister
Heribert Guggenmos
87487 Wiggensbach

am 27.12.

Bürgermeister
Manfred Menhard
86937 Scheuring

am 29.12.

Bürgermeister
Richard Schaller
86940 Schwifting

am 29.12.

Bürgermeister Walter Hasl
91792 Ellingen

am 1.1.

Landrat Herbert Eckstein
91154 Roth

am 7.1.

Bürgermeister
Siegfried Ständecke

97513 Michelau i. Steigerwald
am 19.1.

Bürgermeister
Karl-Heinz Schöffer

97513 Hasloch
am 19.1.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Harald Krug

96173 Oberhaid
am 5.1.

Bürgermeister
Johann Wiesmaier
85447 Fraunberg

am 7.1.

Bürgermeister
Wolfgang Kilian

86655 Harburg (Schwaben)
am 12.1.

Bürgermeister
Peter Bergmeir
86465 Welden

am 23.1.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Thomas Zachmayer
93354 Biburg

am 6.1.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Michael Schwaiger
85417 Marzling

am 26.12.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hans Fischer

91580 Petersaurach
am 21.12.

Bürgermeister Michael Dankerl
93497 Willmering

am 26.12.

Bürgermeister
Josef Maierhofer
84326 Rimbach

am 29.12.

Bürgermeister Erich Günder
97249 Eisingen

am 13.1.

Bürgermeister Josef Sehofer
84032 Altdorf

am 14.1.

Bürgermeister Alfons Kramer
92554 Thanstein

am 15.1.

Bürgermeister
Herbert Apfelböck
94527 Aholming

am 22.1.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Maximilian Streif
87669 Rieden am Forggensee

am 26.12.

Bürgermeister Wilhelm Härtle
86750 Megesheim

am 31.12.

Bürgermeister Josef Reiter
83677 Reichersbeuern

am 7.1.

Bürgermeister Franz Zannoth
85662 Hohenbrunn

am 12.1.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Bruno Allar

90522 Oberasbach
am 22.12.

Bürgermeister
Nikolaus Walther

94560 Offenberg-Neuhausen
am 24.12.

Bürgermeister Ernst Kötzel
91632 Wieseth

am 27.12.

Bürgermeister Rainer Marr
96242 Sonnefeld

am 28.12.

Bürgermeister Kaspar Rager
87656 Germaringen

am 4.1.

Bürgermeister Michael Kandert
91631 Wettringen

am 4.1.

Bürgermeister Heinz Petterich
96220 Burgkunstadt

am 10.1.

Wir gratulieren

Leistungsschau der Bildung in Landau:

vhs liegt nahe und
bringt weiter

Bildung ist lebenswichtig - für den Einzelnen wie die Gesell-
schaft. Das verdeutlichte die Präsentationsveranstaltung des
Bayerischen Volkshochschulverbandes in Landau.

„Wir müssen lebenslang ler-
nen, um dem Konkurrenzdruck
durch die Globalisierung und der
ständigen Wissensvermehrung
standhalten zu können“, sagte
der Vorsitzende des Bildungs-
ausschusses des Bayerischen
Landtages, Prof. Dr. Gerhard
Waschler, MdL zum Auftakt der
Präsentationsveranstaltung „vhs
liegt nahe und bringt weiter“ im
Archäologiemuseum Landau.

Das ganze ABC
des lebenslangen Lernens

Gleichzeitig warnte er aber da-
vor, Erwachsenenbildung auf be-
rufliche Bildung zu reduzieren.
„Was wir brauchen, sind breitan-
gelegte Bildungsmöglichkeiten
von Kindesbeinen an bis ins ho-
he Alter“, betonte Waschler. Die
Volkshochschulen bieten das
ganze ABC des lebenslangen
Lernens: von der Allgemeinen
Bildung über die Berufliche bis
zu Community Projekten, bei
denen Persönlichkeitsbildung
und die Entwicklung einer Ge-
meinschaft ineinandergreifen.
Zu jedem dieser drei Bereiche
wurden in Landau beispielhafte
Angebote präsentiert: z.B. der
Jahreslehrgang Kunst wie ihn
auch die vhs Deggendorf in ihrer
Allgemeinen Bildung bietet,
oder die international anerkann-

ten Xpert-Zertifikate, die in der
Beruflichen Bildung an Volks-
hochschulen zu erwerben sind,
und sozial-integrative Projekte
wie sie die vhs Landshut z.B. für
Hauptschüler zum Nachholen
ihres Abschlusses mit sozial-
pädagogischer Begleitung bis
zum Beginn einer Ausbildung
durchführt.

Sozial-integrative Kraft

„Insgesamt darf die sozial-in-
tegrative Kraft von Bildung
nicht unterschätzt werden“, führ-
te Karl Heinz Eisfeld, 1. Vorsit-
zender des Bayerischen Volks-
hochschulverbandes, weiter aus.
Schließlich könnten nur gut aus-
gebildete, mündige Bürger am
demokratischen Gemeinwesen
teilhaben und es ihrerseits fort-
entwickeln. „Persönlichkeitsbil-
dung und Gesellschaftsentwick-
lung greifen immer ineinander“,
betonte der bvv-Vorsitzende. So
wie der Einzelne kein „Recht auf
Dummheit“ habe, sondern zum
Lernen verpflichtet sei, so sei die
Gesellschaft verpflichtet, Bil-
dungsangebote bereitzustellen.
Der Markt allein könne es nicht
richten. Vor allem Einkommens-
arme fallen häufig durchs soziale
Netz. Für sie sind viele Angebote
zu teuer, doch bekommen sie
auch keine Unterstützung. „Ist

Zusammenarbeit bekräftigt: Karl Heinz Eisfeld, 1. Vorsitzender des bvv (1. v. l.) mit Dr. Udo Dirn-
aichner, StMUK (2. v. l.), Prof. Dr. Gerhard Waschler, MdL (2. v. r.), Heinz Graf, 1. Vorsitzender
der BAG Niederbayern (1. v. r.). Außerdem auf dem Bild: Susanne Franke (BR), und die Refe-
rentinnen und die Referenten des Abends. !!

für Bevölkerungsteile Bildung
unfinanzierbar, besteht immer
die Gefahr ihrer Radikalisie-
rung“, warnte Karl Heinz Eis-
feld. Volkshochschulen setzen
ihren öffentlichen Auftrag dage-
gen, für breite Bevölkerungs-
schichten ein breites Bildungs-
angebot bereitzuhalten. Bildung
ermögliche Teilhabe am Berufs-
leben, aber auch Teilhabe an der
gemeinsamen gesellschaftlichen
Kultur. Um dies zu leisten, sei
ein Bildungskanon zu wahren.
Zwar müssen Volkshochschulen
auf gesellschaftliche Trends rea-
gieren - mal Vorträge über den
Islam halten, dann EDV-Kurse
bieten und demnächst vermehrt
Chinesisch-Kurse ins Pro-
gramm nehmen -, doch müssen
sie auch ein breites Grundange-
bot aufrechterhalten. „Wir brau-
chen nicht nur just-in-time-Bil-
dung“, führte der vhs-Leiter
aus, „wir brauchen vielmehr ei-
ne ‘Vermögens-Bildung’, die
den Einzelnen befähigt, mit sei-
nem Können jeweils den aktuel-
len Herausforderungen gerecht
zu werden.“ !

Unterbringungskosten für Langzeitarbeitslose:

CSU erzielt Erfolg
für Kommunen

Die neue Bundesregierung wird sich auch 2006 in unveränder-
ter Höhe an den Unterbringungskosten der Kommunen für
Langzeitarbeitslose beteiligen. Das hat vor allem CSU-Chef Dr.
Edmund Stoiber nach intensiven Verhandlungen im Koalitions-
ausschuss erreicht. Stoiber bezeichnete das als großen Erfolg.

„Die Kommunen, die in einer
schwierigen finanziellen Lage
sind, erhalten mit dieser Ent-
scheidung Planungssicherheit
auch für das Jahr 2006. Die Län-
der und die kommunalen Spit-
zenverbände sind gemeinsam
dafür eingetreten, dass die im
Zuge von Hartz IV den Kommu-
nen zugesagten Entlastungen
vom Bund auch eingehalten
werden. Dies haben wir erreicht.
Und dies ist ein gutes Ergebnis
für die Kommunen in Bayern
und Deutschland.“

Zuschüsse für Kommunen

Die Hartz-IV-Regelungen se-
hen vor, dass die Kommunen
den Empfängern des Arbeitslo-
sengeldes II die Kosten für Mie-

te und Heizung erstatten. Der
Bund gibt dazu einen Zuschuss
von 29,1 Prozent. Die frühere
Bundesregierung hatte noch im
Oktober 2005 geplant, diese Kos-
tenbeteiligung im Jahr 2006 auf
Null zurückzufahren. Nach der
Entscheidung des Koalitionsaus-
schusses bleibt es bei der bishe-
rigen Erstattungsquote von 29,1
Prozent an die Kommunen auch
für das Jahr 2006. Zugleich soll
im nächsten Jahr im Rahmen ei-
nes Revisionsverfahrens von al-
len Beteiligten eine gemeinsame
Finanzbasis für die kommenden
Jahre erzielt werden. Die kom-
munalen Spitzenverbände be-
grüßten diese Ergebnisse.

Zellner: Stoiber hält Wort!

Der Präsident des Bayerischen
Landkreistags, Landrat Theo
Zellner, hat CSU-Chef Dr. Ed-
mund Stoiber für seinen Einsatz
für die Kommunen gedankt.
Beim „Kommunalgipfel“ hatte
Stoiber versprochen, sich dafür
einzusetzen, dass Hartz IV nicht
auf dem Rücken der Kommunen
ausgetragen werden darf und es
zu einem fairen Interessensaus-
gleich kommen müsse. Landrat
Zellner: „Stoiber hat also Wort
gehalten. Bei allen Unsicherhei-
ten, die die Zusammenführung
von Arbeitslosen- und Sozialhil-
fe in finanzieller Hinsicht nach
wie vor in sich birgt, ist uns je-
denfalls eine existenzielle Sorge
genommen. Dafür sind wir dem
Ministerpräsidenten dankbar.“
Auch der Vorsitzende der Kom-
munalpolitischen Vereinigung
(KPV), Landrat Luitpold Braun,
dankte dem CSU-Vorsitzenden,
dass er sich so massiv für die
Kommunen eingesetzt habe:
„Dank Stoiber können wir jetzt
wieder aufatmen!“

„Wir lassen die Kommunen
nicht im Regen stehen“, sagte
Stoiber. „In den Koalitionsver-
handlungen haben wir erreicht,
dass die Gemeindefinanzen nur
im Einvernehmen mit den Kom-
munen reformiert werden. Der
kommunale Finanzausgleich in
Bayern liegt 2005 mit 5,6 Milli-
arden Euro deutlich über dem
Durchschnitt anderer Länder.
Wir haben auch den Großteil der
Steuerausfälle bei den Kommu-
nen ausgeglichen, die durch das
Vorziehen der Steuerreform ent-
standen sind. !
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Kann es mit Deutschland
wieder bergauf gehen?

Von Dr. Uwe Brandl, Präsident des Bayerischen Gemeindetags
Vor der Therapie kommt die Diagnose. Dieser im medizinischen
Bereich geltende Grundsatz sollte auch beachtet werden, wenn
Mittel zur Gesundung des „Patienten Deutschland“ gesucht wer-
den. Der nachfolgende Beitrag will sich daher diesen Grundsatz zu
eigen machen und nach einer gründlichen, schonungslosen Ana-
lyse der Verhältnisse in unserem Land Wege aufzeigen, wie es wie-
der bergauf gehen könnte.

Es ist ja nun nicht so, dass
sich Deutschland gleichsam in
ein Schneckenhaus verkrochen
hätte und einen gepflegten Iso-
lationismus betreiben würde.
Deutschland nimmt seine gestie-
gene Verantwortung in der Welt
wahr: die Bundeswehr hilft der
UNO in Afghanistan, auf den
Weltmeeren und an neuralgi-
schen Stellen Afrikas. Kaum je-
mand kann uns Deutschen redli-
cherweise vorwerfen, andere im
Stich zu lassen. Die Spendenbe-
reitschaft der Deutschen ist un-
gebrochen und die deutsche
Außenpolitik versucht seit Jahr-
zehnten, zur Konfliktbereini-
gung an den diversen Brandher-
den der Welt beizutragen.

Aber können wir uns auch
selbst helfen?

Woran
„krankt“ Deutschland?

Meinungsumfragen zeichnen
ein höchst differenziertes Bild:
Je nach persönlicher Betroffen-
heit und Lebenssituation halten
die Befragten die Verhältnisse in
Deutschland für gut oder
schlecht. Es bleibt daher nichts
anderes übrig, als sich zunächst
den harten Fakten zuzuwenden:
" Bund, Länder und Gemein-
den sind hoch verschuldet. Das
europäische Defizitkriterium ist
mehrere Jahre in Folge nicht
eingehalten worden.
" Die Arbeitslosigkeit verharrt
auf einem inakzeptabel hohen
Niveau.
" Schwarzarbeit gilt längst als
beklagter, aber akzeptierter
Wirtschaftszweig.
" Zu verzeichnen sind Kapital-
flucht ins Ausland und enorme
Insolvenzen.
" Die demografische Entwick-
lung, vor allem der starke Ge-

werbsfähigkeit im Ausland.
" Der soziale Friede in der Ge-
sellschaft scheint derzeit noch
gesichert.

Aber können wir uns damit
abfinden?

Rückblick

Nach dem Zweiten Weltkrieg
waren die Überlebenden damit
beschäftigt, die Grundbedürf-
nisse, wie Arbeit und Brot, Leben
in halbwegs gesicherten Verhält-
nissen und das Schaffen einer
Zukunftsperspektive zu befriedi-
gen. Den Siegermächten war
daran gelegen, Deutschland als

tionierenden Marktwirtschaft
über Gebühr zu betonen und
überzustrapazieren. Dem Volk
gefiel’s. Der Wähler dankte es.
Und wenn wir uns die ausufern-
de Entwicklung unseres Sozial-
systems näher ansehen, stellen
wir fest: es war seit den 50ern
gute Übung aller Regierungen,
dem Volk zu geben und sich
selbst Stimmen zu holen.

Heute finden wir eine Situati-
on vor, die in keinem Betrieb der
Welt toleriert würde: unklare
und vage Führungsstrukturen,
die rasche und schnelle Ent-
scheidungen nicht zulassen und
Fixkosten, die durch die laufen-
de Produktion nicht annähernd
gedeckt sind.

Neutrum Staat

Zugegeben, sehr holzschnitt-
artig und verknappt, weshalb ich

auf zwei weitere Phänome-
ne der deutschen Grippe
noch gerne eingehen
möchte: nämlich die Ent-
wicklung zum „Neutrum
Staat“ und den Verlust ei-
nes gemeinsamen, allge-
mein anerkannten Werte-
fundaments.

Die gesamte, zunächst
schleichende, jetzt immer
schneller werdende Ver-
schlechterung des Gesund-
heitszustands unseres Pati-
enten beruht auch darauf,
dass der Patient sich selbst
nicht betroffen wähnt.
Krank bin nicht ich, krank
ist der Staat! Aber, meine
Lieben, wer ist denn der
Staat, wenn nicht wir alle -
wir, die Bevölkerung?

Der Staat hat sich - aus-
gehend von der Liberalisie-
rungs- und Befreiungswelle der
60er nur zum omnipotenten und
unerschöpflichen Wohltäter, zum
all zuständigen Neutrum ent-
wickelt. Dieser Staat hat gefäl-
ligst jeden Wunsch und jedes Be-
gehren eines Jeden zu erfüllen.

Individualismus
um jeden Preis

Gleichzeitig hat dieselbe Be-
wegung es auch geschafft, dass
der Individualität der Vorzug
vor der Gesellschaft und den
gesamtgesellschaftlichen Ver-
pflichtungen gegeben wurde.
Diese Entwicklung geschah oh-
ne Not, wie ich meine. Bei aller
eingeräumten Reformnotwen-
digkeit, die in den 60ern gerade
im Bildungsbereich sicher be-
stand - aber war es wirklich not-
wendig, Werte wie Familie, Hei-
mat, Religion in dem Maße über
Bord zu werfen, wie es gesche-
hen ist? Bei dieser Entwicklung
jedenfalls ist es für mich kein
Wunder, dass die Interessen ei-
nes Sportvereins mit über 3.000
Mitgliedern hinter dem Interesse
eines Nachbarn zurückzustehen
haben, der sich ab 21.30 Uhr
durch den Rasensprenger des
Fußballplatzes in seiner Privat-
sphäre gestört fühlt. Staatsver-
antwortung heißt schließlich, Ei-
nen vor den Interessen Tausen-
der zu schützen, oder? Wenn Sie
mit dieser Analyse konform ge-
hen, dann erklärt sich daraus
auch das unbändige und unge-
bremste Bestreben der Deut-
schen nach Perfektionismus und
Regelung, nach der Durchdrin-
gung des Staates jedes einzelnen
Bereiches.

In der Arbeits- und Wirt-
schaftswelt läuft es nach den
gleichen Grundprinzipien. Es
gibt nur noch den „own value“.
Was dem „shareholder“ Recht
ist, ist dem Genossen nur billig!
Jeder für sich - und das unter
dem Deckmantel des großen

Ganzen. Volkswirtschaftliche
Gesamtverantwortung ist Aufga-
be des Mittelstandes! Dort kann
kaum jemand die zweifelhaften
Segnungen der Globalisierung
nutzen, am Rad der Arbeitslöhne
nach Belieben drehen oder Ge-
winne in ausländische Steueroa-
sen verschieben. Alles legal -
aber für den Heizungsbauer aus
Mühlheim halt nicht machbar!
Die Politik schaut zu, weil die
großen, dicken Fische mit ihren
Lobbies ganz anders - auch me-
dienträchtigen Wind machen.

Wie kommt Deutschland
wieder „auf die Beine“?

Die Kernfrage lautet heute:
Was können wir uns als Gesell-
schaft noch leisten? Wie lange
können wir es uns noch leisten,
zu ignorieren, dass wir eine The-
rapie brauchen, die umso ein-
schneidender sein wird, je län-
ger wir warten.

Es ist nach meiner Auffassung
die schwierigste Aufgabe der Po-
litik der Gegenwart, dem Patien-
ten - und damit der Bevölkerung -
die Notwendigkeit der Therapie
zu vermitteln, die bestmögliche
Therapie zu entwickeln und zu er-
klären und sie aber auch dann
rückhaltlos anzuwenden.

Hierzu gibt es positive Signale.
37 Prozent der jungen Menschen
in Bayern zeigen ehrenamtliches
Engagement. Erleben wir eine
Renaissance der Werte? Erken-
nen die Menschen nach und nach
wieder, dass es „etwas bringt“,
sich für das Gemeinwesen zu en-
gagieren? Hoffen wir es!

In kleinen, mühseligen Schrit-
ten in den Keimzellen bürger-
schaftlichen Engagements mö-
gen Einsicht und Bereitschaft ge-
fördert worden und gewachsen
sein. Aber das ist alles viel zu
kleinräumig und vermag die
wirklich großen Probleme nicht
zu lösen und ist deshalb in die
Reihe der allenfalls partiell wir-
kenden homöopathischen Mittel
einzuordnen.

Große Bewährungsprobe
der Volksparteien

Es ist die große Bewährungs-
probe der Volksparteien. Sie
müssen jetzt die tiefen Verwurze-
lungen der Bevölkerung nutzen.
Eine gemeinsam entwickelte
Therapie - möglichst effizient,
schnell und wirksam - muss er-
klärt, verkauft und angewandt
werden. Dabei tragen allerdings
Viele Verantwortung. Nicht nur
die Politik! Gefordert sind Par-
teien, Gewerkschaften, Verbän-
de, Kommunen, die Wirtschaft
und jeder Einzelne! Keine Krise
ohne Chance!

Die neue Große Koalition auf
Bundesebene eröffnet eine
Chance. Eine Chance, die drin-
gend genutzt werden muss. Eine
Chance, das Ruder zu Gunsten
einer gerechteren, sozial ausge-
wogenen und damit zukunfts-
fähigen Gesellschaft in Deutsch-
land herumzudrehen. Die beiden
großen Volksparteien müssen die
Reformbereitschaft des überwie-
genden Teils der Bevölkerung
aufgreifen. Sie müssen den Bür-
gerinnen und Bürgern vermit-
teln, dass nur ein gemeinsamer
Kraftakt aller gesellschaftlichen
Kräfte und Schichten zur Gesun-
dung des „Patienten Deutsch-
land“ beitragen kann.

Hilfe zur Selbsthilfe

Aber auch Parteien, Gewerk-
schaften, Verbände, Kommunen,
Kirchen, die Wirtschaft und je-
der einzelne Bürger sind gefor-
dert. Keiner darf sich weg-
drücken und auf seinen Besitz-
stand pochen. Wenn die Bürge-
rinnen und Bürger das Gefühl
haben, dass keiner ausgenom-
men wird und ihnen „die lange
Nase dreht“, sondern alle ihren
Beitrag leisten (müssen), wird
die Therapie gelingen.

Neben den großen Reformpro-
jekten, wie Steuer-, Gesundheits-

und Arbeitsmarktreformen muss
die Politik es schaffen, ein neues
Selbstverständnis des Staats zu
vermitteln. Sie muss den Bürge-
rinnen und Bürgern verdeutli-
chen, dass der Staat keine große
Umverteilungsmaschinerie ist,
sondern nur die Rahmenbedin-
gungen schaffen und Hilfe zur
Selbsthilfe leisten kann.

Ich bin sicher, wir können be-
weisen, dass nicht nur die Nach-
kriegsgeneration fähig war,
Großartiges zu leisten. Wir müs-
sen unseren Mut wieder finden.
Nicht einen Mut, anders zu sein
als andere um jeden Preis - nein,
einen Mut der Bekenntnis zum
Standort, zu unserem Land, zu
uns selbst bedeutet. Den Mut zur
Lösung der Aufgaben in den
neuen Ländern, den Mut, den
Herausforderungen des Gigan-
ten Europa mit schlauen Kon-
zepten zu begegnen, den Mut,
Liebgewordenes loszulassen,
verkrustete Verwaltungsstruktu-
ren gänzlich über Bord zu wer-
fen. Und auch den Mut, die
Hemmnisse, die unsere Innovati-
on hindern, die unsere Wirt-
schaft blockieren, zu beseitigen.
Gentechnik und Energie sind
Marktchancen für uns.

Auch die Wirtschaft
braucht Mut

Die Wirtschaft braucht den
Mut, wieder in volkswirtschaftli-
chen Kategorien und nicht nur in
bilanziellen Jahreszeiträumen zu
denken. Sie muss sich ihrer ge-
samtpolitischen und gesellschaft-
lichen Verantwortung wieder we-
sentlich mehr bewusst werden.
Gleiches gilt auch für die Ge-
werkschaften, die ein gerüttelt
Maß an Standortvorteil erzeugen
können, wenn sie sich offen den
neuen Realitäten stellen.

Nur durch ein Bündel an ver-
trauensbildenden Maßnahmen

burtenrückgang, und das Aus-
einanderbrechen gewachsener
Strukturen, vor allem im fami-
liären Bereich, lassen für die Zu-
kunft nichts Gutes erwarten.
" Die Verschuldung auch priva-
ter Haushalte nimmt besorgnis-
erregend zu.
" Ein kompliziertes Steuersys-
tem schreckt Investoren ab.
" Die Kauflaune der Verbrau-
cher bleibt angesichts ungewis-
ser Zukunftsaussichten und dro-
hender Belastungen des privaten
Geldbeutels stark gebremst.
" Zum Teil extrem gestiegene
Energiekosten sind ein negativer
Standortfaktor und lassen die
Sparbereitschaft der Bürgerin-
nen und Bürger weiter steigen.

Demgegenüber gibt es nur
wenige positive Aspekte:

" Die Exportwirtschaft ver-
zeichnet immer neue Rekorde.
" Die Bürgerinnen und Bürger
haben enorme Summen auf der
hohen Kante.
" Der deutsche Erfindergeist
sorgt für beeindruckende Patent-
anmeldungen und hohe Wettbe-

sorische Verfassung im Eindruck
eines kaum beendeten Krieges
gegossen - war zu Recht auf eine
absolute Kontrolle aller Gewal-
ten, auf eine Machtverteilung bis
hin zur Atomisierung gradliniger
und notwendiger Entscheidungs-
wege angelegt. Heute hindern
und blockieren sich Bundesrat
und Bundestag, verstricken sich
die Staatsebenen in Zuständig-
keits- und Finanzierungsfragen
und kein Mensch, bis auf die we-
nigen verbeamteten Übermen-
schen in den Staatskanzleien un-
serer Republik durchschaut
mehr das System, das sich selbst
aus seinem Verständnis heraus
noch undurchschaubarer macht.

Das ist zwangsläufig so, weil
gerade die wenigen „Durch-
blicker“, die Teil dieses Systems
der wechselseitigen Verantwor-
tungsdelegation sind, sich und
das System selbst unentbehrlich
machen wollen. Ein fataler Auto-
matismus, den wir aus der Büro-
kratielehre kennen.

Im scheinbaren Überfluss der
Erhardschen Wirtschaftserfolge
begann schon Adenauer die so-
ziale Komponente der gut funk-

Am 1. Januar 1806 verkün-
dete der Reichsherold in den
Straßen Münchens, dass Kur-
fürst Max IV. Joseph sich be-
wogen fühlte, den Thron sei-
ner Väter zu besteigen. Er
nannte sich von diesem Tag an
Max I. Joseph, König von
Bayern.

Damit trat unser Land in
seine moderne Geschichte ein.
Das Staatsgebiet nahm all-
mählich, spätestens mit dem
Ende des Wiener Kongresses
und der Eingliederung der
Pfalz, seine heutige Gestalt
an. Nach dem Ersten Welt-
krieg kam nach einer Volksab-
stimmung Coburg hinzu, die
Pfalz ging nach dem Zwei-
ten Weltkrieg verloren. Der
neue Staat war eine Mittel-
macht von europäischem An-
spruch. Dies zeigte sich be-
sonders, als Prinz Otto, der
zweitgeborene Sohn König
Ludwigs I., König von Grie-
chenland wurde (1832) und
dann 30 Jahre blieb.

Aber auch im Inneren des
Landes änderte sich ungeheuer
viel. So trat am 17. Mai 1818
für das Gebiet des König-
reichs rechts des Rheins ein
neues Gemeindeedikt in Kraft.
Zum ersten Mal in der neue-
ren bayerischen Rechtsge-
schichte wurde dort in dem
Vorwort des Königs von den
Magistraten mit einem „freye-
ren und erweiterten Wirkungs-
kreise“ gesprochen. Eine neue
Ära in der Entwicklung der
Gemeindeverfassungen hatte
begonnen. Für die Städte be-
deutete dies, dass ein Zwei-
kammersystem (Gemeinde-
ausschuss, der später „Colle-
gium der Gemeindebevoll-
mächtigten“ hieß, und Magis-

trat) mit einem Bürgermeister
an der Spitze eingeführt wur-
de. Dieses System bestand bis
zum Ende des Königreichs im
November 1918. Erst das
„Gesetz über die Selbstver-
waltung“ vom 22. 5. 1919
(GVBl. 1919 S. 239) löste die
bis dahin weitergeltende
„rechtsrheinische Gemeinde-
ordnung“ von 1869 in wesent-
lichen Teilen ab. Das heute
noch geltende Einkammersy-
stem wurde eingeführt.

Aber auch in vielen anderen
Bereichen zeigte das neue Kö-
nigreich, zu welchen Leistun-
gen es fähig war. So fuhr in
Bayern u.a. die erste deutsche
Eisenbahn von Nürnberg nach
Fürth, der Ludwig-Donau-
Main Kanal wurde gebaut und
die Residenzstadt München
erhielt ein völlig neues Ge-
sicht durch die großen Pracht-
straßen (Ludwig-, Maximili-
an- und Prinzregentenstraße).

Die Zeit des Königreiches
jedenfalls war nicht die
schlechteste Periode in der
bayerischen Geschichte, auch
nicht für die Gemeinden.

KolumneGZ Luitpold Braun

Dr. Uwe Brandl. !!

stabilen Faktor inmitten Euro-
pas zu etablieren und insbeson-
dere eine „friedliche“ Gesell-
schaft zu schaffen. Mehr und
mehr galt es außerdem, eine in
Wohlstand erblühende Gesell-
schaft dem sozialistischen Mo-
dell der Planwirtschaft entge-
genzustellen.

Das Grundgesetz - als provi-

kann Deutschland fit für die Zu-
kunft werden. Die Bürgerinnen
und Bürger werden Einschnitte
akzeptieren, wenn sie ein Ge-
samtkonzept zur Gesundung un-
seres Staatswesens erkennen
können. Sie warten gleichsam
nur auf eine Initialzündung der
„hohen Politik“. Die Große Ko-
alition hat hier eine immense
Verantwortung. Ich bin über-
zeugt, dass Deutschland wieder
nach oben kommt, wenn die Bür-
gerinnen und Bürger Vertrauen
in die Politik und die gesell-
schaftlich relevanten Kräfte wie-
der finden und erkennen, dass
das nach und nach entstandene
„Rundum-sorglos-Paket“ staatli-
cher Transferleistungen der ver-
gangenen Jahre und Jahrzehnte
nicht mehr funktioniert, sondern
jeder einzelne seinen Beitrag für
das Gemeinwesen leisten muss.

Bittere Pillen

Reformen ohne Schmerzen
gibt es genauso wenig wie wirk-
same Medikamente, die süß
schmecken. Nur bittere Pillen
werden den Patienten wieder auf
die Beine stellen. Mehr Arbeit
bei weniger Lohn um den Preis
der Standortsicherung, mehr Be-
schäftigung bei weniger optima-
len Standortbedingungen aber
hoher Produktivität, weniger
staatliche Versorgung und mehr
private Initiative bei Honorie-
rung derselben, weniger staatli-
che Belastung und mehr Eigen-
verantwortung zu ermöglichen,
ist Gebot der Stunde. Der Staat,
also wir, müssen denen helfen,
die nicht schwimmen können
und nicht diejenigen Kräfte zeh-
rend abschleppen oder ins Ret-
tungsboot holen, die sich in un-
serer Gesellschaft aus eigener
Kraft behaupten können.
Sind wir noch zu retten?
Jawohl! !!
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(Fortsetzung von Seite 1)
schaftsinitiative „SozialeStadt“ sei
man auf dem richtigenWeg.
Die bayerischen Städte stehen

im nationalen und internationa-
lenVergleich gut da, erklärte der
stellvertretende CSU-Fraktions-
vorsitzendeDr.OtmarBernhard.
München erreiche bei zahlrei-
chenRankings Spitzenplätze, al-
lerdings nicht bei derBewertung
derDynamik der Stadt.Der Frei-
staat Bayern müsse die rot-grün
regierte Landeshauptstadt in vie-
len Punkten zu ihrem Glück
zwingen. Bernhard sprach in
diesem Zusammenhang insbe-
sondere die Münchner Messe,
den Flughafen und die Garchin-
gerNeutronenquelle an.

Wissenschafts-
und Kulturmetropole

DieMünchner fühlten sich laut
einer Bürgerbefragung in der
Stadt wohl und schätzten sie als
offene, saubere, internationale
Wissenschafts- undKulturmetro-
pole ein.EnormeWirtschaftskraft
und ein hoher Sicherheitsfaktor
seien ebenfallsKennzeichen.Wie
Bernhard ausführte, entwickle
sich auch dasVerhältnis zwischen
deutscher und nichtdeutscherBe-
völkerung positiv. Sorgen bereite

Stadt und Land.
Dr. Wolfgang Peiner, Finanz-

senator der Freien und Hanse-
stadt Hamburg, berichtete über
die Erfolge der CDU-Politik seit
dem Regierungswechsel in
Deutschlands zweitgrößter Stadt
im Jahr 2001. Mit dem Ersten
Bürgermeister Ole von Beust an
der Spitze sei der CDU-Senat
2004 mit absoluterMehrheit be-
stätigt worden. Unter seiner
Führung erlebe Hamburg den
Wechsel zu einer „starken und
dynamischenGroßstadt“.
Wie Peiner berichtete, gebe

das von der CDU erarbeitete
Leitbild seiner Stadt „Metropole
Hamburg-Wachsende Stadt“ die
Richtung vor. Anhand dieser
Konzeption werde jährlich über-
prüft, ob die gesteckten Ziele er-
reicht wurden. Wichtig sei Ole
von Beust und der Hamburger
CDU, die Entwicklung des
Ganzen im Blick zu haben. „Wir
brauchen nicht nur Leuchtturm-
projekte wie denAusbau desHa-
fens“, so Peiner. Hamburg habe
in den vergangenen Jahren zu-
dem auch seine Kommunalpoli-
tik konsequent umgestaltet. Die
Hansestadt habe unter anderem
mit der Reform der Sozialhilfe,
einem verbesserten Klima für
Existenzgründer und einer
schlanken Verwaltung, die mit
Hilfe einer modernen Kosten-
Leistungs-Rechnung gesteuert
wird, Erfolg gehabt.

Zentrale Stellung
der Familienförderung

Der Senator wies auch auf die
zentrale Stellung der Familien-
förderung in seiner Stadt hin.
Hamburg investiere aktuell 370
Millionen Euro in den Ausbau
der städtischen Kinderbetreu-
ung. Dafür sei die Grundsteuer
erhöht werden, was die Bürger
akzeptiert hätten.
Zum großstädtischen Lebens-

gefühl gehöre auch die Weiter-
entwicklung der Metropole als
Kulturstadt. Auch hier nehme
Hamburg eineVorreiterrolle ein.
Soziale Probleme gehe die Han-
sestadt jetzt konsequenter an, als
dies unter der rotenVorgängerre-
gierung der Fall war.Dazu gehö-
re nicht nur die Sauberkeit und
Ordnung in den Stadtteilen, son-
dern auch schärfere Kontrollen
bei Schulschwänzern, so Peiner
abschließend. DK

denMünchnern derArbeitsplatz-
abbau und derMangel an famili-
enfreundlichem und preisgünsti-
gemWohnraum.

Defizite beim Freizeitangebot

Defizite sähen dieBürger auch
im Freizeitangebot für Jugendli-
che und bei der Kinderbetreu-
ung, weil es die Landeshaupt-
stadt nicht - anders als im Rest
Bayerns - geschafft habe, eine
Vollversorgung mit Kindergar-
tenplätzen zu garantieren, mein-
te Bernhard. Er nannte fünf
Schwerpunkte, die in der Mün-
chner Kommunalpolitik in der
nächsten Zeit angepackt werden
müssen: Sanierung der öffentli-
chen Finanzen, mehr Transpa-
renz bei den öffentlichenBeteili-
gungen, engere Zusammenarbeit
mit dem Münchner Umland,
Fortschreibung des Landesent-
wicklungsprogramms sowie
Schulpolitik mit besonderem
Augenmerk auf dieHauptschule.
Politisch seiMünchen darüber

hinaus auch ein Seismograph für
gesellschaftliche Entwicklun-
gen: DieZahl der Singlehaushal-
te liege bei 50 Prozent und 75
Prozent aller Haushalte hätten
keine Kinder. Hier gebe es gra-
vierende Unterschiede zwischen

(Fortsetzung von Seite 1)
tischen Anstrengungen sowohl
der Bayerischen Staatsregierung
als auch derBaden-Württember-
gischen Landesregierung.
Schrittweise soll ein Betreu-

ungsangebot geschaffen werden,
das vom Kleinkind bis zum Ju-
gendlichen reicht. Die Möglich-
keiten, Familie und Erwerbs-
tätigkeit zu vereinbaren und auf-
einander abzustimmen, sollen
damit nachhaltig erweitert wer-
den.DieAnstrengungen konzen-
trieren sich gegenwärtig auf den
Ausbau derAngebote für dieAl-
tersgruppe der unter dreijährigen
Kinder und Schulkinder.

Wahlfreiheit

Wie Baden-Württembergs So-
zialministerAndreas Renner be-
tonte, sei es das erklärte Ziel sei-
nes Landes, „zum Kinderland
Deutschlands“ zu werden.Dabei
trügen vor allem dieKommunen
besondereVerantwortung.
Das Land habe eine signifi-

kante Verbesserung des Platzan-
gebots erreicht, indem z. B. bei
der Förderung Gruppen mit ver-
längerten Öffnungszeiten, mit
Altersmischung oder Ganztags-
betreuung begünstigt wurden. In
nur vier Jahren habe sich so die
Anzahl der Gruppen mit verlän-
gerten Öffnungszeiten sowie der
altersgemischten Gruppen mehr
als verdreifacht und sich zudem
dieAnzahl derGanztagsgruppen
mehr als verdoppelt. Nachdem
im Bereich der Kindergärten
Vollversorgung erreicht sei,
„konzentrieren wir uns jetzt auf
den bedarfsgerechten Ausbau
der Klein- und Schulkinderbe-
treuung“.
Nach dem Konzept „Kinder-

freundliches Baden-Württem-
berg“ aus dem Jahr 2002 haben
Eltern laut Renner die Wahl, ob
ihre Kinder innerhalb oder
außerhalb der eigenen Familie
betreut werden. Dafür stelle das
LandMittel inHöhe von jährlich
über 15 Millionen Euro zur Ver-
fügung, die in die Förderung von
Krippen und in den Ausbau der
Strukturen der Kindertagespfle-
ge sowie in die Schulkinderbe-
treuung fließen. Mit Erfolg: Die
Anzahl der Krippenplätze konn-
te seit 2002 mehr als verdreifacht
werden. Für Kleinkinder stehen
rund 7.500 Plätze in altersge-
mischten Gruppen zur Verfü-
gung.Mit Landesförderung sind
mehr als 50 örtliche Tagesmüt-
tervereine entstanden. Etwa
7.600 Tagesmütter betreuen ins-
gesamt rund 12.200 Kinder.
Renner: „Baden-Württemberg
verfügt somit derzeit über mehr
als 19.000 Betreuungsplätze für
Kleinkinder.Dies entspricht einem
Versorgungsgrad von 6,5 %.“
Um dieQualität der Bildungs-

und Erziehungsarbeit zu verbes-

sern, hat Baden-Württemberg
den Bildungsauftrag der Ta-
geseinrichtungen fürKinder aus-
drücklich in das Landesrecht
aufgenommen.Auch dieBetreu-
ungsangebote für Schulkinder
wurden in den letzten Jahren
kontinuierlich gesteigert. Neues
Element ist dabei die verlässli-
che Grundschule - einAngebot,
dasRenner zufolge in 80 Prozent
der Grundschulen bereits umge-
setzt wurde und für verlässliche
Unterrichtszeiten, eine päda-
gogische Qualitätsverbesserung
und eine bedarfsorientierte Be-
treuung steht. Für einen Zeitkor-
ridor von sechs Stunden amVor-
mittag trage das Land in diesem
Rahmen dieHälfte der Personal-
kosten für dieBetreuung. Im ver-
gangenen Schuljahr 2004/2005
wurden so mehr als 51.000 Schul-
kinder betreut. Daneben bestün-
den Hortgruppen undAngebote
der flexiblenNachmittagsbetreu-
ung an Schulen, an deren Perso-
nalkosten sich das Land mit ca.
30 Prozent beteilige.
Wie Bayerns Sozialministerin

Christa Stewens erläuterte, ist im
Freistaat am 1. August 2005 ein
Gesetz in Kraft getreten, das die
Kinderbetreuung grundlegend re-
formiert. Dieses betreffe sowohl
in quantitativerHinsicht den wei-
teren Ausbau des Angebots und
dessen Finanzierung als auch
in qualitativerHinsicht die Inhalte

der pädagogischen Arbeit.
ImMittelpunkt des neuen Ge-

setzes stehe dasKind. Für die Fi-
nanzierung bedeute dies: Die
Einrichtungen werden nicht
mehr pauschal gefördert, son-
dern nach dem konkreten För-
der- und Betreuungsbedarf der
einzelnen Kinder. Des Weiteren
erhielten die Eltern stärkeren
Einfluss auf dieAngebotsstruk-
tur und die Bildungsinhalte.

Stärkung der Gemeinden

Dass das Kind imMittelpunkt
steht, bedeute in qualitativer
Hinsicht: „Das neue Gesetz ist
ein Bildungsgesetz.“ Die Ge-
meinden würden durch das neue
Gesetz bei der Sicherstellung
und Planung des Betreuungsan-
gebots gestärkt. Sie könnten das
Angebot am besten auf die Be-
dürfnisse vorOrt ausrichten. Für
jeden Platz in der Kinderta-
geseinrichtung und in der Ta-
gespflege, den die Kommunen
als bedarfsnotwendig anerkannt
haben, gewährleiste der Staat ei-
ne staatliche Förderung.
Ausbaubedarf bestehe insbe-

sondere bei den Plätzen für die
unter Dreijährigen und für die
außerschulische Betreuung von
Schulkindern, erklärte Stewens.
Der Bedarf divergiere dabei auf-
grund der unterschiedlichen Ein-
stellungen und gesellschaftli-
chen Rahmenbedingungen in
den Städten und auf dem Land
zum Teil erheblich. DK

Lebenswerte Großstädte ...

Kinderbetreuung ... Anlagenoptimierung
für umsichtige Kommunen

Gottfried Urban, Vorstand der Neue Vermögen AG, im Gespräch mit der GZ
„Wir sind dazu da, das Geld der Kommunen so anzulegen,
dass relativ risikolos gute Erträge erwirtschaftet werden kön-
nen“, erklärte Gottfried Urban, Vorstand der Neue Vermögen
AG, im Gespräch mit der GZ.
Während die klassische Bera-

tung dahin gehe, Rentenpapiere,
Pfandbriefe oder eineObligation
anzubieten, verwendet die Neue
VermögenAGmehrAnlageklas-
sen. Rente, Immobilien, Aktien
(vielleicht die Anlage von Spe-
zialfonds im kleinenAktienteil),
möglicherweise noch der Be-
reich Rohstoffe - diese Anlage-
klassen seien für dieKommunen
empfehlenswert. Dass dies ein
durchaus lohnendesUnterfangen
sein kann, zeigt ein Beispiel aus
dem Allgäu: Hier wurden sage
und schreibe jährlich zusätzlich
200.000 Euro Zinsen zusätzlich
erwirtschaftet.

Portfoliotheorie
nach Markowitz

„Alles wird natürlich wohl do-
siert, damit nichts passiert“, be-
merkt Urban. „Wir können das
procedere insofern steuern, als
wir nach der modernen Portfo-
liotheorie nach Markowitz han-
deln.“ Der Nobelpreisträger für
Wirtschaftswissenschaften hat

nachgewiesen, dass das Risiko
eines traditionellenAnlageport-
folios, bestehend ausAktien und
Anleihen, erheblich gesenkt und
das Ertragspotential dieses Port-
folios gesteigert werden kann,
wenn diesem ein kleiner Teil ei-
nes alternativen Investments bei-
gemischt wird.Weiterhin nutzen
dieseAnlageformen Freigrenzen
aus und bieten denAnlegern die
Möglichkeit, Ausschüttungen
mit geringeren Steuern oder gar
nahezu steuerfrei zu vereinnah-
men. Die Diversifikation in ver-
schiedenenAnlagenklassen und
die Beimischung von nichttradi-
tionellen Anlageformen mini-
mieren das Risiko bei gleichen
oder höheren Erträgen. „So kann
man ganz individuell auf dieBe-
dürfnisse einer Stiftung, einer
Gemeinde oder einer Stadt ein-
gehen“, betontUrban.

Zahlreiche Auszeichnungen

Gemeinsam mit der DZ Bank
International S.A. hat der Traun-
steiner Vermögensverwalter im
Juni 2005 einen so genannten
Portfoliofonds auf denMarkt ge-
bracht.Der „NVStrategie Fonds
Konservativ“ ist ein Dachfonds
mit einem breiten Anlagespek-
trum. Er bietet für jedenAnleger
die ideale, steuerlich optimierte
Gesamtvermögenslösung. Zu-
gleich werden Kurschancen des
Aktienmarktes genutzt. Gemäß
demMotto: „Anlageerfolg sollte
kein Zufall sein, sondern das Er-
gebnis klarer analytischer Pro-
zesse“, wird das Portfolio zu-
sammengestellt.
Und der Erfolg gibt Urban

Recht: Mit zahlreichen Aus-
zeichnungen und Spitzenplätzen
in Fondswettbewerben gehört
die Neue Vermögen AG zu den
„top winnern“ im Bereich
Fondsverwaltung.
Die zweite Auswahl erfolgt

durch das „Best Idea“ Prinzip, ei-
ne Kombination der besten Stra-
tegien und Prozesse. Um eventu-
ellen Klumpenrisiken oder Sys-
temfehlern vorzubeugen, erfolgt
im dritten Schritt eine Plausibi-
litätsprüfung. ZentralesAnliegen
des Fondsmanagements ist eine
defensiveBasisstreuung, die auch
bei negativerBörsentendenz soli-
de Erträge abwirft.

Erfolgreiche Strategie

Die Neue Vermögen AG hat
auch im Geschäftsjahr 2005 ihre
erfolgreiche Strategie fortge-
setzt. In weniger als acht Jahren
hat sich aus der Firma, die An-
fang 1998 von acht Bankern und
deren Kunden gegründet wurde,
einUnternehmen mit mittelstän-
dischem Charakter entwickelt.
Die Neue Vermögen AG ist

mittlerweile mit insgesamt 13
Standorten in Deutschland und
einer eigenständigen Niederlas-
sung in Österreich präsent. Der-
zeit betreuen rund 60Anlageex-
perten insgesamt gut 7.000Kun-
dendepots mit einem Gesamtvo-
lumen im oberen dreistelligen
Millionen-Euro-Bereich. Damit
zählt das Unternehmen zu den
größten unabhängigen Vermö-
gensverwaltern auf dem deut-
schenMarkt.
DasAngebot derNeueVermö-

gen AG richtet sich sowohl an
private als auch an institutionelle
Anleger.Unterstützt werden die-
se in den Bereichen ganzheitli-
che Planung und Betreuung von
Kapital- undVermögensanlagen,
Vermögens-, Finanz- und Wirt-
schaftsberatung, Finanzportfo-
lioverwaltung, Vermittlung von
Versicherungen, Bausparverträ-

gen, Investmentanteilen und Im-
mobilien sowie der Vermittlung
von Krediten und Darlehen,
Venture Capital und sonstigen
Capital- undVermögensanlagen.
Gerade bei den oft wenig be-
kannten Möglichkeiten, Gelder
in guten Zeiten „insolvenzge-
schützt“ anzulegen, herrscht
nach UrbansAngaben „enormer
Beratungsbedarf“.
Der eigens auf dieKommunen

zugeschnittene sog. Kredit-Ma-
nagement-Service hat das Ziel,
Kredite nachMöglichkeit so um-
zuschichten, dass Änderungen
auf dem Zinsmarkt zugunsten
der kommunalen Haushalte aus-
genutzt werden können.
Bei den Kommunalkrediten

arbeite man mit einem Partner
zusammen, der Gutachten für
kommunale Kredite bzw. Groß-
kredite anfertigt. Dabei gehe es
nicht darum, den Kreditgeber zu
wechseln, sondern „dem kom-
munalen Entscheidungsträger
Entscheidungshilfen zu geben“.
Erfolgsorientiertes Handeln lau-
te dieMaxime.
Der bereits seit 25 Jahren auf

dem Gebiet der Fondsanalyse
tätige Diplom-Bankbetriebswirt
spricht aus Erfahrung, wenn er
erklärt, dass bei der Kreditneu-
aufnahme in den Kommunen
nicht alles sehr gut laufe. Es ge-
be „hervorragende Kämmerer“,
die äußerst erfolgreich mit den
Banken verhandelten. Das Pro-
blem aber liege darin, „dass die
alten, vier bis sechs Jahre laufen-
den Kredite mit langer Bin-
dungsdauer nicht mehr unter die
Lupe genommen werden“. Ge-
nau hier aber liege das Potenzial
der Kommunen: Durch Über-
prüfung und geschicktes Einset-
zen effektiver Instrumente könne
die Neue Vermögen AG den
Kommunen helfen, „richtigGeld
zu sparen“.

Potenzial bei
Erneuerbaren Energien

Bei einem Blick in die Zu-
kunft erwartet sich der Vorstand
für die Unternehmensentwick-
lung positive Impulse durch den
Einstieg in die alternative Ener-
giewirtschaft. Über die öster-
reichischeTochtergesellschaft ist
die Neue Vermögen AG mehr-
heitlich an der BioMa Energie
AG beteiligt. Das Unternehmen
baut derzeit in Österreich - teil-
weise mit strategischen Partnern
aus dem Energiesektor - vier
Biomasse-Heizkraftwerke (siehe
dazu GZ 22).Auch Kommunen
sind an diesem Kraftwerkepool
alsAktionäre beteiligt. DK

Kreistag Cham:

Privatisierung des
Krankenhausbetriebs
Als „Chance für unsere

Krankenhäuser“ bezeichnete
Landrat Theo Zellner die Um-
wandlung des bisherigen Ei-
genbetriebs in eine privatwirt-
schaftlich geführte gemeinnüt-
zige „Kliniken desLandkreises
Cham GmbH“. Die dazu not-
wendigenVerträge (Ausgliede-
rungsplan, Gesellschafts- und
Personalüberleitungsvertrag,
Regelung der Eigentumsver-
hältnisse anGrundstücken und
Gebäuden) wurden vom Gre-
mium einstimmig gebilligt.
Das Management übernimmt
die Firma „b.t. proHospital“.
Damit sollen zukunftsfähige

Strukturen geschaffen, medi-
zinische Leistungen optimiert
und verbessert, sowieDefizite
abgebaut werden. Die ge-
meinnützige GmbH muss auf
Dauer ihre Investitionen sel-
ber erwirtschaften. !
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Zwischenresultat bei der BayernLB:

Ergebnis nochmals
erheblich verbessert

Zielwert 2005 beim Operativen Ergebnis schon nach neun Monaten erreicht
München - Die BayernLB hat ihr operatives Ergebnis (Be-
triebsergebnis) im Konzern nach neun Monaten 2005 um 42,5
Prozent (absolut: um 302 Mio. Euro) auf 1.013 Mio. Euro ge-
genüber dem anteiligen Jahreswert 2004 gesteigert. „Damit ha-
ben wir schon nach neun Monaten unsere ursprüngliche Ziel-
vorgabe für das Gesamtjahr 2005 erreicht. Aus heutiger Sicht
rechnen wir für 2005 nunmehr mit einem operativen Ergebnis
von über 1,3 Milliarden Euro“, so Werner Schmidt, Vorsitzen-
der des Vorstandes, vor dem Club Wirtschaftspresse München.

„Mit diesem Ergebnis und ei-
ner ebenfalls über dem Zielwert
liegenden Eigenkapitalrentabi-
lität von 15,8 Prozent sehen wir
uns im Verbund mit den bayeri-
schen Sparkassen im Wettbewerb
gut aufgestellt“ so Schmidt wei-
ter. Der Zinsüberschuss wuchs um
5,3 Prozent und betrug im Be-
richtszeitraum 1.603 Mio. Euro
(gegenüber 1.522 Mio. Euro zum
anteiligen Vorjahreswert). Der
Provisionsüberschuss stieg um
5,9 Prozent auf 270 Mio. Euro.
Das (nach HGB-Bilanzierungs-
vorschriften ermittelte) Nettoer-
gebnis aus Finanzgeschäften
liegt per 30. September 2005 mit
72 Mio. Euro um rund 22 Mio.
Euro unter dem zeitanteiligen
Wert des Vorjahres.

Sachaufwand

Die Verwaltungsaufwendun-
gen nehmen im Konzern um
10,9 Prozent zu auf 1.005 Mio.
Euro (Vorjahr 906 Mio. Euro).
Dabei liegt der Personalauf-
wand nach einer Zunahme um
2,1 Prozent bei 528 Mio. Euro.
Ein Einmalaufwand für Projek-
te aufgrund gesetzlicher Vorga-
ben (z. B. IFRS/Basel II) in
Höhe von 60 Mio. Euro führte
maßgeblich zu einem vorüber-
gehenden Anstieg des Sachauf-
wands um 88 Mio. Euro oder
22,4 Prozent auf 477 Mio. Euro.
(Vorjahresvergleichsraum 389
Mio. Euro).

Die Cost-Income-Ratio liegt
aktuell (bereinigt um den Ein-
malaufwand der Projekte) bei
46,5 Prozent gegenüber 44,4
Prozent zum Vergleichszeit-
raum des Vorjahres. Zum 30.
September 2005 wird für Risi-
kovorsorge und Bewertungs-
maßnahmen ein Betrag von 16
Mio. Euro disponiert. Damit
konnte der Aufwand im Ver-
gleich zum Referenzzeitraum
des Vorjahres um absolut 405
Mio. Euro oder 96,2 Prozent
verringert werden.

Bilanzentwicklung

Der Zuwachs der Konzernbi-
lanzsumme in den ersten neun
Monaten 2005 beträgt gegenü-
ber dem 31.12.2004 7,1 Prozent
(+23,7 Mrd. Euro) auf 356,8
Mrd. Euro. Die Kundeneinlagen
nahmen um 6,4 Prozent auf
74,9 Mrd. Euro zu, die verbrief-
ten Verbindlichkeiten erhöhten
sich um 9,7 Prozent auf 113,9
Mrd. Euro (Veränderungen ge-
genüber 31.12.2004). Die Ei-
genkapitalquoten der BayernLB
liegen zum Stichtag 30.09.2005
weiterhin im Zielkorridor. Die
Kernkapitalquote beträgt 7,9
Prozent (zum 31.12.2004: 8,3
Prozent), die Eigenmittelquote
(Gesamtkennziffer) liegt bei
11,6 Prozent (zum 31.12. 2004:
12,5 Prozent).

Ausblick auf das
Gesamtjahresergebnis 2005

Für das Gesamtjahr 2005 pro-
gnostiziert Werner Schmidt:
„Aus heutiger Sicht ist davon
auszugehen, dass die BayernLB
zum Jahresende ein operatives
Ergebnis von über 1,3 Mrd. Eu-
ro und damit einen Anstieg von
rund 40 Prozent erreichen wird.

Ferner erwarten wir einen Jah-
resüberschuss von 500 bis 600
Millionen Euro (Vorjahr: 98
Millionen Euro). Neben einer
Erhöhung der Dividende von 4
auf 5,5 Prozent ist erstmals seit
Jahren eine erhebliche Dotie-

rung der Gewinnrücklagen in
Höhe von 400 bis 500 Millio-
nen Euro vorgesehen“.

Konsequenter Ausbau
der Auslandsstrategie

Die konsequente, weitere
Fortführung der ertragsorien-
tierten Auslandsstrategie fo-
kussiert sich neben dem eu-
ropäischen und amerikanischen
Markt vor allem auf die ent-
wicklungsfähigen Märkte in
Osteuropa und Asien. In diesen
Regionen ist die BayernLB
schon seit Jahren präsent und

kann auf fundierte Erfahrungen
und Netzwerke bauen. Zur Ver-
besserung der Gesamtrendite im
Konzern und zur Verbreiterung
der Retailbasis in Osteuropa
nutzt die BayernLB die Chancen
der Wachstumsmärkte in Asien
und Mittel- und Osteuropa.

Potenziale bei PPP

In der Region Osteuropa be-
gleitet und unterstützt die Bay-
ernLB Firmenkunden der Spar-
kassen-Finanzgruppe sowie deut-
sche und europäische Konzer-
ne, Private und selektiv aus-
sichtsreiche lokale Unterneh-
men. Banken und die öffentli-
che Hand gehören bei gutem
Rating ebenfalls zu den Ziel-
kunden. Potenziale sieht die
Bank auch im Bereich PPP
(PrivatePublicPartnership), wie
beim Bau von Autobahnen. Sie
fokussiert sich dabei regional
und produktbezogen. Die unga-
rische BayernLB-Tochter MKB

wird gestärkt und weiter, auch
über Ungarn hinaus, ausgebaut.
Im Rahmen weiterer Veränderun-
gen der Bankenstruktur in Mittel-
und Osteuropa wird die Bayern-
LB - sofern der Return on Invest-
ment (RoI) vertretbar ist - durch
Zukäufe und/oder Greenfield-In-
vestitionen (Neugründungen) ih-
re Position weiter ausbauen.

Asiengeschäft

In Asien unterstützt die Bay-
ernLB die Sparkassen und ihre
Kunden mit kompetenter Bera-
tung, mittels Ihrer Auslands-
stützpunkte, den Leistungen des
German Centre Shanghai und
Kooperationspartnern in den
wichtigsten Märkten vor Ort.
Die BayernLB bringt ihre
langjährigen Erfahrungen in
den wirtschaftlichen Brenn-
punkten Hong Kong, Shanghai,
Peking und Tokio ein. Der Aus-
landsstützpunkt Hong Kong
dient als Drehscheibe für das

Asiengeschäft. Shanghai ist
Ausgangspunkt zur Bearbeitung
des chinesischen Marktes. Mit
dem neuen German Centre in
Shanghai eröffnet die Bank
deutschen Unternehmen über-
dies vielfältige Unterstützungs-
möglichkeiten bei ihrem Weg
nach China.

Weitere Stützpunkte

Die BayernLB ist für ihre
Kunden und die Kunden der
Sparkassen darüber hinaus mit
Stützpunkten in Europa (Bu-
dapest, London, Luxemburg,
Mailand, Paris, Zürich), Ame-
rika (Montreal, New York) und
Asien (Hong Kong, Peking,
Shanghai, Tokio) vor Ort.
Überdies kooperiert die Bay-
ernLB als erste Landesbank
mit dem S-Country-Desk der
deutschen Großsparkassen und
kann so zusätzliche Services in
anderen internationalen Regio-
nen bieten. !



Machen Sie Ihr Finanzmanagement zum Chancenmanagement:
Die erfahrenen Spezialisten der Deutschen Bank bieten moderne
Finanzinstrumente an, die zielgenau und praxisorientiert auf
Kommunen, kommunale Betriebe und Unternehmen zugeschnitten
sind. Ihre Chancen: Zinsaufwand senken, Verpflichtungen schneller
abbauen und neue Spielräume für Investitionen schaffen.

Mehr dazu erfahren Sie im Internet
oder direkt von Ihrem Ansprechpartner:
Hans-Jürgen Gerlach, Tel.: 0 89-23 90 22 09
E-Mail: hans-juergen-ge.gerlach@db.com

www.deutsche-bank.de/oeffentlicher-sektor

Leistung aus Leidenschaft.

Hürden gemeinsam
meistern.

Zinslasten senken –
Marktchancen nutzen

Public Private Partnership:

Kommunalfinanzierung
auf neuen Wegen

Für Bau, Betrieb und Unterhalt von Schulen, kommunalen
Schwimmbädern, Brücken und Straßen sowie Ver- und Ent-
sorgungsanlagen trägt die öffentliche Hand die Verantwor-
tung. Ihre Finanzierung wird zunehmend zur Herausforde-
rung der angespannten Haushalte. Wie sich mehr Sparsam-
keit und Wirtschaftlichkeit durchsetzen lassen, zeigen neue
Erfahrungen der Zusammenarbeit zwischen öffentlicher
Hand und Privatwirtschaft.

Einen wesentlichen Impuls
gibt der Zusammenarbeit der öf-
fentlichen Hand mit privaten In-
vestoren und Bauunternehmen
die auf Bundesebene ins Leben
gerufene Initiative Public Priva-
te Partnership (PPP) im Hoch-
bau, die das Bundesverwaltungs-
amt in Köln, die Initiative D 21
sowie das Land Nordrhein-West-
falen und die Bertelsmann Stif-
tung maßgeblich fördern. Sie ist
für die Zukunft der Bauwirt-
schaft und zum Vorteil von
Bund, Ländern und Kommunen
von erheblicher Bedeutung.

PPP-Task-Force

Public Private Partnership ist
bis heute nicht als abgeschlosse-
ner Kanon von vertraglich und
organisatorisch einheitlichen Mo-
dellen und Verfahren definiert.
Der Begriff ist eine Sammelbe-
zeichnung für vielfältige Formen
der Kooperation der öffentlichen
Hand mit der Privatwirtschaft.
Sie wurde und wird in den Bun-
desländern auch wegen der Not
der öffentlichen Haushalte unter-
schiedlich intensiv genutzt. Eine
Schrittmacherrolle hat das Land
Nordrhein-Westfalen übernom-
men. Unter Regie des Finanzmi-

nisteriums ist dort eine PPP-
Task-Force eingerichtet worden.
Sie steht Kommunen mit Rat
und Tat zur Seite.

So ist es nicht verwunderlich,
dass Nordrhein-Westfalen mit
Pilotprojekten in Monheim und
Frechen eine bundesweite Vor-
reiterfunktion hat. Beispiel Fre-
chen-Habbelrath: In der Kom-
mune westlich von Köln ist ein
16 Millionen Euro teurer Schul-
neubau ein Modell, wie die öf-
fentliche Hand trotz knapper
Kassen gemeinsam mit privaten
Partnern teure Infrastrukturpro-
jekte realisieren kann. Die Full
Service-Lösung für den Neubau
der Paul-Kraemer-Schule und
der Dreifachsporthalle des Nell-
Breuning-Berufskollegs erspart
dem Rhein-Erft-Kreis künftig
jährlich 300.000 Euro.

Pilotprojekt

Der Landkreis ist der erste im
Land Nordrhein-Westfalen, der
einen Schulneubau in Public-Pri-
vat-Partnership (PPP) errichtet.
Das Land fördert das Vorhaben
als Pilotprojekt für Schulneubau-
ten. Es hat auch für Deutschland
Pioniercharakter: Erstmals wird
hierzulande eine Sonderschule

für geistig und körperlich behin-
derte Kinder in einer so weitge-
henden öffentlich-privaten Part-
nerschaft realisiert: Private Part-
ner sind nicht nur für die Finan-
zierung, Planung und den Bau
von Sonderschule und Sporthal-
le verantwortlich. Sie wurden
darüber hinaus für eine Vertrags-
laufzeit von 25 Jahren auch mit
Bewirtschaftung und Unterhalt
der beiden Gebäude beauftragt.

Partner des Rhein-Erft-Kreises
ist die VICO Grundstücksver-
waltungsgesellschaft mbH, eine
eigens für dieses Projekt gegrün-
dete Projektgesellschaft der Süd-
Leasing GmbH, einer Tochterge-
sellschaft der Landesbank Ba-
den-Württemberg in Bieterge-
meinschaft mit der Bauunterneh-
mung Müller-Altvatter aus Stutt-
gart, Wayss und Freytag aus
Frankfurt sowie der Lufthansa
Gebäudemanagement GmbH.

Die SüdLeasing verfügt über
30-jährige Erfahrungen in der
Zusammenarbeit mit der öffent-
lichen Hand. Sie ist eine der
größten herstellerunabhängigen
Leasinggesellschaften Deutsch-
lands und hat schon kommuna-
le Investitionen mit einem Ge-
samtvolumen von rund vier
Milliarden Euro umgesetzt. Sie
gilt in Deutschland als Spezia-
list für Infrastrukturfinanzierun-
gen der öffentlichen Hand und
als ein Marktführer für PPP-
Modelle.

Bei erfolgreichen PPP-Model-
len akzeptieren und praktizie-
ren öffentliche Hand und Privat-

wirtschaft klare Grundsätze der
Zusammenarbeit:
! Erster Grundsatz: Diese
Art der Zusammenarbeit und
Vergabeverfahren muss strengste
Grundsätze von Wirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit erfüllen.
Tatsächlich führt der Lebenszy-
klusansatz, das bedeutet ein Ge-
samtpaket aus Planen, Bauen,
Finanzieren, Betrieb und Ver-
wertung, nachweislich zu Effizi-
enzgewinnen bei der Realisie-
rung von Hochbauprojekten. In
der Praxis werden im Vergleich
zu Bauten in Eigenregie der öf-
fentlichen Hand Kostenvorteile
bis zu 25 Prozent realisiert.
! Zweiter Grundsatz: Die
Partner akzeptieren, dass die
sachgerechte Verteilung von
Projektrisiken auch entspre-
chend leistungsorientiert und ri-
sikobezogen zu vergüten ist.
Deshalb erfordert diese neue Art
der output-orientierten Aus-
schreibung einen transparenten
und nachvollziehbaren Bieter-
wettbewerb, den alle Marktteil-
nehmer akzeptieren.
! Dritter Grundsatz: Die
Grundstruktur von PPP-Model-
len erfordert es, dass es künftig
nur noch einen einzigen Vertrag
zwischen öffentlicher Hand als
Auftraggeber und den privaten
Partnern in Form eines PPP-Pro-
jektvertrages gibt. Die öffentli-
che Hand hat also auf der priva-
ten Seite nur noch einen Ver-
tragspartner. Das kann etwa eine
Projektgesellschaft sein, die die
einzelnen Leistungen an Archi-
tekten, Bauunternehmen oder
Fachingenieure vergibt. Sie
schließt auch die entsprechenden
Verträge mit Banken für die Fi-
nanzierung oder mit Facilityma-
nagern oder Caterern als Betrei-
bern ab.

Diese Grundsätze gelten für
alle Modelle, die in der bundes-
weiten Gemeinschaftsinitiative
für Hochbauprojekte dargestellt
sind. Dabei handelt es sich um
PPP-Erwerber-, Leasing-, Ver-
mietungs- und Inhaberkonzessi-
ons-Modelle. Allen ist gemein-
sam, dass es immer um ein Ge-
samtpaket aus Planen, Bauen,
Finanzierung, Betrieb und gege-
benenfalls Verwertung geht.

Entscheidender
Unterschied:
Die Eigentümerstellung

Die Modelle unterscheiden
sich in der jeweiligen Eigentü-
merstellung sowie der Art der Fi-
nanzierung bzw. der Absiche-
rung. Bei der Frage nach dem
Eigentümer geht es erstens dar-
um, wer während der PPP-Ver-
tragslaufzeit wirtschaftlicher und
zivilrechtlicher Eigentümer des
Objektes ist. Zweitens, wo das
Eigentum am Objekt nach Ab-
lauf der Finanzierungsdauer an-
gesiedelt sein soll. Und Drittens,
welcher der Partner die Chan-
cen eines Objektes wahrnehmen
soll bzw. die Risiken trägt. Bei-
spielsweise liegt es im Charakter
einer Schule, dass sie sicherlich
langfristig im Eigentum der öf-
fentlichen Hand verbleiben soll.
Deshalb hat die PPP-Initiative
dafür das Erwerbermodell ent-
worfen: Schon zum Zeitpunkt
des Vertragsabschlusses steht
fest, dass das Objekt nach Ver-
tragsende von der öffentlichen
Hand erworben wird.

PPP-Inhabermodell

Hieraus abgeleitet ist auch das
PPP-Inhabermodell. Dabei er-
hält der private Partner von der
öffentlichen Hand nur ein Nut-
zungsrecht. Auf dieser Grundla-
ge plant, erstellt und finanziert er
das Objekt. Das hat den Vorteil,
dass wegen der kommunalgesi-
cherten Finanzierung auf Grund-
stück- oder Erbbaurechte ver-
zichtet werden kann, so dass
Transaktionskosten wie Grund-
erwerbsteuer, Notarkosten und
Eintragungsgebühren entfallen.

Vom Grundsatz anders geartet
sind PPP-Leasing- oder PPP-Ver-

mietungsmodelle. Sie halten eine
spätere Verfügung über das Ei-
gentum entweder als Ankaufs-
recht oder als Vorkaufsrecht of-
fen. Der private Partner behält
also die Verwertungsfunktion.
Beim Vermietungsmodell, das im
Prinzip einem klassischen Inve-
storenmodell entspricht, tragen
der Projektentwickler und Inve-
stor die Chancen und Risiken.
Die öffentliche Hand hat nach
Vertragsende die Möglichkeit,
das Objekt entweder weiter zu
mieten, auszuziehen oder das Ob-
jekt zum Marktwert zu erwerben.

Zielsetzungen der
öffentlichen Hand
sind entscheidend

Ein weiteres Unterscheidungs-
kriterium für die Systematisie-
rung von PPP-Modellen ist die
Frage, ob es sich um Finanzie-
rungen mit kommunaler Siche-
rung und gesicherten Zahlungen
handelt oder um eine cash-flow-
orientierte Projektfinanzierung,
bei der das gesamte Investitions-
risiko beim Finanzier angesiedelt
ist. Die Entscheidung über diese
Finanzierungsalternativen hängt
von verschiedenen Kriterien ab.
Erstens von der Objektart sowie
den Zielsetzungen und Anforde-
rungen der öffentlichen Hand.

Zwei Beispiele sollen das ver-
deutlichen: Bei Planung, Bau und
Betrieb eines Schulgebäudes, das
langfristig ins Eigentum der öf-
fentlichen Hand übergeht, besteht
das Ziel immer in einem höchst-
möglichen Effizienzgewinn im
Vergleich zu einem kommunal fi-
nanzierten Eigenbau. Mit einem
Gesamtpaket aus Planen, Bauen
und Betreiben werden erfahrungs-
gemäß Effizienzgewinne von
zehn bis 25 Prozent erzielt. Das
aber setzt voraus: Die öffentliche
Hand muss bei der Finanzierung
des Projektes - selbst wenn davon
der Vermögenshaushalt tangiert
wird - bereit sein, eine kommuna-
le Absicherung abzugeben, um
gleiche Finanzierungskonditionen
wie bei einem Bau in Eigenregie
zu sichern.

Ganz anders verhält es sich et-
wa bei einer Brückenfinanzie-
rung auf Basis eines Konzessi-
ons- oder Mautmodells. Eine
solche Investition erfordert nicht
zwingend die Einbindung der öf-
fentlichen Hand.

Auch klassische
Finanzierungsmodelle
bleiben attraktiv

Unabhängig davon bleiben für
die öffentliche Hand aber auch
klassische Finanzierungsmodel-
le wie das Werklohnstundungs-
modell unverändert attraktiv.
Dabei beauftragt die öffentliche
Hand Bauunternehmen direkt
damit, ein klar definiertes Hoch-
bauprojekt zu in einem Vergabe-
verfahren festgelegten Preisen
und Terminen zu erstellen. Für
die Vorfinanzierung bzw. Bau-
zeitfinanzierung sucht sich das
Bauunternehmen eine Bank als
Partner. Ihr tritt es die Werklohn-
stundungsansprüche gegenüber
dem Auftraggeber öffentliche
Hand ab, d.h. es verkauft sie ihr
in der Regel. Damit die Finan-
zierung zu günstigeren Kommu-
nalkreditkonditionen erfolgen
kann, gibt die öffentliche Hand
gegenüber der Bank eine Einre-
deverzichtserklärung ab.

Das Bauunternehmen baut auf
dieser Grundlage das Objekt in
eigenem Namen und auf eigene
Rechnung. Nach Fertigstellung
übergibt es das Objekt der öf-
fentlichen Hand, die es über die
Bank finanziert.

PPP als Herausforderung
für beide Seiten

Public Private Partnership ver-
spricht einerseits den öffentli-
chen Haushalten nachhaltige
Vorteile bei Bau und Unterhalt
der notwendigen Infrastruktur,
und sie gewährleistet oft sogar,
dass der Staat seine Aufgaben

überhaupt noch erfüllen kann.
Bauwirtschaft und Dienstlei-
stungsbranche sowie Bank-
wirtschaft eröffnet PPP ein viel
versprechendes Betätigungsfeld
und Wachstumsimpulse.

Damit diese Antriebe wirksam
werden, müssen beide Seiten
erst noch Hausaufgaben erledi-
gen. Die Privatwirtschaft muss
sich den neuen Anforderungen
von Public Private Partnership
stellen. Kein Zweifel: Die finan-
ziellen Möglichkeiten und Po-
tenziale der Bauwirtschaft und
vor allem der Dienstleistungs-
branche zur Absicherung der Ri-
siken sind begrenzt. Daraus er-
gibt sich die große Gefahr, dass
sich Public Private Partnership in
eine ungünstige Richtung ent-
wickelt, indem der Mittelstand,
der nicht über das entsprechende
Eigenkapital und eine ausrei-
chende Bonität verfügt, von
PPP-Modellen weitgehend aus-
geschlossen wird.

Nötige Institutionalisierung

Ein weiterer Aspekt: Public
Private Partnership wird derzeit
bundesweit nur noch in Pilotpro-
jekten umgesetzt. Eine durch-
greifende Akzeptanz auf allen
Ebenen der öffentlichen Hand
fehlt deshalb noch. Dafür wäre
es dringend erforderlich, dass
Public Private Partnership auf
Bundes- und Länderebene insti-
tutionalisiert wird. Sachverstän-
dige Institutionen sollten öffent-
liche Haushalte projektbezogen
beratend begleiten. Das ist der-
zeit in Nordrhein-Westfalen be-
reits der Fall. Auf Bundesebene
befindet sich dieser Prozess in
der Umsetzungsphase. Public
Private Partnership verspricht
bei entsprechenden Anstrengun-
gen beider Seiten zu einer erfolg-
reichen Allianz zwischen Öffent-
licher Hand und Privatwirtschaft
und zu einem Wachstumsmotor
zu werden. "

Immobilie geleast
… in Zukunft investiert
… Ihr Partner: SüdLeasing.

SüdLeasing GmbH · Augustaanlage 33
68165 Mannheim · Telefon: (06 21) 428-2700
Telefax: (06 21) 428-27 24 · www.suedleasing.de

Ein Unternehmen der Landesbank Baden-Württemberg
Mannheim · Stuttgart

Hilfe zur Selbsthilfe
Um die ländlichen Räume

zu stärken, setzt Landwirt-
schaftsminister Josef Miller
künftig noch mehr auf maßge-
schneiderte Programme und
Hilfe zur Selbsthilfe. Ziel sei-
ner Agrar- und Strukturpolitik
sei es, gegenüber der Wirt-
schafts- und Finanzkraft in
Ballungsräumen einen Aus-
gleich zu schaffen. Vor allem
die ländlichen Gemeinden
müssten sich den Herausfor-
derungen wie Abwanderung,
Überalterung, landwirtschaft-
licher Strukturwandel, Entlee-
rung der Ortskerne, Infra-
struktur sowie überkommuna-
le Zusammenarbeit stellen.
Um die Kommunen zu unter-
stützen, wurden in Bayern
zahlreiche Maßnahmenpakete
auf den Weg gebracht, denn:
„Wir setzen auf eine Vorsor-
gepolitik, damit Probleme gar
nicht erst entstehen.“ "
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Wir bleiben bayerisch.
Versprochen.

Kundennähe hat auch etwas mit Entfernung zu tun. Viele

bayerische Kommunen und kommunale Unternehmen wissen

das. Deshalb bleiben wir von der BayernLB auch in Zukunft

Herr im eigenen Haus – und die Geschäftsstellen unserer

Sparkassenpartner überall in Bayern für Sie erreichbar.

Versprochen. Die Sparkassen-Finanzgruppe Bayern: Ihr Partner
im Kommunalgeschäft.

OB Ude bei Sparkassen-Finanzgruppe:

„Was die Kommunen von
ihren Sparkassen erwarten“

Bei einer Strategietagung der Sparkassen-Finanzgruppe in
Berlin sprach der Münchner Oberbürgermeister Christian
Ude für die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenver-
bände zum Thema „Was die Kommunen von ihren Sparkassen
erwarten“. Dabei machte Ude deutlich, dass die Kommunen
gerade wegen ihrer Finanznot und der wirtschaftlich schwieri-
gen Lage vor Ort starke, verlässliche und hilfreiche Partner
wie die Sparkassen, die wegen ihres öffentlichen Auftrags, des
Regionalprinzips und wegen ihrer öffentlichen Rechtsform für
diese Rolle geradezu prädestiniert sind, brauchen.
Die öffentlich-rechtlichenSpar-

kassen in Deutschland seien Teil
der dezentralen Problemlösungs-
kompetenz der Kommunen vor
Ort. Ob Ude verdeutlichte dies
am Beispiel der Landeshaupt-
stadt: So wären viele kulturelle
und sozialeAngebote undAkti-
vitäten ohne die Sparkasse nicht
möglich - beispielsweise habe
sie den Fortbestand derMünch-
ner Symphoniker gesichert und
Kunstprojekte gesponsert, den
Bau des neuen Jüdischen Zen-
trums maßgeblich gefördert und
Kinderbetreuung wieAltenpfle-
ge unterstützt.

Nah am Kunden

Außerordentlich stark enga-
giere sich die Sparkasse zudem
in Kooperation mit der Stadt
bei Existenzgründungen, ob-
wohl auch dieses Segment
betriebswirtschaftlich gesehen
nicht gerade lukrativ sei. Nach
wie vor sei die Sparkasse das
Institut mit den meisten Filialen
im Stadtgebiet. Sie sei damit
präsent und nah amKunden, als
Finanzdienstleister unverzicht-
bar. Dank ihres wirtschaftlichen
Erfolgs stelle die Sparkasse ei-
nen der größtenGewerbesteuer-
zahler der Stadt dar.

„Scheinheiliger Versuch“

An der öffentlichen Rechts-
form in kommunaler Träger-
schaft dürfe nicht gerüttelt wer-
den, erklärte Ude. Eine Beteili-
gung Privater an den kommuna-
len Sparkassen sei abzulehnen.
Diese kommunale Willensbil-
dung sollte endlich allseits zur
Kenntnis genommen werden:
„Es ist doch geradezu peinlich,
wenn immer wieder der schein-
heilige Versuch unternommen

wird, unter demDeckmäntelchen
der finanziellen Fürsorge den
Kommunen die Veräußerung ih-
rer unverzichtbaren Sparkassen
schmackhaft machen zu wollen.“

Gefährlicher Angriff

Ein anderer, vielleicht noch
gefährlicherer Angriff auf das
Drei-Säulen Modell, das neben
Geschäftsbanken und den be-
währten Genossenschaftsban-
ken eben auch öffentlich-recht-
liche Sparkassen beinhaltet,
werde von der privatenKonkur-
renz und ihren Verbündeten in
Politik und Verwaltung unter-
nommen.
Die Sparkassen, heiße es da

immer wieder, stünden einem
Erfolg der deutschen Großban-
ken im internationalen Wettbe-
werb im Wege, könnten bald
schon schuld daran sein, dass
deutsche Großbanken zu den
Verlierern statt den Gewinnern
internationaler Fusionsprozesse
gehören könnten.

Verschlafene Chancen

Dazu bemerkte Ude: „Die
deutschen Großbanken sind
doch selber schuld, wenn ihnen
Marktanteile im Privatkunden-
geschäft abhanden gekommen
sind, denn sie haben selber Otto
Normalverbraucher vor die Tür
gesetzt mit demVorwurf, er löse
zu viele Kosten aus. Die priva-
ten Geschäftsbanken haben al-
lesamt die Autofinanzierung
verschlafen, die von den Her-
stellern mit eigenen Bankneu-
gründungen organisiert wird.
Genauso wurde es versäumt,
die unermesslichen Geldflüs-
se des Kreditkartengeschäfts
als Geschäftsfeld zu beackern.
Außerdem hätten die Banken

rechtzeitig bedenken sollen,
dass man bei Aktiengeschäften
sein Vermögen nicht nur ver-
vielfachen, sondern auch auf ei-
nen Bruchteil reduzieren kann,
im Immobiliengeschäft wie auf
dem neuenMarkt.“

Blick über Landesgrenzen

Wenn schon immer von Sach-
zwängen der Internationalisie-
rung die Rede sei, „sollten wir
tatsächlich einen Blick über die
Landesgrenzen werfen“, stellte
der Oberbürgermeister fest.
Dort habe die Privatisierung

von Sparkassen zu massiven
Konzentrationsprozessen mit
letztendlich oligopolistischen
Strukturen geführt. Die Qualität
sinke, die Preise stiegen. Außer
den Großbanken und ihren Ak-
tionären habe niemand davon
profitiert. „Englische Verhält-
nisse“ bedeuteten nach der tota-
len Privatisierung des Banken-
marktes, „dass Millionen Bür-
ger kein eigenes Konto mehr
besitzen und weite Teile des
Mittelstandes nur schwer zu
Krediten kommen“.

Nicht an den Prinzipen
des Verbundes rütteln!

Udes Fazit: „Es gibt also viel
zu tun. Packen wir es an. Aber
dabei darf nicht gerüttelt werden
an der öffentlich-rechtlichen
Struktur und den Prinzipien des
Verbundes, nämlich Arbeitstei-
lung und Subsidiarität!“ DK

Initiative der CSU-Fraktion fruchtet:

Girokonto für alle
Die Landtagsinitiative von Henning Kaul, Vorsitzender des
Ausschusses für Umwelt und Verbraucherschutz, jedem Bür-
ger und jeder Bürgerin den Zugang zu bargeldlosem Zah-
lungsverkehr zu ermöglichen, zeigt Wirkung. Wie Kaul mit-
teilte, hat die Bayerische Staatsregierung alle Kreditinstitute
und -verbände aufgefordert, auch diejenigen ein Girokonto
führen zu lassen, die nur von Sozialleistungen leben oder die
einen Eintrag bei der Schutzgemeinschaft für allgemeine Kre-
ditsicherung (Schufa) haben. Die Schufa hat die Aufgabe Ver-
tragspartnern, wie zum Beispiel Banken, Informationen über
die Kreditwürdigkeit von Kunden zu geben.

Diakonie und Caritas haben
Henning Kaul darauf hingewie-
sen, dass gerade Sozialhilfe-
empfängern das Führen eines
Girokontos unberechtigt ver-
wehrt werde. Alle bayerischen
Sparkassen als öffentlich-recht-
liche Institute unterlägen aber
dem sog. Kontrahierungszwang,
müssten also für jedermann, un-
abhängig vonArt und Höhe der
Einkünfte, ein Girokonto we-
nigstens auf Guthabenbasis
führen.

ZKA-Empfehlung

Für die privaten Banken hat
der Zentrale Kreditausschuss
(ZKA) 1995 eine entsprechende
Empfehlung herausgegeben.Da-
nach sollen Konten nur gekün-
digt oder ein Neuabschluss nur
dann verweigert werden können,
wenn die Führung eines Kontos
für die Geldinstitute „unzumut-
bar“ wäre.Das soll dann der Fall
sein, wenn der Kontoinhaber
Dienstleistungen beiKreditinsti-
tuten missbraucht hat, wenn das
Konto längere Zeit ohne Umsät-
ze war oder der Kontoinhaber
Falschangaben gemacht hat, die
für das Vertragsverhältnis we-
sentlich sind.

„Aber nicht alle Sparkassen

und Banken halten sich an die
gesetzlichen Vorgaben oder
Empfehlungen und kündigen
auch Sozialhilfeempfängern oder
Kontoinhabern, die einenSchufa-
Eintrag haben“, so Henning
Kaul. Die CSU-Fraktion hatte
deshalb in einem Antrag die
Staatsregierung aufgefordert, ihre
Möglichkeiten zu nutzen, um
„diesemMisstand abzuhelfen“.

Keine Bankkunden
zweiter Klasse

In Umsetzung dieses Land-
tagsbeschlusses hat nun die
Staatsregierung zum einen die
Sparkassen darauf hinweisen,
dass ein Kunde bei ungerecht-
fertigter Kündigung des Kon-
tos oder der Weigerung, ein
neues zu eröffnen, die Schlich-
tungsstelle anrufen kann. Zum
anderen forderte die Staatsre-
gierung die Mitglieder des
Bankenverbandes und den Ge-
nossenschaftsverband Bayern
dazu auf, die Empfehlung des
Zentralen Kreditausschusses
zu befolgen. Kaul: „Unsere In-
itiative fruchtet. Es kann nicht
sein, dass die Schwachen in
unserer Gesellschaft als Bank-
kunden zweiter Klasse diskri-
miniert werden.“ !

Deutscher Sparkassen- und Giroverband:

Heinrich Haasis wird
neuer Präsident

Neuer Präsident des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes
(DSGV) wird Heinrich Haasis. Der Präsident des Sparkassenver-
bandes Baden-Württemberg wurde von der Mitgliederversamm-
lung des DSGV in Berlin einstimmig gewählt. Haasis, der bereits
seit Oktober 1999 erster Vizepräsident des DSGV ist, wird damit
die Nachfolge von Dr. Dietrich H. Hoppenstedt antreten, der das
Amt des DSGV-Präsidenten seit Oktober 1998 ausübt.
Um einen reibungslosenÜber-

gang in der Präsidentschaft zu
gewährleisten, hat sich Hoppen-
stedt entschieden, das Amt be-
reits zum 30.April 2006 anHaa-
sis zu übergeben. „Mir kommt es
darauf an, den neu gewählten
Präsidenten möglichst schnell in
eine starke handelnde Position
zu bringen“, sagte Hoppenstedt
in derMitgliederversammlung.

Stabiles Bankensystem

Haasis wies in derMitglieder-
versammlung desDSGV auf die
Bedeutung der Sparkassen, der
Landesbanken und ihrer Ver-
bundpartner hin. „Der Finanz-
platz Deutschland braucht sich
nicht zu verstecken. Das deut-
sche Bankensystem ist ebenso
effizient wie stabil und sucht in
Europa seinesgleichen. Die öf-
fentlich-rechtlichen Sparkassen
tragen mit Leistung und Engage-
ment dazu bei, dass unser Land
vital und ein verlässlicher Part-
ner derWelt bleibt. Sie sind Ga-
ranten für Wettbewerb, Wohl-
stand und gutes soziales Klima.
DieMenschen diesesLandes ver-
trauen auf starke Sparkassen.Das
gibt unseren Sparkassen das
Recht und diePflicht, allenPriva-
tisierungsbestrebungen Paroli zu
bieten und ihrenPlatz inDeutsch-
land zu sichern - als schlagkräfti-
ge öffentlich-rechtliche Institute
in kommunaler Trägerschaft, re-
gionalerVerankerung, dezentraler
Eigenständigkeit und gemein-
schaftlicherVerantwortung.“

Erfreuliche Positionierung

Heinrich Haasis war seit Sep-
tember 1991 Präsident des
damaligen Württembergischen
Sparkassen- undGiroverbandes.
Nach der Fusion mit dem Badi-
schen Sparkassen- und Girover-
band übernahm er am 01. Janu-
ar 2001 die Präsidentschaft des
Sparkassenverbandes Baden-
Württemberg. In der Sparkas-
sen-Finanzgruppe Baden-Würt-
temberg sind 56 Sparkassen, die
Landesbank Baden-Württem-
berg, die Landesbausparkas-
se Baden-Württemberg und die
SV SparkassenVersicherung
vereint. Mit einem zusammen-
gefassten Bilanzvolumen von
rund 526Mrd. Euro, über 3.000
Geschäftsstellen und mehr als
56.000 Mitarbeitern vertritt
Haasis den zweitgrößten Regio-
nalverband im DSGV. Es ist
ihm gelungen, die Sparkassen-
Finanzgruppe in Baden-Würt-

temberg strategisch neu aufzu-
stellen. Unter seiner Ägide ent-
stand die Landesbank Baden-
Württemberg, die heute hervor-
ragend positioniert ist.Auch die
Fusion der Landesbausparkas-
sen in Baden und Württemberg
sowie die Neuordnung der Öf-
fentlichen Versicherer im Süd-
westen hat Haasis auf den Weg
gebracht. !

„Lee Friedlander -
Fotografien 1956 - 2004“
Förderung der Kulturstiftung der Stadtsparkasse

München und des Sparkassen-Kulturfonds

Bis zum 12. Februar 2006 ist die Ausstellung „Lee Friedlander
- Fotografien 1956 - 2004“ im Haus der Kunst in München zu
sehen. Die von Peter Galassi, dem Leiter der Fotografieabtei-
lung des Museum of Modern Art in New York, kuratierte Re-
trospektive wird von der Kulturstiftung der Stadtsparkasse
München und dem Sparkassen-Kulturfonds des Deutschen
Sparkassen- und Giroverbandes (DSGV) gefördert.

Die umfassende Retrospektive
zeigt die herausragende Leistung
des 1934 geborenen amerikani-
schen Fotografen. Friedlander
gehört zu den stilbildenden und
international anerkannten Foto-
grafen seiner Generation.Annä-
hernd fünf Jahrzehnte hat seine
innovative Bildsprache die Foto-
grafie beeinflusst. Die Ausstel-
lung gibt einen Überblick über
die Vielfalt seiner künstlerischen
Arbeit in den Bereichen Land-
schaft, Stadtlandschaft, Porträt,
Akt und Stillleben.
Mit 5.500 Besuchern pro Tag

hatte dieRetrospektive imMuse-
um ofModernArt einen sehr er-
folgreichen Start.Nach der Stati-
on inMünchen wird dieAusstel-
lung zwischen September 2006
und Juni 2007 in Paris (Jeu de
Paume), Madrid (Caixaforum)
und Barcelona (Fundació la
Caixa) zu sehen sein.
Die Förderung derAusstellung

ist eingebettet in das vielseitige
Kulturengagement der Sparkas-
sen-Finanzgruppe. Im Jahr 2004
wurden hierfür rund 122 Mio.
Euro ausgegeben. Mit diesem
Engagement ist die Sparkas-
sen-Finanzgruppe der größte
nicht-staatlicheKulturförderer in
Deutschland.
Die Kulturstiftung der Stadt-

sparkasse München hat es sich
zumZiel gesetzt, gleichberechtigt
neben viel beachteten Aktionen
auch Nischenkultur und den
künstlerischen Nachwuchs zu
fördern.Mit jährlich 250.000 Eu-
ro werden bildende und darstel-
lende Kunst sowie Musik unter-
stützt. Für den Sparkassen-Kul-
turfonds ist das Engagement für
die künstlerische Fotografie ein
Förderschwerpunkt. So hat er
mehrfach Fotografieausstellun-
gen begleitet, u.a. zumWerk von
Bernd und Hilla Becher, August
Sander und Erich Salomon. !
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Adobe-Partner LivingData:

eGov-Lösungen nun auch deutschlandweit
LivingData hat als Partner vonAdobe Systems
seinen Service für eGovernment-Lösungen auf
Basis der Adobe Intelligent Document Plat-
form auf ganz Deutschland ausgeweitet. Von
der Entwicklung elektronischer Formulare
über deren Implementierung bis hin zur Ein-
bindung der Daten in Back-End- Systeme kön-
nen Verwaltungen mit der Lösung von Living-
Data komplette Formular-Workflows elektro-
nisch abbilden. Dies erleichtert Behörden und
Kommunen den Bearbeitungsaufwand und
senkt dadurch Kosten.

Fehleranfällige papierbasierte Vorgänge wie
das Ausfüllen von Formularen können schnell
und einfach auf elektronische umgestellt wer-
den. Für die Bürger lassen sich auf diesem Weg
viele Behördengänge reduzieren. Ein Beispiel ist
der digitale Bauantrag, der es dem Antragsteller
ohne Online-Verbindung zum Behördenrechner
ermöglicht, einen Bauantrag digital komplett zu
bearbeiten, auf dem eigenen Computer abzu-
speichern, Anlagen hinzuzufügen und per E-
Mail an das Bauamt zurück zu schicken. Dort
werden die Daten automatisiert nach dem
X.Bau-Standard an die Baugenehmigungssoft-
ware übergeben und weiterverarbeitet. Auch in
den Behörden selbst kommen PDF-Formulare
wie Reisekostenabrechungen oder Urlaubsanträ-
ge zum regelmäßigen Einsatz.

Effiziente Workflows mit Adobe-
Technologien und Adobe Designer

Basis der LivingData-Lösung sind dieAdobe-
Technologien zur Erstellung, Bearbeitung und
Verwaltung von intelligenten Dokumenten, die
mit dem systemübergreifenden Dateiformat-
Standard PDF arbeiten: Die Adobe Reader Ex-

tensions erweitern dokumentenbasierte Prozesse
über die Organisation hinaus, so dass wichtige
Daten von Kunden oder Bürgern schnell erfasst
werden können. Kernstück der Lösung ist der
Adobe Reader Extensions Server der LivingDa-
ta, der jetzt bundesweit zur Verfügung steht. Zu-
dem wird derAdobe Designer bei der Erstellung
von hochwertigen Formularen und deren Ver-
waltung eingesetzt. Ergänzend erhalten die Kun-
den von LivingData Zugriff auf einen so erstell-
ten Formularpool, der mit seinen individualisier-
baren Vorlagen den Kommunalverwaltungen die
Arbeit noch weiter erleichtert.

„Das anspruchsvollste Vorhaben ist die Inte-
gration in die Backend-Verfahren“, ergänzt Ru-
dolf Obenhuber, Geschäftsführer der Living-
Data GmbH. „Nachdem umfassende Formula-
rangebote geschaffen wurden, sind wir jetzt mit
unseren Kunden mitten in der Umsetzung der
Workflows. Durch die offene Architektur der
Adobe-Lösung sind Anpassungen an weitere
Verfahren einfach zu realisieren.“ In zahlrei-
chen Landkreisen, Städten und Gemeinden in
Bayern hat die 100-prozentige Tochter der An-
stalt für Kommunale Datenverarbeitung in
Bayern (AKDB) bereits intelligente Formulare
eingeführt.

Über Living Data

Die LivingData GmbH implementiert und be-
treut als Systemhaus maßgeschneiderte Hard-
und Softwarelösungen. Als 100%-ige Tochter
derAnstalt für kommunale Datenverarbeitung in
Bayern (AKDB) bedient das Unternehmen vor
allem Kunden aus dem öffentlichen Bereich,
insbesondere Kommunalverwaltungen. Weitere
Informationen unter www.LivingData.de !

Deutsche Gewerbesteuer:

Unzumutbare Sonderbelastung
für Unternehmer

Wirtschaftsexperten kritisieren mutlose Steuerpolitik der großen Koalition

Die Gewerbesteuer ist nach Meinung von Experten die Ursache
für eine mehr als ein halbes Jahrhundert währende Überbe-
steuerung der gewerblichen Wirtschaft. Trotz breiter Kritik an
der Gewerbesteuer und zahlreicher Verbesserungsvorschläge ist
es bisher nicht zu tief greifenden Reformen - anders als in Lu-
xemburg, Österreich und den Niederlanden - gekommen. „Der
Verzicht auf eine Reform an Haupt und Gliedern liegt nicht dar-
an, dass diese Steuer besser wäre als ihr Ruf. Die Gewerbesteuer
steht bei den Parteien, die in den kommunalen Parlamenten ver-
treten sind, unter Artenschutz“, kritisiert der Bonner Wirt-
schaftsjurist Markus Mingers im Gespräch mit pressetext.

Mingers zufolge führt diese
Steuerform zu einer „demokrati-
schen Denaturierung“, indem sie

eine von ihr nicht betroffene
Mehrheit verleite, Steuerer-
höhungen zu Lasten einer zah-
lenden Minderheit zu be-
schließen. Auch aus Sicht der
Wirtschaft spreche einiges gegen
dieses „Sonderopfer“ für Unter-
nehmer. Es käme zu einer hohen
Sonderbelastung gerade jener
wirtschaftlichen Betätigung, die
mit höchstem Risiko verbunden
sei. Außerdem sei die Gewerbe-
steuer unvereinbar mit dem deut-
schen System der Einkommens-
besteuerung und der Bestrebun-
gen zu deren Reform.

Reform ist unerlässlich

„Eine Reform der Gewerbe-
steuer, die eine Sonderbelastung
der Unternehmen ausschließt, ist
daher nach Auffassung der Wirt-
schaft unerlässlich. Man muss
auch zur Kenntnis nehmen, dass
dieGewerbesteuer nicht mehr den
finanziellen Bedürfnissen der Ge-
meinden genügt“, meint Mingers.

Dies liege an der zu geringen
Zahl noch steuerpflichtiger Un-
ternehmen, insbesondere an der
Nichteinbeziehung der freien

Berufe. Infolge der starken öf-
fentlichen Streuung ihres Auf-
kommens werde die Kluft
zwischen reichen und armen
Kommunen zusätzlich vertieft.
Außerdem könne eine zuneh-
mende Aushöhlung der Gewer-
besteuer durch Erhöhungen ihrer
Umlagen an Bund und Länder
festgestellt werden. „Die Gewer-
besteuer ist ein elementarer Feh-
ler im System der Unterneh-
mensbesteuerung und seit lan-
gem schon das entscheidende
Hemmnis für eine richtungswei-
sende und fortschrittliche natio-
nale Steuerpolitik“, lautet Min-
gers Resümee.

Daher müssten alle so genann-
ten Reformvorschläge verworfen
werden, die auf eine Revitalisie-
rung der Gewerbesteuer hinaus-
laufen. Doch mit Bildung der
großen Koalition sind wohl alle
ehrgeizigen Reformvorschläge
vom Tisch, mit denen die Stif-
tung Marktwirtschaft vor ein
paar Monaten an die Öffentlich-
keit getreten war.

Der ordnungspolitische Think
Tank sprach sich dafür aus, die
Gewerbesteuer abzuschaffen,
die Bemessungsgrundlagen für
die Einkommenssteuern zu ver-
breitern und möglichst einheitli-
che Steuerregeln für Unterneh-
men zu installieren. Die Folge:
Vereinfachung des Steuerrechts
und Senkung der Unternehmens-
steuern. Damit Städte und Ge-
meinden zu ihrem Geld kommen,
solle es zu einerArt Bürgersteuer
kommen. !

Betrügerischer Handel
„Fun-Parks“ kommen Kommunen teuer zu stehen

Der Handel mit dem Kaufmann aus Lauf schien zunächst
verlockend: Der Unternehmer machte insbesondere bayeri-
schen Kommunen - darunter Roth, Röthenbach und Feucht-
wangen - das Angebot, Sportplätze mit einem Spezialkunst-
stoffbelag herzustellen. Die Kommunen sollten lediglich ein
passendes Grundstück instand setzen und für Strom und Un-
terhalt aufkommen. Zwischen 150.000 und 200.000 Euro teuer
waren die modernen multifunktionalen Spielfelder, den Kom-
munen freilich sollten diese nichts kosten. Denn die monatli-
chen Gebühren, die sich zwischen 3000 und 4200 Euro beweg-
ten, versprach der Kaufmann durch Werbegelder und Sponso-
renverträge auszugleichen.

Über ein Netz von Leasingfir-
men wurden die Spaßanlagen
finanziert - geeignet unter ande-
rem für Inline-Skates, Basket-
ball und Eiskunstlauf. Bei den
ersten bayerischen „Fun-
Arenen“ floss anfangs tatsäch-
lich Geld. Als weitere Projekte
ausblieben, versuchte der Un-
ternehmer, die fälligen Raten
durch immer neue Betrügereien
in die Kasse zu bekommen.

So entstand ein Schneeballsy-
stem, bei dem vorhandene Fi-
nanzlücken durch immer neue
Transaktionen beglichen wur-
den - die wiederum neue Löcher
rissen. Den Firmen entstand ein
Schaden von insgesamt 2,5 Mil-
lionen Euro.

Manipulierte Verträge

Aufgeflogen waren Geschäfte
des Kaufmanns, als im nie-
derbayerischen Johanniskirchen
unterzeichnete Verträge im Um-
lauf waren, obwohl der Bürger-
meister der Gemeinde bis dahin
nur über eine „Fun-Arena“ ver-
handelt hatte. Die Unterschrift
des Bürgermeisters war ge-
scannt, sein Dienstsiegel ge-
fälscht - die Ermittler hakten
nach. Das Ergebnis: Der Fir-
menchef hatte mehrere Finan-
zierungsfirmen an der Nase her-
umgeführt.

Mehr als 100 Betrugsfälle

Mit einfachen Fälschungen,
angefertigt am Firmendrucker,
hatte er Mietverträge geändert
und Gemeinden und Leasingfir-
men manipulierte Verträge vor-
gelegt. Die Gemeinden beraub-
te er damit ihres Rücktritts-
rechts im Falle fehlender Wer-
beeinnahmen. Die Kriminalpo-
lizei geht von mehr als hundert

Betrugsfällen aus - 42 kamen
jetzt vor dem Landgericht
Nürnberg zur Anklage.

Geschädigte Leasingfirmen

Wie viele Zivilprozesse noch
auf den Unternehmer zukom-
men, der nunmehr zu sechs Jah-
ren und drei Monaten Haft we-

gen Betrugs und Urkundenfäl-
schung verurteilt wurde, ist
nicht abzusehen. Geschädigt
sind vor allem die Leasingfir-
men. Viele Kommunen dagegen
zahlten nach Ausbleiben der
versprochenen Werbegelder die
Leasingraten nicht mehr aus. In
Roth blieben die Stadtwerke auf
bislang 72.000 Euro sitzen.

Gutgläubigkeit ausgenutzt

Das Gericht betonte, die Ge-
schäfte seien nur durch die
„Gutgläubigkeit“ der Geschäfts-
partner ermöglicht worden. Der
54-Jährige war einschlägig vor-
bestraft - eine Bewährungsstra-
fe wegen Urkundenfälschung
war erst kurz vor der Betrugsse-
rie abgelaufen. DK

EU-Geld künftig nicht mehr
für bestimmte Regionen

Würzburg - Regionen wie Würzburg, Aschaffenburg
oder Miltenberg könnten ab dem Jahr 2007 erstmals Re-
gionalfördermittel von der Europäischen Union bekom-
men. Dies erklärte Eberhard Sinner - zu diesem Zeit-
punkt noch Europaminister - bei einer Sitzung der un-
terfränkischen Arbeitsgruppe Europa in der Industrie-
und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt. Möglich
wird dies durch ein neues Konzept der EU zur Förde-
rung der europäischen Regionen.

Ab dem Jahr 2007 sind die Regionen Europas nach Sinners
Worten aufgerufen, miteinander in einen „Wettbewerb der Ideen“
zu treten. Gute Ideen, die neue Jobs schaffen, sollen unabhängig
von einer bestimmten Region gefördert werden. Damit hofft die
Union laut Sinner, die so genannte „Lissabon-Strategie“ aus dem
Jahr 2000, der zufolge die EU zum „wettbewerbsfähigsten und
dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt“ ge-
macht werden soll, voranzubringen.

Der Freistaat Bayern setze sich in erster Linie dafür ein, dass
die Regionalfördergelder ab 2007 in die „Cluster“ genannten
Netzwerke zum schnellen Transfer von Erfindungen in Produkte
und Dienstleistungen investiert werden. Sinner zufolge gibt es im
Freistaat momentan 19 Cluster. Mit den Clustern Informations-
technologie, Biotechnologie, Automotive, Logistik, Finanz-
dienstleistungen, Ernährung und Neue Materialien seine sieben
Cluster auch in Unterfranken, einige davon am Untermain eta-
bliert. Im Februar 2006 werde die bayerische Wettbewerbsidee
„Cluster“ in einem Kongress vertieft erörtert.

Neben den Clustern will Sinner versuchen, Regionalfördergel-
der der EU für unterfränkische Städte zu aktivieren. So könnten
künftig gute Ideen zur Aufwertung heruntergekommener Stadt-
teile gefördert werden.Auch pfiffige Konzepte zur Standortkon-
version hätten ab 2007 die Möglichkeit, einen Zuschuss von der
EU zu erhalten. !

Sun microsystems:

Innovation bei
Server-CPUs

Mit „Stromverbrauch im
Internet“ befasste sich eine
Kurzpräsentation von Rolf
Kersten, neuer Marketinglei-
ter der Firma Sun microsy-
stems, Kirchheim-Heimstet-
ten. Kersten zufolge brau-
chen alle Server auf der
Welt soviel Strom wie 18
Atomkraftwerke produzie-
ren können. Ein typischer
Server sei nur zu 20 Pro-
zent ausgelastet. Im Sola-
ris-Container von Sun je-
doch sei die Konsolidie-
rung mehrerer Dienste auf
einen Server möglich.Der
UltraSPARC T1 biete mit
einer Auslastung von nahe-
zu 100 Prozent viermal
mehr Effizienz als ein kon-
ventioneller Prozessor. !
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TÄGLICH FAHREN WIR 27 MIO. MENSCHEN.
UND BEI DEN SPRITPREISEN NOCH EIN PAAR MEHR.

Früher oder später erkennt es jeder: Eine Monatskarte bringt Sie weiter als eine
Tankfüllung. Anders lässt es sich nicht erklären, dass uns täglich 27 Millionen
Menschen wählen. Gäbe es eine Partei der Bus- und Bahnfahrer, sie wäre
Deutschlands treibende Kraft. Denn wer täglich 27 Millionen Menschen bewegt, bringt
auch ein ganzes Land voran.

www.deutschland-bleibt-mobil.de

Kosten senken mit IT-Leasing
Ein Bericht von Reiner Raschka

IT-Leasing kann mehr sein als nur ein Finanzierungsmodell.
Leasinggesellschaften bieten Modelle an, mit denen IT-Inve-
stitionen und Projekte gesteuert werden können: Vom Be-
schaffungskonzept über die Verwaltung bis hin zur Entsor-
gung eines IT-Systems.
Selbstverständlich wird heute

erwartet, dass die öffentlicheVer-
waltung mit modernen, techni-
schenMitteln ausgestattet ist und
effizient und zeitgemäß arbeiten
kann. Gleichzeitig aber werden
die Haushaltsansätze im öffentli-
chen Bereich immer weiter
gekürzt, wodurch die Mittel
knapp werden. Bei derModerni-
sierung der öffentlichen Verwal-
tung ist derAusbau und dieAn-
passung der bestehenden IT-In-
frastruktur unumgänglich. Zeit-
gemäße Informationstechnologie
ermöglicht die Realisierung neu-
erOrganisationsmodelle auf dem
Weg zum LeanGovernment.

Steuerungsinstrument

Bereits seit vielen Jahren bietet
die CHG-MERIDIAN lösungs-
orientierte und flexible Leasing-
und Mietmodelle zur Finanzie-
rung von IT-Equipment für den
öffentlichen Bereich an. Leasing
kann hierbei nicht nur ein Finan-
zierungsinstrument sein, sondern
ganz bewusst als Steuerungsin-
strument im Rahmen von IT-In-
vestitionen und Projekten einge-
setzt werden.
Schon der Einkauf von IT-

Massenprodukten stellt häufig
eine große Belastung für die in-
ternenAbläufe einerVerwaltung
dar. Die Beschaffung, Inventari-
sierung, Verwaltung während
der Nutzungszeit sowie die lo-
gistischen Prozesse um die Ent-
sorgung der Endgeräte verursa-
chen Prozesskosten, die im Ver-
hältnis zu denAnschaffungskos-
ten der Geräte je nach Verwal-
tung bereits schon gleichwertig
sind bzw. diese häufig sogar
überschreiten. Durch den hohen
Grad der Standardisierung bei
den Herstellern, sehen sich viele
Verwaltungen mit Schnittstellen-
problemen zwischen den Stand-
ardprozessen der Hersteller und
denAnforderungen an die inter-
nenAbläufe konfrontiert.
Produktspezialisierte Leasing-

gesellschaften,wieCHG-MERI-
DIAN, die angefangen vom Be-
schaffungskonzept über die Ver-
waltung der Systeme bis hin zur
Entsorgung den gesamten Le-
benszyklus eine IT-Systems be-
herrschen, sind in der Lage, die
Schnittstellenprobleme zwi-
schen den Geschäftsprozessen
der Hersteller und den internen
Anforderungen an die Abläufe
einer öffentlichen Verwaltung
durch ein auf den Kunden zuge-
schnittenesMietmodell zu lösen.
Von der Leasinggesellschaft

werden Einkaufs- und Abwick-
lungsfunktionen übernommen,
die bislang von denVerwaltungen
selbst ausgeführt wurden.Hierbei
lassen sich Kostenein-sparungen
im Bereich der Beschaffung von
IT-Systemen erzielen, die nach-
weislich bis zu 30 Prozent unter
den Kosten einer Kaufalternative
bzw. des klassischen Finanzie-
rungsleasings liegen.

So funktioniert das Modell

Und so funktioniert das Mo-
dell: Die Investitionen eines de-
finierten Zeitraumes werden von
der Kommune abgerufen, wobei
die Leasinggesellschaft denAb-
gleich zwischen denAbrufen der
Kommune, den tatsächlichen
Lieferungen, dem Installations-
fortschritt und den Berechnun-
gen des Lieferanten übernimmt.
Hierbei wird sichergestellt, dass
die Kommune am Ende nur für
vollständig installierte und ab-
genommene, funktionstüchtige
Systeme eine Zahlungsver-
pflichtung hat. Die Vorfinanzie-
rung der Lieferanten wird durch
dieLeasinggesellschaft sicherge-
stellt. Ebenso übernimmt sie die
vollständige Inventarisierung der
Mietobjekte und stellt sie der
Kommune elektronisch über
Schnittstellen für die eigenen
Bestandsverwaltungssysteme
zur Verfügung. Im Bestandsver-
waltungssystem der Leasingge-
sellschaft wird der gesamte Le-

benszyklus abgebildet - von der
Beschaffung über die Verwal-
tung bis zur Entsorgung der Sys-
teme.

Online-Zugriff

DerGeschäftsprozess wird zu-
gleich firmenübergreifend zwi-
schen den Beteiligten koordi-
niert.Während derNutzungszeit
besteht jederzeit online Zugriff
auf die kaufmännischen sowie
technischen Daten der geliefer-
ten Systeme. Installationsort,
Kostenstelle etc. aber auch tech-
nische Spezifikationen werden
durch die Leasinggesellschaft
verwaltet.Anhand der kaufmän-
nischen Informationen erstellt
die Leasinggesellschaft für die
Kommune einmal monatlich ei-
ne Abrechnung der gemieteten
Systeme und verrechnet direkt
bis aufKostenstellenebene.

Kostenneutraler Roll-out

Am Ende derNutzungszeit er-
möglicht dieLeasinggesellschaft
einen kostenneutralen Roll-out
derGeräte in einemMietmodell,
bei dem in einerAustauschphase
das Altgerät noch genutzt wer-
den kann und parallel das Neu-
gerät ohne Zeitdruck installiert
wird. Der gesamte logistische
Prozess bis hin zurVermarktung
und Entsorgung der Systeme
wird von derLeasinggesellschaft
übernommen. Eine produktspe-
zialisierte Leasinggesellschaft
mit einer eigenen professionel-
len Vermarktung ist hier in der
Lage, weitere Kostenvorteile zu
bieten, da sie die eigenenKosten
und den Gewinn nicht beim
Kunden erwirtschaften muss,
sondern diese aus den Vermark-
tungserlösen der Altgeräte ge-
deckt werden.

UnserAutor:ReinerRaschka
ist Vertriebsleiter Öffentliche
Auftraggeber bei der CHG-ME-
RIDIAN Deutsche Computer
LeasingAG,Weingarten
Weitere Informationen:
eMail: info@chg-meridian.de,
Internet:www.chg-meridian.de
Telefon: 0751/503-0. !

Persönliches Budget statt Heim
Wachsende Zahl von Pflegebedürftigen in Unterfranken macht dem Bezirk Sorgen
Würzburg - Mehr als 280 Millionen Euro wird der Bezirk Un-
terfranken 2006 für soziale Hilfen ausgeben. Über 60 Prozent
dieser Summe, hieß es im Sozialausschuss des Bezirkstags,
muss von den kreisfreien Städten und Landkreisen aufge-
bracht werden. Damit müssen die Umlagezahler im kommen-
den Jahr fast vier Prozent mehr Geld für den Sozialhaushalt
des Bezirks aufwenden als heuer.
Allein die Hilfen zur Pflege,

die der Bezirk gewähren muss,
werden 2006 imVergleich zu die-
sem Jahr um sechsMillionen Eu-
ro steigen. Dies liegt dem Ent-
wurf des Sozialhaushalts zufolge
daran, dass immer mehr Men-
schen ohne eigenes Finanzpolster
pflegebedürftig werden. Im Juli
2004 lag die Zahl der zumeist im
Heim betreuten pflegebedürfti-
gen Hilfeempfänger bei rund
2.300 Menschen, heuer im Juli
waren mehr als 2.580 Leistungs-
empfänger registriert.

Lebhafte Diskussion

Nach Aussage von Bezirks-
tagsvizepräsident Peter Heusin-
ger liegen der Bezirksverwal-
tung derzeit weitere 700 Anträ-
ge auf Hilfe zur Pflege vor.
Rund 200Anträge werden 2006
voraussichtlich positiv entschie-
den. Damit wird die Zahl der
pflegebedürftigenHilfeempfän-
ger auf fast 2.800 wachsen.Wie
kann den steigenden Sozialaus-
gaben durch die immer höhere
Zahl Pflegebedürftiger begeg-
net werden? Über diese Frage
wurde im Sozialausschuss leb-
haft diskutiert. Einstimmig be-

fürwortet wurde ein Antrag der
CSU-Fraktion, Modellprojekte
zum so genannten „Persönli-
chen Budget“ zu entwickeln.
300.000 Euro wurden hierfür in
den Haushalt eingestellt.
Mit Hilfe eines persönlichen

Budgets können pflegebedürfti-
ge oder behinderte Menschen
die Hilfen, die sie zum Leben
benötigen, bei ambulanten An-
bietern einkaufen.Die Betroffe-
nen können verschiedene Trä-
ger wählen - zum Beispiel, was
die tägliche Versorgung mit Le-
bensmitteln, die persönlicheAs-
sistenz oder Fahrdienste angeht.

„Dramatischer Anstieg“

Mit dem persönlichen Budget
soll der - nach Einschätzung der
Bezirksräte - „dramatische An-
stieg“ bei denHeimaufenthalten
mittelfristig gestoppt werden.
Seit 2003 tüftelt eine unterfrän-
kischeArbeitsgruppe bestehend
aus Bezirksvertretern, Vertre-
tern der freien Wohlfahrtsver-
bände und Behinderten ein
Konzept zur Umsetzung des
persönlichen Budgets aus. In
diesen mehr als zwei Jahren ist
es allerdings lediglich gelungen,

vier behinderte Menschen aus
Unterfranken mit dem Budget
auszustatten. Bisher wurde stets
darauf verwiesen, dass das Pro-
jekt wegen des komplizierten
Versorgungssystems für Behin-
derte in Bayern nicht voran-
kommt.
Derzeit sind die Bezirke im

Falle eines körperlichen oder
geistigen Handicaps für alle
Menschen zuständig, die im
Heim wohnen oder teilstationäre
Hilfe erhalten. Sobald ein Kör-
perbehinderter jedoch ambulante
Hilfen erhält, fällt er in die Zu-
ständigkeit derKommune, in der
er wohnt. Lediglich psychisch
Kranke haben den Bezirk in je-
dem Fall als Ansprechpartner,
egal, ob sie alleine oder in einer
Einrichtung wohnen.

Suche nach Alternativen

Weil Behinderte, die mit Hil-
fe des persönlichen Budgets aus
dem Heim kommen, in die Zu-
ständigkeit der Kommune fal-
len, haben diese kein großes In-
teresse an dem Projekt. Dass
sich die Stadt Würzburg bisher
dennoch stark für das persönli-
che Budget engagierte, lag vor
allem an mehreren jungenMen-
schen mit schweren Behinde-
rungen, die sich strikt weigern,
in ein Heim zu ziehen. Bis vor
drei Jahren wurden sie von Zi-
vildienstleistenden versorgt, was
für die Stadt noch bezahlbar war.

Seitdem es jedoch kaum mehr
„Zivis“ für die „Individuelle
Schwerstbehindertenbetreuung“
gibt,wird nach alternativenKon-
zepten zurVersorgung derBetrof-
fenen gesucht.

Selbstständigeres Leben

Nach Aussage von CSU-Be-
zirksrat Dr. Peter Motsch wäre
die Flächen deckende Ein-
führung eines persönlichen
Budgets für viele Männer und
Frauen mit einem Handicap ein

Plus, da es ihnen erlauben wür-
de, selbstständiger als bisher zu
leben. Motsch hofft, dass sich
mehr Träger stationärer Hilfen
künftig umstellen und Leistun-
gen anbieten, die selbständig le-
bende Behinderte an ihrem Ar-
beitsplatz, bei der Pflege und
der Freizeitgestaltung benöti-
gen. In Unterfranken, wo Be-
hinderte jahrzehntelang in Hei-
men versorgt wurden, sind am-
bulante Dienste vor allem auf
dem flachen Land nach wie vor
rar. Pat Christ

Kürzung im Öffentlichen Personennahverkehr:

Sparen an der falschen Stelle
Energisch protestiert der Präsident des Bayerischen Land-
kreistags, Landrat Theo Zellner, Cham, gegen die bekannt ge-
wordenen Pläne zur Kürzung der Regionalisierungsmittel für
den Öffentlichen Personennahverkehr.

„Niemand bestreitet, dass in
allen öffentlichen Haushalten
gespart werden muss, aber der
Öffentliche Personennahver-
kehr hat in der Vergangenheit
bereits wiederholt erhebliche
Sparleistungen erbracht.“ Zell-
ner wies auf mehrere Eins-
parungen im Öffentlichen Per-
sonennahverkehr hin: Im Jahr
2004 wurden die Regionalisie-
rungsmittel des Bundes bereits
außerplanmäßig um zwei Pro-
zent gekürzt, obwohl dies in den
Bund-Länder-Vereinbarungen
und in dem Regionalisierungs-
gesetz nicht vorgesehen war,
durch die „Koch-Steinbrück-
Aktion“ wurde der Öffentliche
Personennahverkehr bundes-
weit mit 200 Mio. Euro zur
Kasse gebeten und dieZuschuss-
mittel des Freistaates Bayern
wurden in den letzten Jahren
um mehr als 30 Prozent gekürzt.
Weitere Kürzungen der Re-

gionalisierungsmittel um mehr
als drei Mrd. Euro bis zum Jahr

2009 sind für den Landkreis-
tagspräsidenten nicht mehr zu-
mutbar: „DerÖffentliche Perso-
nennahverkehr stellt eine wich-
tige Aufgabe der Daseinsvor-
sorge dar. Er soll im Interesse
des Umweltschutzes, der Ver-
kehrssicherheit, der Verbesse-
rung der Verkehrsinfrastruk-
tur sowie der Herstellung und
Sicherung gleichwertiger Le-
bensbedingungen im gesamten
Staatsgebiet als eine möglichst
vollwertige Alternative zum
motorisierten Individualverkehr
zurVerfügung stehen.“

In der Pflicht

Zellner sieht daher Bund und
Freistaat in der Pflicht: „Öffent-
liche Mittel für den Personen-
nahverkehr sind weder Luxus-
sausgaben noch Subventionen.
Weder der Bund noch der Frei-
staat Bayern dürfen sich mit fa-
denscheinigen Argumenten aus
ihrerVerantwortung stehlen.“!

Aktualisierte Broschüre:

Bürgernahe
Sprache in der

Verwaltung
Behördliche Schreiben sol-

len einerseits den Sachverhalt
und die rechtliche Situation rich-
tig wiedergeben, andererseits
aber verständlich formuliert
und übersichtlich sein. Diesem
Zweck dient die jetzt neu aufge-
legte und aktualisierteBroschüre
„Freundlich, korrekt und klar -
Bürgernahe Sprache in der Ver-
waltung“. Sie ist auch im Inter-
net unter http://www.innenmini-
sterium.bayern.de abzurufen.
Die Broschüre wurde 1981

zum ersten Mal vom bayeri-
schen Innenministerium heraus-
gegeben und ist seitdem auch
außerhalb staatlicher Institutio-
nen sehr begehrt.
Ein neuer Schwerpunkt der

Broschüre beschäftigt sich mit
der sprachlichen Gleichbehand-
lung von Frauen und Männern.
In Briefen, Bescheiden, Geneh-
migungen und Schreiben bei-
spielsweise sollen die Ge-
schlechtsunterschiede deutlich
werden und sich der jeweiligen
Situation anpassen.

„Es gehört zum modernen
Selbstverständnis einer dienstlei-
stungsorientierten Verwaltung,
sich klar auszudrücken und
staatliches Handeln transparent
zu machen. Bürgerinnen und
Bürger sollen auch bei kompli-
zierten Sachverhalten das Ver-
waltungshandeln verstehen und
nachvollziehen können.Deshalb
ist eine freundliche Kommuni-
kation zwischen den staatlichen
Stellen und denBürgerinnen und
Bürgern besonders wichtig“, be-
tonte hierzu Innenminister Dr.
Günther Beckstein. !
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E-Plus Mobilfunk GmbH&Co.KG
Geschäftsstelle Süd
Telefon +49-89 42 777-201, Fax +49-89 42 777-209
E-Mail: emvuinfo@eplus.de, www.eplus.de/umwelt

Über drei Viertel der Bevölkerung telefonieren mobil
Es gibt bereits mehr Handy- als Festnetzanschlüsse.
Mobile Kommunikation erweitert die Möglichkeiten,
sich schnell, flexibel und umfassend zu informieren –
beruflich und privat.

Mobilfunk ist Standortpolitik
Pflege- und Sozialdienste, Handwerksbetriebe, mittel-
ständische Unternehmen und Selbstständige sind auf
leistungsfähige Mobilfunknetze angewiesen.

Mobilfunk ist sicher
E-Plus betreibt eines der modernsten und sichersten
Mobilfunknetze in Deutschland. Im Dialog setzen wir
uns für eine breite Akzeptanz dieser Zukunftstechno-
logie ein. Wir informieren persönlich, sachlich und
umfassend.

Informieren und planen
Unsere regionalen Mitarbeiter betreuen die Abstim-
mungsprozesse in allen Kommunen. Sie stehen für
Fragen zu Umwelt und Netzaufbau zur Verfügung.
Sprechen Sie uns an. Wir sind für Sie da.

Bürger + Verwaltung,
Enkel + Großeltern,
Handwerker + Kunden,
Umwelt + Initiative...

Ein verbindet.

Fachtagung „Städtebauförderung in Bayern“:

Stadt recyceln - neue Nutzungen
für brachliegende Flächen

Aufgelassene Betriebsgrundstücke, frühere Produktionsstätten,
geräumte Kasernen, nicht mehr benötigte Liegenschaften von
Bahn oder Post - Flächen, die in ihrer ursprünglichen Nutzung
nicht mehr gebraucht werden, gibt es in fast jeder Kommune.
Viele dieser Brachen bieten durch ihre Größe, gute Er-
schließung und oftmals zentrale Lage die Chance, das inner-
städtische Nutzungsangebot zu verbessern und umzäunte
Grundstücke, die einst Barrieren darstellten, wieder in das
Stadtgefüge zu integrieren.

Wie nutzt man erfolgreich
Brachen? Welche Potenziale bie-
ten sie? Diese Fragen waren Ge-
genstand einer Fachtagung der
Oberste Baubehörde mit Exper-
ten aus Wissenschaft und Wirt-
schaft, Vertretern der Landes-
und Kommunalpolitik, Architek-
ten und Stadtplanern im E.T.A.-
Hoffmann-Theater in Bamberg.
250 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer verfolgten die Vorträge
und engagiert geführten Diskus-
sionen.

Potenziale nutzen

Nach der Begrüßung durch
Andreas Starke, Stadtrat der
Stadt Bamberg, und Joachim
Paas, Leiter der Abteilung Woh-
nungswesen und Städtebauför-
derung in der Obersten Bau-
behörde, sprach Innenstaatsse-
kretär Georg Schmid über das
große Potenzial dieser brachlie-
genden Flächen, das es für eine
nachhaltige und zukunftsfähige
Innenentwicklung zu nutzen gilt.
„Durch den wirtschaftlichen

Strukturwandel und durch de-
mografische Veränderungen
werden Flächen weiterhin brach
fallen und umgebaut werden
müssen“, so Schmid. „Ihre Revi-
talisierung und ihr Beitrag für
qualitatives Wachstum und Stand-
ortverbesserung sind wesentli-
che Ziele bayerischer Stadter-
neuerungspolitik.“ Schmid hob
hervor, dass es erklärtes struktur-
politisches Ziel der Staatsregie-
rung ist, Städte und Gemeinden
bei der Gestaltung des stadt-
strukturellen Wandels im Rah-
men der Städtebauförderung zu
unterstützen.

Stärken und Schwächen

Nach der Auffassung des
Stadtplaners und Stadtforscher
Prof. Peter Zlonicky brauchen
Städte Vorstellungen von ihrer
zukünftigen Entwicklung. Die
Gestaltung von Zukunft setzt
voraus, dass eine Gesellschaft
sich ihrer Stärken und ihrer
Schwächen, ihrer Geschichte
und ihrer Verantwortung bewusst

ist. An Beispielen aus dem Ruhr-
gebiet und der Stadt Leipzig er-
läuterte der Referent, dass gera-
de anspruchsvolle Stadterneue-
rungsaufgaben in schwierigen
Zeiten die Chance zu kreativen
Lösungen bieten. Am Wichtigs-
ten erachtete er das Prinzip der
Arbeit in Planungswerkstätten,
in denen lokale und externe Ex-
perten, wichtige örtliche Akteure
und die Öffentlichkeit die Maß-
nahmen optimieren.

Wettbewerbe

Unverzichtbares Instrument
für das Erreichen von Stadtqua-
lität ist nach Meinung Zlonickys
die Ausschreibung von Wettbe-
werben. Durch hoch qualifizier-
te Lösungsansätze und gemein-
same Lernprozesse aller Betei-
ligten entsteht eine Planungskul-
tur, die gerade für Städte im Um-
bruch von großer Bedeutung
sein muss.

Visionen entwickeln

Stadtentwicklung ist für die
langjährige Präsidentin des Inter-
nationalen Verbandes für Woh-
nungswesen, Städtebau und
Raumordnung, Dr.-Ing. Irene
Wiese-von Ofen, nicht nur ein
Bau und Investitionsthema, son-
dern umfasst in hohem Maße zu-
gleich gesellschafts- und sozial-
politische Aufgabenstellungen.
Prozessorganisation und die Ein-
bindung der relevanten Akteure
wird damit zu einer wichtigen
Erfolgsgröße. „Um die gemein-
same Zielsetzung abzusichern“,
betont Dr. Wiese von Ofen, „ist
die intensive Beteiligung von
Politik und Bevölkerung uner-
lässlich.“ Neben Aufräumen,
Eingrünen und Bepflanzen ist
das Entwickeln von Visionen,
die eine veränderte Haltung zum
Wandel markieren und viele
Kräfte freisetzen, die wichtigste
Maßnahme für die Revitalisie-
rung von Brachflächen.

Lebensqualität für Bürger
Anreiz für Investoren

Die erfolgreiche Vermarktung
eines Standorts setzt nach Hanns
Ludwig Brauser, Geschäftsführer
der Projekt Ruhr GmbH in Es-
sen, die Entwicklung eines Stand-
ortprofils mit Nutzungs- und Ver-
marktungskonzept voraus. Dies
stellte er an den Beispielen In-
nenhafen Duisburg und Zeche
Zollverein in Essen, die wirt-
schaftlich durchaus unterschied-
lich erfolgreich sind, überzeu-
gend dar. Seine Botschaft dabei:
Was Lebensqualität für die Bür-
ger schafft, schafft gleicher-
maßen Anreiz für Investoren.

Konversionsprojekte

Am Nachmittag berichteten
Architekten und Bürgermeister
über vorbildlich realisierte Kon-
versionsprojekte unter verschie-
denen Blickwinkeln. Konrad
Wohlhage, Leon Wohlhage Wer-
nik Architekten GmbH, Berlin,
zeigte am Beispiel von Stuttgart-
Vaihingen, wie mit der Konver-
sion einer ehemaligen Brauerei
direkt gegenüber des Rathauses
eine architektonisch herausra-
gende neue Mitte mit Geschäf-
ten, Büros, kultureller Nutzung,
öffentlichen Plätzen und Durch-
wegungen geschaffen wurde, die
wesentlich zur Stärkung der In-
nenstadt beiträgt.

Prof. Markus Otto, Leiter des
Instituts für neue Industriekultur
INIK, Forst (Lausitz)/Wroclaw
stellte Nachnutzungsstrategien
für Industriebauten vor, die
durch ihre Wandlungsfähigkeit
und Robustheit eine wertvolle
Ressource darstellen. Prof. Otto

stellte dabei heraus, dass auch
„weiche“ Faktoren wie das posi-
tive Image einer langen Firmen-
geschichte Träger einer neuen
Entwicklung sein können.

Am Beispiel Marktredwitz be-
richtete Oberbürgermeisterin,
Dr. Birgit Seelbinder, wie die Er-
folgsgeschichte neuer Handels-
und Freizeitnutzungen auf einer
belasteten Industriebrache die
Stadt anspornt, diesen Weg wei-
terzugehen und weiteres Brach-
flächenrecycling in Angriff zu
nehmen.

Freiraum schafft Stadtraum

Der Landschaftsarchitekt Clas
Scheele, KIPARLANDschafts-
architekten, Milano/Duisburg,
stellte anschließend unter dem
Thema „Freiraum schafft Stadt-
raum“ dar, dass das Image, die
Lebensqualität und die Urbanität
einer Stadt entscheidend auch
von den Freiflächen und ihrer
Einbindung in regionale Grün-
konzepte abhängen. Er erläuterte
dies an den Beispielen auf ehe-
maligen Produktionsflächen in
Essen und Mailand.

Zum Schluss lernten die Ta-
gungsteilnehmer Innovatives aus
Leipzig kennen: Über temporäre
Lückenschlüsse durch die künst-
lerische Inszenierung von Brach-
flächen berichtete Dr. Engelbert
Lüdke Daldrup, Beigeordneter
für Stadtentwicklung und Bau,
die nicht nur vernachlässigte
Ecken aufwerten, sondern den
Standort auch positiv ins Ge-
spräch bringen.

Abschließend diskutierten die
Vortragenden des Nachmittags
eingehend und lebhaft über inno-
vative Möglichkeiten, Barrieren

Sechs Staatspreise für
vorbildliches Bürgerengagement

Aus mehreren Tausend privaten Sanierungsprojekten bei der
Dorferneuerung hat Landwirtschaftsminister Josef Miller im
Herbst sechs herausragende Vorhaben im Bayerischen Wettbe-
werb „Ländliche Entwicklung“ ausgezeichnet: Je einen Staats-
preis gab es für ein Wohnhaus mit Stadel in Riedhof bei Stötten
a. Auerberg sowie ein Wohnhaus mit Dorfbäckerei und Pfründ-
haus in Irsee (beide Lkr. Ostallgäu), für ehemalige Wohnstall-
häuser in Kleukheim (Markt Ebensfeld, Lkr. Lichtenfels) und in
Heidelheim (Stadt Selb, Lkr. Wunsiedel), für ein Gasthaus in
Unternbibert (Gemeinde Rügland, Lkr. Ansbach) sowie für ein
bäuerliches Wohnhaus in Wildbad (Stadt Greding, Lkr. Roth).
Acht weitere Projekte bekamen Ehrenurkunden. In den Glück-
wunschschreiben lobte der Minister das außerordentliche Enga-
gement der Bürgerinnen und Bürger, ortsbildprägende Gebäude
zu erhalten bzw. zeitgerecht zu nutzen. Miller wörtlich: „Sie ha-
ben sich damit um das kulturelle Erbe und die sozialen Belange
in den Dörfern verdient gemacht.“

In der Dorferneuerung bilden Privatmaßnahmen laut Miller
einen besonderen Schwerpunkt - sie unterstützte der Freistaat
im Durchschnitt der letzten Jahre mit rund 8,5 Millionen Euro.
Damit löste er Folgeninvestitionen in siebenfacher Höhe von
durchschnittlich rund 60 Millionen Euro pro Jahr aus. Die Bau-
projekte reduzieren den Worten Millers zufolge den Flächen-
verbrauch und tragen zum Erhalt und zur Schaffung von Ar-
beitsplätzen in Landwirtschaft, Handwerk und Nahversorgung
bei. Durch privates Engagement den Dorfcharakter zu erhalten,
ist für Miller aber vor allem ein Beispiel aktiver Bürgermitwir-
kung, denn: „Wer alte Häuser saniert oder leerstehende Scheu-
nen wieder nutzt, sorgt für die Wiederbelebung der Dorfkerne,
verschönert das Ortsbild und regt zur Nachahmung an.“ !

bei der Realisierung der vorge-
stellten Projekte zu überwinden.

Die Fachreferate und die vor-
gestellten Beispiele machten
deutlich: Brachflächen sind ein
Wertstoff, den man entsprechend
neuer Anforderungen und Be-
dürfnisse immer wieder neu for-
men muss, für mehr Lebensqua-
lität, für mehr Attraktivität, für
mehr Stadt. !

Saniertes Schmuckstück
erstrahlt in neuem Glanz

Feierliche Übergabe der Dreifachturnhalle Gerolzhofen
Ein dickes Lob von allen Seiten ernteten Landrat Harald Leithe-
rer, die zuständigen Mitarbeiter des Landratsamtes Schweinfurt
undArchitekt Holger Philipp aus Schweinfurt: Im Rahmen eines
feierlichen Festaktes wurde die grundlegend sanierte Dreifach-
turnhalle am Schulzentrum in Gerolzhofen seiner Bestimmung
übergeben und von den Geistlichen der beiden christlichen Kon-
fessionen, Dekan Josef Kraft und Holger Bischof, gesegnet.

Dass der Landkreis Schwein-
furt den 30 Jahre alten Bau trotz
finanziell schwieriger Zeiten auf
den neuesten Stand der Technik
bringen konnte, liegt vor allem an
dem sparsamen und vorausschau-
enden Wirtschaften in den ver-
gangenen Jahren, betonte Landrat
Harald Leitherer. Insgesamt 1,9
Millionen Euro hat der Landkreis
in die Sanierung der Halle inve-
stiert. Dabei werde ein Zuschuss
des Freistaats Bayern von maxi-
mal 40 Prozent erwartet.

Optimale Bedingungen

„Wir können heute eine
hochmoderne, sehr schöne Drei-
fachturnhalle mit optimalen Be-
dingungen für den Schul-, Brei-
ten- und Vereinssport in Betrieb
nehmen“, sagte Leitherer vor
zahlreichen Ehrengästen. Dabei
erfüllt das sanierte, 1975 errich-
tete Gebäude durch den Einbau
von Deckenstrahlheizung, Alu-
fenstern mit Wärmeschutzver-
glasung und der mit einem Wär-
meverbundsystem versehenen
Fassade jetzt alle Anforderungen
der neuen Energieeinsparverord-
nung. Dadurch werden die lau-
fenden Betriebskosten deutlich
gesenkt, so Leitherer. „Durch die
Investition in eine zukunftsorien-
tierte Gebäudetechnik ist es jetzt
möglich, den Energiebedarf zen-
tral vom Landratsamt aus zu
steuern.“

Lob vom Rektor

Auch der neue Rektor der
Ludwig-Derleth-Realschule,
Harald Pitter, lobte „das
Schmuckstück“ in höchsten Tö-
nen: „Mit dieser Dreifachturn-
halle wurden für Schul-, Breiten-

und Vereinssport optimale Be-
dingungen geschaffen“. Das ge-
lungene Werk erstrahle nun wie-
der in neuem Glanz.

Gebäudetechnik überholt

In der Halle wurde in den ver-
gangenen Monaten die komplet-
te Gebäudetechnik überholt, der
Boden erneuert sowie der Um-
kleide-, Wasch- und Duschbe-
reich, einschließlich Toiletten,
erneuert. Die Dreifachturnhalle
wird hauptsächlich von den
Schulen genutzt. Außerdem pro-
fitieren auch Polizei, Volkshoch-
schule und die zahlreichen Verei-
ne aus Gerolzhofen und dem
Umland von der Sanierung. Da-
mit leistet der Landkreis einen
nicht unerheblichen Beitrag zur
Infrastruktur in Gerolzhofen. !

Unser Bild (v. l.): Harald Pitter (Rektor der Ludwig-Derleth-Re-
alschule), Landrat Harald Leitherer, Architekt Holger Philipp.

Chronik der Stadt Lauf:

Burgen - Schlösser
- Herrensitze

Stadtgeschichtliche Reihe
„ZeitenLauf“ legt Band 5 vor

Mit dem neuen Band, „Bur-
gen - Schlösser - Herrensitze“,
aus der stadtgeschichtlichen
Reihe „ZeitenLauf“, wird die
Chronik der Stadt Lauf um ein
wichtiges Kapitel bereichert. Im
Mittelpunkt steht diesmal vor
allem die Geschichte des Mit-
telalters.

Allgemein Bekanntes und
in Vergessenheit Geratenes

Stadtarchivar Ewald Glückert
stellt in Text und Bild die beweg-
ten Zeitläufe von den dreizehn
Burgen, Schlössern und Herren-
sitzen vor, die es im Stadtgebiet
einmal gab. Das Spektrum reicht
von dem allgemein bekannten
Laufer Wenzelschloss, einem
Baudenkmal von europäischem
Rang, über die beiden Schloss-
anlagen im Ortsteil Neunhof bis
zu einst beachtlichen Burganla-
gen, die längst aus dem Blickfeld
verschwunden sind, und einigen
„Schlösschen“, wie die in Oe-
denberg und Nuschelberg, die
man nur noch kennt, weil sie
heute beliebte Ausflugsgaststät-
ten beherbergen.

Erstmal vorgestellt wurde die-
ses Buch von Autor Ewald
Glückert und Verleger, Dr. Harry
Ziethen im Gasthaus „Zum
Schloß“ in Lauf.

Der Band 5 ist im dr. ziethen
verlag Oschersleben erschienen.
Er kann in den Buchhandlungen
- mit der ISBN 3-938380-27-6 -
für 15,30 Euro bestellt werden.
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»Mit unserer politischen Bildungs-
arbeit wollen wir Orientierung im
Wandel geben und verdeutlichen,
auf welchen Werten und Idealen
unser Gemeinwesen beruht!«

Dr. h.c. mult.
Hans Zehetmair
Staatsminister a.D.,
Vorsitzender
der Hanns-Seidel-
Stiftung
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Seminardatenbank im Internet:
www.hss.de/seminare.shtml

Partnerschaft zwischen Riebel-Projektentwicklung und Axima:

Wegweisende Verbindung
Ihre Kooperation gaben die Xaver Riebel Bau München GmbH
& Co. KG, ein Unternehmen der Riebel Firmengruppe Bau und
die zum französischen Suez Konzern gehörige AXIMA GmbH
bekannt. Ziel der zukünftig sehr engen Zusammenarbeit der
beiden erfolgreichen Mittelständler aus der Baubranche ist die
Nutzung von Synergien, wechselseitigem Know-how und damit
Einspareffekten zum Wohl der Kunden.

Bei Riebel versteht man sich
als Ideenschmiede rund um die
Immobilien. Man hat sich da-
mit einen guten Namen ge-
macht, dass schon während des
gesamten Entstehungsprozes-

25 und 40 Prozent der Gesamt-
Baukosten ausmacht.

Die Axima GmbH übernimmt
nun bei ausgewählten Projekten
in dieser gleichberechtigten Part-
nerschaft diesen Anforderungs-

nungsphase von Bauprojekten
eng zusammenarbeiten. So kön-
nen schon in einem frühen Stadi-
um der Realisierung Anforde-
rungen an die zukünftige Tech-
nik mit baulichen Gegebenheiten
optimiert werden und so die Fle-
xibilität „intelligenter“ Gebäude
gewährleisten. Nicht zuletzt er-
gibt sich durch diese rechtzeitige
Vernetzung in vielen Fällen eine
zusätzliche Kosteneinsparung.

Das Ideale an der Partner-
schaft der beiden erfolgreichen
Mittelständler sind deren sich er-
gänzende Kompetenzen. Eine
interne Konkurrenz ist durch das
unterschiedliche Spektrum der
Partner ausgeschlossen.

Langjährige Erfahrung

Auch was die wirtschaftlichen
Eckdaten angeht, scheinen sich
hier zwei absolut gleichberech-
tigte Unternehmen gefunden zu
haben: Die Axima GmbH gehört
mit der Axima Refrigeration
GmbH und der Elyo GmbH zur
Suez Energy Services Company,
die einen Gesamtumsatz von
rund 300 Mio. Euro jährlich er-
zielt. Die Riebel Gruppe schreibt
mit etwa 800 Mitarbeitern einen
Jahresumsatz von 180 Mio. Eu-
ro. Beide Partner blicken auf ei-
ne langjährige Erfahrung zurück
(Riebel über 85 Jahre, Axima gut
100 Jahre) und beide bekennen
sich ausdrücklich zu ihrem mit-
telständischen Charakter.

Schlanke Hierarchien

Genau das hat sich als ein
großes Plus auf dem hart um-
kämpften Markt herausgestellt:
In ihrem Angebotsprofil und ih-
rer Kompetenz stehen sie be-
kannten Großunternehmen in
nichts nach - im Gegenteil: Ihre
mittelständische Ausprägung be-
wahrt beiden Unternehmen dar-
über hinaus schlanke Hierarchi-
en, kurze Informations- und
schnelle Handlungswege. Im
Gegensatz zu herkömmlichen
Fusionen oder starren Verbin-

Mit einem besonderen Ehrengast schmückte
die Firma Riebel ihre Veranstaltung anläß-
lich der Bekanntgabe der Partnerschaft mit
Axima: Der ehemalige Bundesfinanzminister
und CSU-Parteivorsitzende, Dr. Theo Waigel,
referierte über aktuelle Wirtschafts- und Mit-
telstandspolitik.

Als Chance gerade auch für den Mittelstand
bezeichnete der Redner die Osterweiterung der
Europäischen Union. Damit sei
der Markt auf ein Potenzial von
450 Millionen Menschen ge-
stiegen. Dass sich das Geschäft
mit dem Ausland lohnt, bewies
Waigel mit einer signifikanten
Zahl: Deutschland führe um
mehr als 100 Milliarden Euro
mehr Güter aus, als eingeführt
werden.

Zur geplanten Erhöhung der
Mehrwertsteuer sieht Waigel
keine Alternative. Die Sanie-
rung des Staatshaushaltes, so-
wie Konsolidierung und Struk-
turreformen seien unabdingbar.
Es gehe darum, in Deutschland
mehr Arbeitsplätze zu schaf-
fen; diese brächten auch zusätzliche Kaufkraft.
Die Tatsache, dass oftmals trotz vorhandener Ar-
beit keine zusätzlichen Arbeitskräfte eingestellt
werden, wertet Waigel als Beweis dafür, dass
das Arbeitsrecht noch deutlich reformiert wer-
den muss.

Dass in Bayern die wirtschaftlichen Verhält-
nisse besser seien, als in anderen Bundesländern
sei den Wirtschaftsministern der vergangenen
Jahrzehnte zu danken, die allesamt gewußt hät-

ten, was Mittelstandspolitik bedeutet. 42 Prozent
des Umsatzes werde im Mittelstand erwirtschaf-
tet, 3/4 aller Beschäftigen arbeiten im Mittel-
stand, der auch 83,7 Prozent aller Auszubilden-
den betreut. Dieser ökonomische und gesell-
schaftliche Hintergrund sei Ursache dafür, dass
man in Bayern deutlich weniger Unternehmens-
insolvenzen zu verkraften habe als anderswo.

Mit seiner „High-Tech-Offensive“ habe der
Freistaat sich gut in Stellung
gebracht. Die Kontakte zwi-
schen Wirtschaft und Wissen-
schaft und die Clusterbildung
trügen dazu bei, innovatives
Wirtschaftswachstum zu for-
cieren.

Wichtig sei auch das Thema
„Mittelstandsfinanzierung“. Vor
allem Sparkassen, sowie Volks-
und Raiffeisenbanken böten ei-
nen Service, der einerseits die
Versorgung mit Bankdienstlei-
stungen im ländlichen Raum si-
cherstelle, aber sich auch an den
wirtschaftlichen Bedingen der
jeweiligen Standortregion ori-
entiere und anpasse.

Auch eine „gewisse Wertediskussion“ um Pri-
märwerte und Sekundärtugenden sei letztlich im
materiellen Ergebnis spürbar. Gewissenhaftig-
keit, Eigenverantwortung, Mut und die Fähig-
keit, Risiken auf sich zu nehmen, seien Güter, die
sich als Humankapital positiv niederschlagen.
Auch die Tatsache, dass sich viele Mittelständler
im politischen und vorpolitischen Raum engagie-
ren, dass sie Gemeinde-, Stadt- und Kreisräte
sind, bringe Stabilität für die Gesellschaft. !

Waigel bei der Riebel-Gruppe:

Mittelstand als Garant für stabile Verhältnisse

dungen bleibt in dieser lockeren
Partnerschaft jedem Unterneh-
men die eigene, schlagkräftige
Flexibilität erhalten.

Dass die enge Zusammenar-
beit nicht nur ein Lippenbe-
kenntnis ist, sondern tatsächlich
funktioniert, beweisen verschie-
dene Großprojekte der Riebel

Projektentwicklung die sich ak-
tuell in der Fertigstellung befin-
den: In Neu-Ulm errichten Rie-
bel und Axima eine moderne
Daimler-Chrysler Niederlassung
mit ca. 15000 m2 Verwaltungs-
Ausstellungs- und Serviceflä-
chen in nur neun Monaten Bau-
zeit. An der Moosacher Straße in

München entsteht ebenfalls in
Rekordbauzeit die neue Kol-
ping-Berufsschule. Hier werden
zum neuen Schuljahr 2006 ca.
1.900 Schüler unterrichtet. Und
in der Brudermühlstraße in Mün-
chen errichtet die Riebel-Axima-
Kooperation eine Wohnanlage
mit über 80 Wohneinheiten. !

Hans Materna, Geschäftsführer der Firma Riebel in München
und Manfred Schmitz, Geschäftsführer von Axima (v. l.) bei
der Vorstellung der neuen Partnerschaft. !!

ses eines Bauprojektes, von der
Idee, der Grundstückssuche,
der Bedarfsermittlung, über die
Planung und den Bau, bis hin
zur Vermarktung die Bedürfnis-
se und Ansprüche von Nutzern
und Investoren berücksichtigt
werden.

Intelligente Gebäude

Das Unternehmen kann dabei
im Wesentlichen auf eigene Res-
sourcen zurückgreifen. Auf die
Hilfe externer Unternehmen an-
gewiesen war die Riebel Projekt-
entwicklung bei der Umsetzung
bis dato bei der Gebäude-, Anla-
gen und Prozesstechnik. Immer-
hin ein Kalkulationsposten, der
bei modernen Anlagen zwischen

bereich. Sie ist als technischer
Dienstleister einer der führenden
Anbieter auf dem deutschen
Markt und bietet das komplette
Spektrum der Raumluft-, Sa-
nitär-, Elektro- und Nachrichten-
technik, sowie der Steuer-,
Mess- und Regeltechnik. Er-
gänzt wird das umfassende An-
gebot durch langjährige Erfah-
rung im Brandschutz, der Ener-
gie- und Wärmetechnik, sowie
der kompletten Gebäudeautoma-
tion. Eine wichtige Säule ist
auch der Bereich Service/War-
tung und technisches Gebäu-
demanagement.

Für Bauherren interessant
wird diese Partnerschaft, weil
beide Unternehmen bereits in
der Entwicklungs- und Pla-

10 Jahre Akademie für Altbau- und Denkmalsfragen in Thierhaupten:

Handwerkerfortbildung im Kloster
Zum zehnjährigem Jubiläum veranstaltete die Akademie für
Handwerkerfortbildung inAltbau- und Denkmalsfragen im ehe-
maligen Kloster Thierhaupten eine gemeinsame Ausstellung mit
dem Rudolf-Diesel-Technikum Augsburg. Initiiert wurde die
Akademie seinerzeit vom damaligen schwäbischen Bezirkstags-
präsidenten, Dr. Georg Simnacher, der bis heute ihr Vorsitzender
ist und zum Jubiläum eine richtungsweisende Ansprache hielt.

„Eine bildungsbereite und ler-
nende Region wie Bayerisch-
Schwaben sucht in ihren Aus-
und Fortbildungsangeboten ne-
ben den fundierten allgemeinen
Grundlagen der Bildung auch
die Nischen der Spezialisie-
rung“, so Simnacher. Thierhaup-
tens restauriertes Kloster stehe
dafür als Beispiel. Mit der fort-
schreitenden Restaurierung be-
gann die Suche nach örtlichen
Bedürfnissen und heimischer
Akzeptanz in Verbindung mit
überörtlichen Angeboten. So
entstand die Schule für Dorf-
und Landentwicklung, eine ex-
zellente Einrichtung für zu-
kunftsgerechte Gemeindepolitik
und dörfliche Selbsterneuerung.

Von besonderer Bedeutung
war die Vereinbarung des Be-
zirks Schwaben mit dem Frei-
staat Bayern durch die das Bau-
archiv mit Fortbildungswerkstät-
ten entstand. Das war ein lang-
jähriger Wunsch des Bayeri-
schen Landesamtes für Denk-
malspflege. Diese Einrichtung
steht aufgrund der Entscheidun-
gen zur Verwaltungsreform der
Bayerischen Denkmalspflege-
verantwortlichen vor ihrer
Vergrößerung, eine beachtliche
bayerische Entscheidung zugun-
sten Schwabens. Das Landesamt

für Denkmalspflege hatte ansch-
ließend seine schwäbische
Außenstelle nach Thierhaupten
verlagert.

Unter Nutzung des gesamten
Angebots in Thierhaupten wollte
der Bezirk im Kloster eine Fort-
bildungsstätte vorrangig für das
Handwerk unter Nutzung der
Werkstätten des Bauarchivs und
unter dessen Mitwirkung für
Aufgaben der Denkmalspflege
errichten. Dies geschah durch
die Gründung des eingetragenen
Vereins „Akademie für Hand-
werkerfortbildung in der Denk-
malspflege“ vor 10 Jahren. Es
war ein gesuchter Dienst für das
Handwerk, die denkmalpflegeri-
sche und altbaubedingte alte
Handwerkskunst für heutige An-
forderungen der Bausanierung
weiterzugeben. Gleichzeitig soll-
ten dem heutigen modernen
Bauen auch mit der Bewahrung
alter erhaltenswürdiger heimatli-
cher Bausubstanzen neue ökono-
mische und gleichzeitig ästheti-
sche Umsätze garantiert werden.

„Die Idee scheint ver-
heißungsvoll aufzugehen“, freut
sich der Vorsitzende. In den letz-
ten zehn Jahren haben rund 3.000
Handwerker, Planer, Architekten
und Bauexperten die Kurse der
Akademie genutzt. In jährlich

acht bis zehn Seminaren wurden
in engster Kooperation zwischen
Akademie und Bauarchiv des
Landesamtes Schulungen vorge-
nommen, die meist ausgebucht
waren. Das bedeutet rund 300
Schulungsbeflissene pro Jahr. 40
Prozent kommen aus Schwaben.

Das Ziel des Vereins ist die
auftragsmäßige Stärkung des
Handwerks und seiner Auftrags-
geber mit dem Gewinn für die
Denkmalspflege. Die Methodik
beruht auf der Vernetzung der
Bildungsangebote mehrere Bil-
dungsträger, nicht zuletzt aus
Thierhaupten. Dieses Konzept
trägt auch künftig.

Der Verein mit heute 67 Mit-
gliedern musste sich den gewalti-
gen Veränderungen bei der Finan-
zierung durch die öffentliche
Hand anpassen. Seine Unabhän-
gigkeit und Selbständigkeit
führen in Zusammenarbeit mit
dem staatlichen Bauarchiv zum
Erfolg. Vernetzungen sind im Bil-
dungsangebot das Erfolgsge-
heimnis, wie es sich symbolhaft
auch in der Ausstellung mit dem
Rudolf-Diesel-Technikum äußert.

Seine Existenz hätte der Ver-
ein allein mit Mitgliedsbeiträgen
nicht aufrecht erhalten können.
Starke Partner, die die Bildungs-
maßnahmen unterstützen, sind
der Bezirk Schwaben, der Frei-
staat Bayern, mit seinen Hilfen
für das Handwerk, der Markt
Thierhaupten mit vielfältigen
Hilfen, sowie außergewöhnliche
Institutionen wie die Arge Alp
oder sogar die EU. !
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OptimalesZusammen-Spiel

Xaver Riebel Bau München
GmbH & Co. KG
Landsberger Straße 368
80687 München
Ein Unternehmen
der Riebel-Firmengruppe
www.riebel.de

Riebel Projektentwicklung:

Schlüssige Immobilienkonzepte

Nutzerorientierte Standorte

Bedarfsgerechte Planung

Solide Bauleistung

Zuverlässige Projektsteuerung

Wirtschaftliche PPP-Modelle
für Städte und Gemeinden

Riebel – mit Sicherheit die beste Lösung!

Neue Sporthalle in der Gemeinde Wildpoldsried:

Qualität muss nicht
teuer sein

Dass Qualität nicht teuer sein muss, hat die Gemeinde Wild-
poldsried in Zeiten knapper Kassen bewiesen: Der Bau ihrer
neuen Sporthalle betrug bei VOB-gerechter Vergabe nur den
halben, in Bayern gültigen Kostenrichtwert.

Bei der Einweihungsfeier
wurde denn auch übereinstim-
mend festgestellt, dass durch
den Einsatz minimaler Finanz-
mittel eine „maximale Halle für
den Breitensport“ entstanden
sei. Die Anerkennung galt Ar-
chitekt Dieter Brüggemann für
sein kostensparendes Konzept.

Die Baukosten beliefen sich
auf 1,5 Millionen Euro inklusi-
ve Nebenkosten, Einrichtung
und Herstellungsbeiträgen. Ver-
antwortliches Projektteam war
der Sportausschuss des Ge-
meinderates mit vier Vertre-
tern des Ski- und Sportvereins
Wildpoldsried sowie die Planer.
Die Folgekosten und den Unter-
halt der Sporthalle trägt aus-
schließlich der Verein aus Mit-
gliedsbeiträgen und Erträgen
der Photovoltaikanlage.

Wie erster Bürgermeister Ar-
no Zengerle feststellte, gab es
eine Menge Gründe, die zu
dem hervorragenden Kosten-
Nutzen-Verhältnis geführt ha-
ben. Der wichtigste sei sicher
gewesen, „dass wir genau ge-
wusst haben, was wir wollen
und das Konzept nicht nach
Vergabe der Aufträge ständig

verändert haben, wie dies sonst
bei öffentlichen Bauten, aber
auch bei privaten üblich ist“.
Auch die detaillierte Ausschrei-
bung, der optimale Ausschrei-
bungszeitpunkt und die konse-
quente Anwendung der VOB sei-
en hierfür maßgebend gewesen.

Vereinen oder Gemeinden,
die ähnliche Bauvorhaben pla-
nen, könne er, Zengerle, nur ra-
ten, „sehr viele vergleichbare
Gebäude vor Planungsbeginn
zu besichtigen“. Schließlich ler-
ne man sehr viel an positiven
Beispielen, aber noch viel mehr
an begangenen Fehlern. Klare,
rechteckige Gebäudezuschnitte,
der Verzicht auf Dachaufbauten
und die Verwendung gängiger
Installationstechnik seien u. a.
der Garant für ein solides und
beim Bau als auch im Unterhalt
wirtschaftliches Bauwerk.

Von der Konzeption begei-
stert zeigte sich bei der Einwei-
hung auch Staatsminister Er-
win Huber. Nach achtmonatiger
Bauzeit sei eine Sporthalle ent-
standen, die in vielfacher Weise
künftiges Vorzeigeobjekt für
Kommunen und Sportvereine
werden könnte. DK

Referenten und Bürgermeister beim Gedankenaustausch. !

!

Tagung in der „Schule für Dorf- und Landentwicklung“:

„Gemeindeentwicklung vor
neuen Herausforderungen“

Thierhaupten (pm). Über 100 Bürgermeister tagten in der Schule
für Dorf- und Landentwicklung im ehemaligen Kloster Thier-
haupten. Die Fachtagung zum Thema „Gemeindeentwicklung vor
neuen Herausforderungen“ drehte sich um Finanzmittel, aber
auch um die Zukunft dörflichen Zusammenlebens und um die
Notwendigkeiten gemeinschaftlichen Handelns. Das Ergebnis:Al-
leingänge haben ausgedient. Wenn Gemeinden lebensfähig bleiben
wollen, müssen sie Bürger und Nachbargemeinden aktivieren.

Interessante und motivierende
Praxisbeispiele verdeutlichten,
dass auch unter schwierigen Be-
dingungen nachhaltige Entwick-
lungen möglich sind. So setzt
Konrad Springer, Bürgermeister
von Kirchdorf a. d. Amper,
Landkreis Freising, bei der Pro-
blemlösung auf die aktive Bür-
gergesellschaft und die Bünde-
lung der eigenen Stärken.

Anlässlich der Fachtagung
stellte Dr. Peter Jahnke vom
Bayerischen Landwirtschaftsmi-
nisterium das Aktionsprogramm
„Dorf vital“ vor. Ein „Vitalitäts-
Check“ soll ermitteln, welche
Ausgangsposition in einer Ge-
meinde vorhanden ist und wel-
che Möglichkeiten der Steue-
rung es gibt.

Landrat Martin Bayersdorfer,
Landkreis Erding, und der Bür-
germeister von Fraunberg, Jo-
hann Wiesmaier, stellten am Bei-
spiel der Gemeinde Fraunberg
dar, wie diese versucht, Arbeiten
und Wohnen im Dorf wieder zu-
sammenzubringen. Mit dem In-
strument der Flächennutzungs-
planung könne man Strukturen
erhalten und Entwicklung gezielt
steuern.

Wie man es schaffen kann, die
Attraktivität eines Dorfes zu he-
ben, zeigten Bürgermeister Ar-
thur Arnold am Beipiel Euer-
bach, Lkr. Schweinfurt, und
Professor Matthias Reichen-
bach- Klinke auf. Ihm ist es ge-
lungen, Bürger in Gemeindeent-
wicklungsprojekte einzubinden.
So könnten beispielsweise Dorf-
platz, Feuerwehrhaus und Kin-
derspielplatz auch mit Eigenlei-
stung gestaltet werden. Darüber
hinaus entstand durch das Mo-
dellvorhaben „Bauhütte“ neuer
Wohnraum im Ortszentrum.

Viele Bürgermeister fordern
selbst den Verzicht auf die weit-
hin übliche „Kirchturmpolitik“.
Sie wollen ihre Bürger zu der
Einsicht bewegen, dass anstelle
des Staat-Bürger-Denkens eine
Verantwortungsgemeinschaft
zwischen Staat, Gemeinde und
Bürger entstehen muss.

Die Schule für Dorf- und
Landentwicklung, die als überre-
gionale Bildungseinrichtung für
Kommunalentwicklung angelegt
ist, wird mit weiteren Fachta-
gungen, mit Seminaren und
Vorträgen diese Entwicklung
gezielt unterstützen. !

Wachsendes Interesse
am Bausparen

Bayerische Landesbausparkasse erzielte zweitbestes Neugeschäft ihrer Geschichte

München. Das Bauspargeschäft der Bayerischen Landes-
bausparkasse fiel in diesem Jahr trotz eines äußerst schwierigen
Umfeldes „außerordentlich gut“ aus. Wie der Sprecher der Ge-
schäftsleitung, Franz Wirnhier, bei der Jahresabschluss-Presse-
konferenz mitteilte, erzielte die LBS mit voraussichtlich 270.000
Verträgen über eine Bausparsumme von gut sieben Milliarden
Euro das zweitbeste Neugeschäft ihrer Geschichte. Die Absatz-
steigerung zum Vorjahr liegt deutlich über dem Marktwachs-
tum, die Marktführerschaft wurde gefestigt.

Die „exzellente Entwicklung“
des Neugeschäfts bezeichnete
Wirnhier als Beleg dafür, wie sehr
das Interesse am Bausparen in der
jüngeren Vergangenheit noch ein-
mal gewachsen ist. Die Steigerun-
gen gegenüber dem Vorjahr fie-
len mit knapp 21 Prozent in der
Stückzahl und 24,8 Prozent bei
der Bausparsumme „sehr beacht-
lich“ aus. Als Begründung nannte
Wirnhier die Vertriebsleistung der
bayerischen Sparkassen und des
LBS-Außendienstes sowie die
bausparfreundliche Grundhaltung
der Bevölkerung, die man mit ei-
nem bedarfsgerechten Produkt-
und Beratungsangebot wirkungs-
voll aufgreife und verstärke.

Die ersatzlose Streichung der
Eigenheimzulage zum 1. Januar
2006 bedeutet für die Geschäfts-
leitung einen tiefen Einschnitt,
der den Erwerb von selbst ge-
nutztem Wohneigentum schwie-
riger mache. Die Voraussetzun-
gen für Kapitalanleger würden
sich ebenfalls verschlechtern,
weil die degressive Abschrei-
bung aufgehoben und Veräuße-
rungsgewinne bei vermieteten
Immobilien durch die Beseiti-
gung der Spekulationsfrist voll
besteuert werden sollen. Ande-
rerseits würden die Koalitions-
partner bekräftigen, dass die
Wohneigentumsbildung von Fa-

milien mit Kindern ihr politi-
sches Ziel bleibe. Dies sei eben-
so zu begrüßen wie die Absicht,
das selbst genutzte Wohneigen-
tum zum 1. Januar 2007 besser
in die geförderte Altersvorsorge
zu integrieren. Jetzt muss, so
Wirnhier, möglichst schnell ge-
handelt werden, damit Wohnei-
gentumserwerber wieder Pla-
nungssicherheit haben. Wichtig
sei dabei, das Vakuum bis zur Ein-
führung der Neuregelung Anfang
2007 sinnvoll zu überbrücken.

Der Wohnungsbau kann, so
Wirnhier, einen Impuls durch
verlässliche politische Rahmen-
bedingungen dringend gebrau-
chen. Die anhaltende Wachs-
tumsschwäche und Beschäfti-
gungskrise hätten im Zusam-
menspiel mit einer unberechen-
baren Wohnungsbauförderung
auf dem Immobilienmarkt tiefe
Spuren hinterlassen. Selbst wenn
das Ende der Eigenheimzulage
noch manche Kaufentscheidung
beschleunige, drohe 2005 in
Bayern ein Minusrekord bei den
Baugenehmigungen für Ein- und
Zweifamilienhäuser. Von Januar
bis September seien die Baufrei-
gaben in diesem Marktsegment
um 27,3 Prozent auf 19.164
Wohnungen gefallen. Dabei sei-
en die Nachfragepotenziale be-
achtlich. Ein beauftragtes For-

schungsinstitut habe ermittelt,
dass bis 2015 durch den Zu-
wachs von Haushalten und den
Ersatz für Abrisse jährlich min-
destens 55.000 neue Wohnungen
gebraucht würden. Dieser Neu-
baubedarf berücksichtige noch
gar nicht, dass es im Wohnungs-
bestand nicht wenige Objekte
gebe, die nicht mehr den qualita-
tiven Anforderungen der Woh-
nungssuchenden entsprechen und
auch nicht mehr sanierbar sind.
Das Betriebsergebnis vor Risiko-
vorsorge werde nach der letzten
Hochrechnung mit 63,7 Millio-
nen Euro „planmäßig“ ausfallen.

Das prognostizierte Minus
von 8,6 Millionen Euro im Ver-
gleich zum Vorjahr sei vor allem
auf das hervorragende Neuge-
schäft zurückzuführen. Die da-
durch ausgelösten hohen Provi-
sionszahlungen belasteten das
Provisionsergebnis. Den Rück-
gang der Zinserträge bei
Bauspardarlehen habe man
durch Ausweitung der Geldan-
lagen und die Volumensteige-
rung bei Zwischen- und Vorfi-
nanzierungskrediten weitgehend
kompensieren können.

In seinem Ausblick auf das
kommende Jahr kündigte Wirn-
hier an, die Mitgliederzahl im
„Fanclub Eigenheim“ auch in ei-
ner veränderten Förderland-
schaft weiter steigern zu wollen.
Er spielte damit auf die neue
LBS-Werbekampagne an, die in
den kommenden Monaten im
Vorfeld der Fußball-Weltmei-
sterschaft typische Fußball-Fan-
Artikel als Ausdruck der Begei-
sterung für die eigenen vier
Wände einsetzt. E. Scholl

Denkmalpflege:

Notwendiges
Ehrenamt

Dass ohne ehrenamtliches En-
gagement Denkmalschutz in
Zeiten leerer staatlicher Kassen
unmöglich ist, darauf verwiesen
die Teilnehmer des jährlichen
Treffens oberbayerischer Hei-
matpfleger, das heuer das Stadt-
archiv Burghausen und der
Bayerische Landesverein für
Heimatpflege organisierten.

Von staatlicher Seite sei genau
vorgeschrieben, was die Kom-
munen in Sachen Städtebau und
Denkmalschutz zu leisten hätten,
erklärte Burghausens Bürgermei-
ster Hans Steindl vor den Kreis-
und Ortsheimatpflegern sowie
den Museumsleitern und Hei-
matvereinsvorsitzenden aus den
Landkreisen Traunstein, Mühl-
dorf, Altötting, Rosenheim und
Berchtesgadener Land. Jedoch
sei die Frage angebracht, wel-
chen Beitrag hier der Staat leiste.
Zwar investiere der Freistaat
stattliche Summen in Museums-
neubauten und Restaurierungen
wie die des Prinzregententheaters
in München. Jedoch konzentrier-
ten sich diese Zuwendungen auf
die Landeshauptstadt und Nürn-
berg, „weil dort die Lobbyisten,
Sponsoren und Politiker sitzen“,
betonte Steindl.

Da jedoch laut Steindl der
staatliche Denkmalschutz-Etat
nur noch rund ein Drittel des Vo-
lumens von vor 15 Jahren um-
fasse, würden kleinere Städte zu-
nehmend weniger unterstützt.
Dies wirke sich in der Praxis wie
folgt aus: „Soll ein Ensemble
wie beispielsweise ein Stadtplatz
aufgewertet werden, gibt es der-
zeit von staatlicher Seite keine
verbindliche Zusage zu Dauer
und Höhe eines Zuschusses.“

Heftiger Gegenwind

Dass auch der Bodendenkmal-
pflege heftiger Wind ins Gesicht
bläst, davon konnte Dr. Walter
Irlinger vom Bayerischen Lan-
desamt für Denkmalpflege be-
richten. Für eine Vernetzung al-
ler, die zum Erhalt der Heimat-
kultur beitragen, plädierte er aber
nicht nur wegen rückläufiger Zu-
schüsse, sondern auch, „um ge-
meinsam bewusster und unbe-
wusster Zerstörung von Boden-
denkmalen entgegenzuwirken“.
Dazu zählte der Referent eine in-
tensive Landwirtschaft, Bebau-
ung und Raubgrabungen. Irlin-
ger: „Teilweise werden archäo-
logische Funde sogar im Internet
versteigert.“

In diesem Zusammenhang
entwickelte sich eine leiden-
schaftliche Diskussion um die so
genannten Metall-Sondengän-
ger. Diese wären häufig ohne Er-
laubnis auf fremden Grund-
stücken unterwegs und würden
ihre Entdeckungen nicht immer
der Unteren Denkmalschutz-
behörde melden, lauteten die Ar-
gumente eines Teils der Ta-
gungsgäste. Zudem käme es vor,
dass selbst kleinste Funde be-
deutsam seien, durch Grabungen
aber aus dem archäologischen
Gesamtzusammenhang gerissen
würden. Gegen eine „Kriminali-
sierung aller Sondengänger“
wandten sich wiederum andere
Teilnehmer, die auch einen
„Führerschein“ für die Nutzer
von Detektoren forderten. Diese
würden oft auch historisch Rele-
vantes ans Licht befördern.

Keinen Einwand gab es gegen
den Vorschlag, die bayerischen
Flurnamen zu dokumentieren.
Da jedoch, wie Tagungsleiter Dr.
Wolfgang Pledl vom Bayeri-
schen Landesverein für Heimat-
pflege berichtete, ein einschlägi-
ges staatliches Projekt aus finan-
ziellen Gründen eingestellt wor-
den ist, solle man sich dieser
Aufgabe in Zusammenarbeit mit
den Schulen widmen. DK
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Fest in der Region verwurzelt.
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die Lechwerke Bayerisch-Schwaben
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Energie aus
Ihrer Heimat.

Hier
zu Hause.

Baurunde Ostbayern 2005:

PPP - Alternative für
kommunale Finanzierung

Barbing. Angesichts leerer Kassen in allen politischen Ebenen
gewannen in den vergangenen Jahren drei Buchstaben an Be-
deutung: PPP - Private Public Partnership: Die Finanzierung
und zum Teil auch der Betrieb öffentlicher Bauten oderAnlagen
durch Privatunternehmen. Bei der „Baurunde Ostbayern“ im
Rathaussaal zu Barbing stand diese Thematik im Mittelpunkt
der Statements und der anschließenden Diskussion.
Bürgermeister undKommunal-

politiker, Vertreter der Bauwirt-
schaft und Bauindustrie, Inhaber
vonArchitekten- und Ingenieur-
büros sowieMitarbeiter der Bau-
verwaltung verschiedenster Ebe-
nen nahmen an der Tagung zum
Thema „PPP - Chancen für die
Kommunen inOstbayern“ teil.

Aspekt der Nachhaltigkeit

„DieGemeinden sind die wich-
tigsten öffentlichenAuftraggeber
für dieBauindustrie“, stellteWal-
terArnold, Vorsitzender des Be-
zirksverbandes Ostbayern des
BayerischenBauindustrieverban-
des, in seinerEinführung fest.Be-
sonders hob er den Aspekt der
Nachhaltigkeit und einen mög-
lichst hohen Grad anWirtschaft-
lichkeit hervor, der durch PPP-
Projekte erzielt würde. Wichtig
sei in diesem Kontext aber auch,
über die Pilotphase hinaus eine
attraktive Infrastruktur zu schaf-
fen und zu pflegen. Durch priva-
tes Kapital bestehe die Chance,
dieseStruktur zu unterstützen, die
alleFaktoren (Bau, Unterhalt, Be-
trieb, Renovierung, Modernisie-
rung, Personalkosten) beinhalte,
aber auch neue Partnerschaften
mit sich bringe.Als neutrale Be-

ratungseinrichtung für die Kom-
munen nannte er die Oberste
Baubehörde.

Bauwirtschaft stärken

Aus Landtagssicht gab MdL
Philipp Graf von und zu Ler-
chenfeld, auch in seiner Eigen-
schaft als Vorsitzender der Be-
zirksgruppeNiederbayern/Ober-
pfalz der Vereinigung der Baye-
rischen Wirtschaft, sein State-
ment ab. „Bayern ist Schluss-
licht bei PPP-Modellen, was an
der lange Zeit günstigen Situati-
on liegt“, konstatierte der Land-
tagsabgeordnete. Mit PPP-Mo-
dellen kann nach Graf Lerchen-
felds Ansicht günstiger und
schneller gebaut werden, dieKo-
sten würden genauer eingehal-
ten. „Wir müssen die eigeneBau-
wirtschaft stärken, PPPbietet hier-
zu guteChancen,wir müssen bei-
spielgebend wirken“, fasste er zu-
sammen und sah es als Aufgabe
des Landtags, die Vorausssetzun-
gen für PPP zu verbessern sowie
Bedenken im Finanzministerium
zu zerstreuen.
DerWaldsassener Bürgermei-

ster Herbert Hahn schilderte sei-
ne Erfahrungen mit dem Betrieb
der Kläranlage in seiner Kom-

mune durch ein Privatunterneh-
men.Angesichts sehr hoher Ko-
sten für eine neue Kläranlage
wurde Ende der 90er Jahre so-
wohl die Sanierung als auch der
private Betrieb ausgeschrieben,
wobei die wechselseitigen Ver-
pflichtungen und Aufgaben in
mehreren Verträgen zwischen
Kommune und Betreiber gere-
gelt wurden. Inzwischen ist die
Anlage im siebten Jahr im priva-
ten Betrieb, „wir sind bisher gut
mit dieser Entscheidung gefah-
ren“, lauteteHahns Bilanz.

PPP im Schulbereich

Von einem nicht umgesetzten
PPP-Projekt im Schulbereich be-
richtete Michael Hermann, der
Leiter des Hochbauamtes der
Stadt Regensburg. Besonders
ging er auf die Problematik des
Förderrechts im Kontext von
PPP-Projekten ein und auf das
Thema „Generalunter- bzw. -
übernehmer“.Als weitere Fakto-
ren nannte er die Unbedenklich-
keitsbescheinigung seitens der
Regierung, den Projekteignungs-
test und denWirtschaftlichkeits-
vergleich bei der Beschaffung
und Bewirtschaftung von Ge-
bäuden. Zwei weitere Projekte
sind beim Hochbauamtsleiter in
der Testphase. Er hofft, im näch-
sten Jahr konkrete Ergebnisse
vorlegen zu können.
Aus der Perspektive eines

Bauunternehmens, nämlich der
DYWIDAG GmbH in Mün-

chen, erläuterte der PPP-Beauf-
tragte Matthias Reichle das Ta-
gungsthema. Er hielt es
grundsätzlich für wichtig, den
Kommunen den nötigen Spiel-
raum einzuräumen und nannte
einige historische Beispiele für
PPP (z.B. Suez- oder Panamaka-
nal).Gemeinsam ist laut Reichle
all diesen Maßnahmen das Pla-
nen, Bauen, Betreiben und die
Finanzierung durch Privatunter-
nehmer. Detailliert zeigte der
DYWIDAG-Vertreter die Auf-
gaben und Risiken seitens der
Kommunen bzw. Privatinvesto-
ren auf, wobei es Risiken gibt,
die übertragen werden und wel-
che, die nicht zu übertragen sind.
Zu entscheiden haben Investoren
zudem über das Finanzierungs-
modell und die Risikohöhe.

Verdreifachte Kassenkredite

Auf die durchweg klamme Si-
tuation in den Haushalten der
Kommunen ging der Hausherr,
Barbings Bürgermeister Albert
Höchstetter, ein - auch alsVorsit-
zender des Bezirksverbandes
Oberpfalz des Bayerischen Ge-
meindetages. Für ihn können
PPP-Modelle eine Lösung dar-
stellen, doch dieGrundproblema-
tik ist für ihn eine andere: „Wie
bedienen wir den PPP-Betreiber
aus unseren Haushalten, die wir
selbst mit Krediten finanzieren?“
Laut Höchstetter haben sich die
Kassenkredite der Gemeinden
verdreifacht, Gelder für kommu-
naleAufgaben bzw.Baumaßnah-
men fehlen. „Es geht um die Fi-
nanzausstattung der Gemeinden.
Wenn wir die Aufgaben auch
künftig erfüllen sollen, brauchen
wir Gelder für solche Modelle.
Die staatliche Seite ist gefordert,
die finanziellenMittel zur Verfü-
gung zu stellen“, verdeutlichte
derBarbingerRathauschef.

„Praktikable Ansätze“

In derDiskussion meldete sich
auch der Präsident des Bayeri-
schen Gemeindetages, Dr. Uwe
Brandl, zuWort. Er bescheinigte
den PPP-Projekten „praktikable
Ansätze“, aber auch „riesige
Probleme im Detail“, zumal bei
Generalübernehmerverträgen
vielfach nicht mittelständische
bzw. kleine Betriebe zum Zuge
kämen. „Wir sind nicht mehr
kreditfähig“, beschrieb er die
grundsätzliche Problematik und
nannte auch die „Querschüsse
von bestimmten Ministerien“.
Für ihn sind einfache Modelle
nötig wie auch eine Änderung
der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen. Markus Bauer

Blick in die Runde der Teilnehmer. !!

Kommunale Baumaßnahmen des Marktes Ergolding:

Kräftige Investitionen
trotz knapper Mittel

Mit gleich zwei kommunalen Baumaßnahmen konnte der
Markt Ergolding im Landkreis Landshut binnen kürzester Zeit
aufwarten. So galt es nicht nur das Richtfest des neuen Bauhofes
zu feiern, sondern auch den Erweiterungstrakt des gemeindli-
chen Kindergartens einzuweihen.

Gut Ding will Weile haben.
Nach langer Vorbereitungszeit -
bereits 1991 hatte sich der Ge-
meinderat grundsätzlich mit dem
Thema Bauhof beschäftigt - wur-
de nunmehr das Fünf-Millionen-
Euro-Projekt in Angriff genom-
men. Insgesamt wurden während
dieser 14 Jahre vier Raumpro-
gramme erstellt, wobei in den
Anfängen ein Umbau und eine
Erweiterung des Bauhofes am
bestehenden Geländer an der
Sportplatzstraße vorgesehen war.
Vergangenes Jahr nun sprach
sich der Gemeinderat für einen
Neubau mitHackschnitzelanlage
und thermischer Solaranlage aus.

Grundkonzept

Das Grundkonzept des Ent-
wurfs beruht auf einer strengen
Bebauung in Form eines Vier-
seithofs mit vorgelagertemEner-
giegebäude. Die Gebäude fügen
sich harmonisch in die Umge-
bung, ohne eine eigenständige
Dominanz zu entwickeln. Insge-
samt ist der Baukörper in fünf
Gebäude gegliedert und von
Grünflächen umgeben.
Bürgermeister Hans Bauer

stellte beim Richtfest heraus,
dass derMarkt Ergolding für die
Errichtung des gemeindlichen
Bauhofs keinerlei staatliche För-
derung erhält, ausgenommen für
dieHackschnitzelanlage inHöhe
von 6000 Euro und die Solaran-

lage (knapp 1000 Euro). Dass
der Ort in Zeiten knapper Mittel
kräftig investiert und sich damit
antizyklisch verhält, hob der
Rathauschef besonders hervor:
„Wir jammern nicht, sondern tun
etwas für die heimische Wirt-
schaft“, betonte Bauer.
Weiteres Beispiel dafür ist die

Erweiterung des gemeindlichen
Kindergartens „AmBründl“, der
nach einer Rekordbauzeit von
nur siebenMonaten fertiggestellt
wurde und mit einer weiteren
Gruppe mit 25 Kindern bezogen
werden konnte. Der Anbau be-
steht aus einem Gruppenraum,
einem Besprechungszimmer mit
Bibliothek und einem Mu-
sikraum. Die Maßnahme in
Höhe von rund 335.000 Euro
dient der Umsetzung des neuen
Kinderbetreuungsgesetzes, das
jedem Kind - auch den unter
Dreijährigen - langfristig einen
Kindergartenplatz garantiert.
Architekt Peter Leinhäupl lob-

te die Marktgemeinde, in Zeiten
leerer Kassen in die Zukunft der
Kinder zu investieren: „Wie die
Pisa-Studie gezeigt hat, ist das
Wissen in den vergangenen Jah-
ren vernachlässigt worden. Wis-
senschaftler haben aber bestätigt,
dass vor allem Kinder im Alter
von drei bis 14 Jahren besonders
aufnahmefähig sind, und deshalb
sollte auch jedes Kind einen
Kindergartenplatz bekommen“,
so Leinhäupl. DK

Rathaus Vilshofen eingeweiht:

„Exquisite Visitenkarte der Stadt“
Dass man gerade auch in der Kommunalpolitik bisweilen ei-
nen langen Atem und viel Geduld benötigt, um etwas zu bewir-
ken, wird am Beispiel des Rathauses Vilshofen deutlich. Wie
Bürgermeister Hans Gschwendner bei den Einweihungsfeier-
lichkeiten betonte, „stand der notwendige Umbau in den mehr
als 30 Jahren meiner kommunalpolitischen Tätigkeit immer
wieder einmal auf der Tagesordnung“.
Nunmehr ist in drei Jahren

Um- und Ausbauzeit ein neues
Rathaus entstanden, das lobend
als „exquisite Visitenkarte der
Stadt“ bezeichnet wurde. Rund
vier Millionen Euro hat die
Maßnahme, die zu einem Drit-
tel mit staatlichenMitteln bezu-
schusst wurde, gekostet.

„Ein Glücksfall“

LautBürgermeisterGschwendt-
ner „war es im Rückblick wohl
geradezu ein Glücksfall, dass
sich die Planungen für eineUm-
und Neugestaltung des Rathau-
ses so sehr in die Länge gezo-
gen haben“. Mit der Einbezie-
hung des Grumbachhauses und
des Hirschenwirtes sei letztlich
ein Gesamtprojekt verwirklicht
worden, das nicht nur die akute
Raumnot behoben habe, „son-
dern langfristig und zukunfts-
weisend alle Anforderungen an
eine bürgernahe, moderne
Stadtverwaltung erfüllt“.

Gelebte Bürgernähe

Inhaltlich untermauert wurde
dies Gschwendtner zufolge
auch durch ein Organisations-
gutachten, „nach dem wir unse-
re Verwaltungsabläufe noch
bürgernäher und effizienter ge-
staltet haben“. Schließlich heiße
das erklärte Motto im Vilshofe-
ner Rathaus auch an die Adres-
se der Bürgerinnen und Bürger:
„Wir sind für Sie da.“
Diese Zusage werde auch op-

tisch umgesetzt: In den drei
nunmehr vereinten Häusern sei
neben 30 Büroräumen das Bür-
gerbüro untergebracht, sowie
der neue, große Sitzungssaal, in
dem die Stadtratssitzungen
stattfinden,während der histori-

sche Sitzungssaal nun vor allem
als Trauungszimmer verwendet
wird. Außerdem biete das Rat-
haus auch Platz für das Archiv
und die Registratur. Im einsti-
gen Kohlenkeller wurde die
Rathaus-Galerie untergebracht.
Vor allem aber sei dasVilshofe-
ner Rathaus jetzt endlich behin-
dertengerecht. EinAufzug führe
barrierefrei in jedes Stockwerk
und ermögliche auch Rollstuhl-
fahrern den ungehinderten Zu-
gang zu nahezu allen Räumen
des Rathauses.

Wirtschaftlicher Impuls

Mit viel Lob für den Vils-
hofener Stadtrat wartete Innen-
staatssekretär Georg Schmid
auf: „Sie haben zur rechten
Zeit die richtige Entscheidung
getroffen.“ Um das Gemein-
wesen weiter zu entwickeln,
sei eine moderne Verwaltung,
die sich als Dienstleistungsein-
richtung versteht, unverzicht-
bar. Dafür müssten aber auch
die Rahmenbedingungen stim-
men. Und zu diesen gehörten
auch die entsprechenden räum-
lichen Voraussetzungen. „Die-
se sind in Vilshofen hervorra-
gend realisiert worden“, beton-
te Schmid, der zudem erwähn-
te, dass mit dieser Baumaßnah-
me auch ein gewaltiger Impuls
für die regionale Wirtschaft
gegeben worden sei.

Mehr Leistungsbereitschaft

„Schön ist es geworden - auch
schön teuer“,merkte stellvertre-
tender LandratWalter Taubene-
der an. Zum Glück sorge aber
der Staat dafür, dass solche
großen Investitionen auch fi-
nanzierbar blieben. Taubeneder

zeigte sich überzeugt, dass sich
die Leistungsbereitschaft der
Verwaltung jetzt noch steigern
werde.
Bei der symbolischen Schlüs-

selübergabe durch Architekt
Helmut Witzlinger betonte die-
ser, dass er sich gerne der Her-
ausforderung gestellt habe,mög-
lichst viel historische Bausub-
stanz zu erhalten. Dabei sei es
aber auch durchaus legitim, mo-
derne Elemente wie Stahl und
Glas zu integrieren.Nicht zuletzt
wurde darauf verwiesen, dass
nicht weniger als 90 Prozent der
Bausumme an regionale Firmen
gezahlt worden seien. DK
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Bayerischer Städtetag/Bezirksversammlung Oberfranken:

Lieber ein Ende mit Schrecken...
Bei der Bezirksversammlung des Bayerischen Städtetags in
Bayreuth haben die oberfränkischen Bürgermeister die Staats-
regierung zu Kurskorrekturen in der Schulpolitik aufgefor-
dert. Die Rathauschefs plädierten dafür, dass der Freistaat das
Büchergeld wieder abschafft und die Lasten des achtstufigen
Gymnasiums trägt.
Die Rathauschefs forderten

den Freistaat Bayern auf, als
Beitrag zumAbbau derBürokra-
tie in punkto Büchergeldgesetz
den alten Rechtszustand wieder
herzustellen. Die Einführung die-
ser „Bürokratiegebühr“ für Fa-
milien sei ein Schritt in die
falsche Richtung. Zum einen
würden gerade die Familien mit
Kindern, für deren Unterstüt-
zung alle politischen Parteien
nachdrücklich eintreten, zusätz-
lich belastet. Zum anderen sei
ein zusätzlicher Bürokratismus
neu eingeführt worden, obwohl
Verwaltungsvereinfachung das
Gebot der Stunde ist.

Verfrüht und einseitig

Für verfrüht und einseitig hält
der Städtetag die Aussagen von
Kultusminister Siegfried Schnei-
der, das Einsammeln des Bü-
chergeldes sei kein übermäßiger
Aufwand.Die zusätzlicheArbeit
komme jetzt auf die Städte und
Gemeinden zu, wie die Rück-
meldungen zeigten. Die Über-
prüfung der Befreiungsgründe
sei mit einem erheblichen Zeit-
und Verwaltungsaufwand ver-
bunden. Die eingehenden Nach-
weise seien teilweise unvollstän-
dig, nicht lesbar oder nicht aus-
reichend. Bei Schulen mit ho-

hemAusländeranteil komme ein
großer Beratungsbedarf hinzu.
Laufende telefonische Anfra-

gen zeigten zudem, dass es
noch viele Unklarheiten über
Befreiungstatbestände gibt, etwa
für Geringverdiener, Betriebs-
praktika, Pflegeeltern bis hin zur
Anfrage, ob Teilzahlungen mög-
lich sind. Die Quote der Nicht-
zahler, sei es mit oder ohneAn-
gabe von Befreiungsgründen,
schwanke nach ersten Meldun-
gen zwischen zehn Prozent und
über vierzig Prozent. Im Bereich
der Berufsschulen sei sie am
höchsten.
Die oberfränkischen Kommu-

nalpolitiker erhoffen sich vom
Landtag ein schnelles und ent-
schiedenes Handeln. Die Lan-
despolitik sollte der Erkennt-
nis folgen, dass ein Ende mit
Schrecken allemal besser ist als
ein Schrecken ohne Ende.
Stichwort G 8: Der Vorstand

des Bayerischen Städtetags hat
den Freistaat Bayern aufgefor-
dert, den Städten alle Kosten zu
erstatten, die ihnen beimAusbau
des achtjährigen Gymnasiums
entstehen. Der Verband beruft
sich dabei auf das in der Bayeri-
schen Verfassung verankerte
Konnexitätsprinzip. Gegen die-
ses Prinzip verstoße der Freistaat
eklatant. Im Landesschnitt bekä-

men die Städte nur rund 60 Pro-
zent ihrer Schul-Ausbaukosten
ersetzt. Die Kommunalpolitiker
kritisierten in Bayreuth dieses
Verfahren als ein „Konnexi-
tätsprinzip nachKassenlage“.
Behauptungen aus dem Kul-

tusministerium, die geplanten
Schulbauvorhaben der Kommu-
nen seien unwirtschaftlich und
nicht angemessen, sind in den
Augen der Städte ein Ablen-
kungsmanöver. Die meisten Pla-
nungen seien mit den staatlichen
Koordinatoren abgestimmt ge-
wesen. Erst als klar wurde, dass
das Geld nicht reicht, seien die
Ausbaumaßnahmen von denBe-
willigungsstellen wieder rigoros
zusammengestrichen worden.

Klagen in Vorbereitung

Städte wie Coburg sind mitt-
lerweile dabei, gegen den Frei-
staat Bayern wegen Verletzung
desKonnexitätsprinzipsKlagen
vorzubereiten. Eine eigens ge-
bildete Arbeitsgruppe im Städ-
tetag koordiniert bereits die
entsprechendenVorbereitungen.
Ein Rechtsgutachten ist in Ar-
beit und wird in Kürze präsen-
tiert.
Das geschäftsführende Vor-

standsmitglied des Bayerischen
Städtetags, ReinerKnäusl, äußer-
te dieHoffnung, dass eineKlage
nicht nötig werden wird, zumal
Ministerpräsident Edmund Stoi-
ber nach dem Kommunalgipfel

erklärt hatte, das Thema zur
Chefsache machen zu wollen.
Eine klare Positionierung der

Staatsregierung erwarten die
oberfränkischen Bürgermeister
auch im Hinblick auf die erheb-
lichen Nachteile, die Wirt-
schaftsstandorte entlang der
Grenze zu den neuenBundeslän-
dern immer deutlicher zu spüren
bekommen. „In ganz Ostober-
franken grassiert die Gefahr,
dass Betriebe in die neuen Län-
der abgeworben werden“, erklär-
te Bayreuths Oberbürgermeister
Dr. Dieter Mronz im Anschluss
an die Sitzung. Investitionszu-
schüsse von mehr als 50 Prozent
für Neubauten in Sachsen und
Thüringen würden Beschäfti-
gung und Wirtschaftsstruktur in
Oberfranken in hohem Maß ge-
fährden.

„Kurios und prekär“ nannte
esMronz, dass diese Zuschüsse
des Aufbaus Ost auch aus den
jährlichen Ablieferungen ober-
fränkischer Städte bezahlt wür-
den. Die Bayreuther Transfer-
leistung liegt in diesem Jahr bei
4,5Millionen Euro.

„Wir stehen zu den Lasten
der Wiedervereinigung, aber
unsere Betriebe werden mit un-
serem Geld abgeworben“, so
Mronz. Bislang seien derartige
Versuche in Bayreuth noch ab-
zuwehren gewesen. Jetzt aber
sei eine Lösung des Problems
statt dauernderAbwehrschlach-
ten dringend geboten. Denn der
gerade geschlossene Koaliti-
onsvertrag sieht eine Förderung
der neuen Bundesländer nach
bisherigem Modell noch bis
zum Jahr 2019 vor. DK

Geschenkübergabe beim Festakt zum 25. Dienstjubiläum.
V. l.: Regierungspräsident Ludwig Schmid, Oberbürgermeister
Dr. Ivo Holzinger, der Vorsitzende des Bayerischen Städtetags,
Hans Schaidinger und Bezirkstagspräsident Jürgen Reichert. !

!

Memmingens OB
feierte Dienstjubiläum

Memmingen (ps). „Großer Bahnhof“ war in der Memminger
Stadthalle angesagt, als Oberbürgermeister Dr. Ivo Holzinger
im festlich geschmückten Saal sein 25-jähriges Dienstjubiläum
feierte. Vor rund 200 geladenen Gästen überreichten ihm die
Bürgermeister Hans Ferk und Josef M. Lang den Goldenen
Ehrenring der Stadt. Zahlreiche Festredner bescheinigten dem
Jubilar Bürgernähe, fachliche Kompetenz und das richtige Ge-
spür für seine Arbeit zum Wohle der Stadt Memmingen.
Am 21. November 1980 trat

Dr.Holzinger seinAmt alsOber-
bürgermeister der Stadt Mem-
mingen an.Mittlerweile befindet
er sich in seiner fünftenAmtspe-
riode. Zielstrebig setzte er in den
vergangenen zweieinhalb Jahr-
zehnten eine Vielzahl von Pro-
jekten undVorhaben um.

Herausragende
Amtsführung

Neben Bezirkstagspräsident
JürgenReichert würdigtenLand-
tagsabgeordneter Herbert Mül-
ler, LandratDr.HermannHaisch
und der städtischeGesamtperso-
nalratsvorsitzende Robert Jäger
die herausragendeAmtsführung
des Oberbürgermeisters. Regie-
rungspräsident Ludwig Schmid
verlas ein Schreiben des verhin-
derten Staatsministers JosefMil-
ler, dem er seinen persönlichen
Dank anHolzinger anschloss.
Laudator Hans Schaidinger,

Vorsitzender des Bayerischen
Städtetages und Oberbürgermei-

ster der Stadt Regensburg, be-
scheinigte dem Jubilar „außer-
ordentlich populäreKommunal-
politik“ die verbunden sei mit
einer Bürgernähe, die ihres
Gleichen suche. Bei ihrer ge-
meinsamen Arbeit im bayeri-
schen Städtetag sei Holzinger
niemals auf Konfrontationskurs
gegangen.
Stehend applaudierten die Gä-

ste bei derVerleihung desGolde-
nen Ehrenringes der StadtMem-
mingen an Dr. Holzinger. Die
Bürgermeister Hans Ferk und
JosefM. Lang betonten, dass der
Jubilar mit berechtigtem Stolz
auf das von ihm Geschaffene
zurückblicken dürfe.
Der Vielgelobte dankte sei-

nerseits für die „unterstützende
und kritische Wegbegleitung“.
Er sehe seine Aufgaben in der
Stadt nicht als „die bloße Füh-
rung eines Unternehmens“ an.
Die Bürger hätten ein Recht
darauf, dass er als Oberbürger-
meister versuche, für alle einen
gutenWeg zu finden. !

Engere Kooperation zwischen Bayern und Salzburg:

Bekenntnis zum
Industriestandort

Der neue EuRegio-Präsident Bürgermeister Dr. Emmerich
Riesner aus Neumarkt und sein Vorgänger und jetzige Vize-
präsident der EuRegio, Traunsteins Landrat Hermann Stein-
maßl, kamen mit einer hochkarätig besetzten Delegation aus
dem Informationskreis der Wirtschaft Traun/Alz (IdW) auf
Einladung der Industriellenvereinigung (IV) Salzburg zu ei-
nem Kooperationsgespräch in der Mozartstadt zusammen.

Der Vorsitzende des Infra-
strukturausschusses, Bernhard
Köth, präsentierte eine Projekt-
studie zum Thema „Nord-Span-
ge“, wodurch eine verkehrs-
mäßige Entlastung des Raums
Bergheim und Freilassing lang-
fristig verbessert und abgesi-
chert werden soll.Die verkehrli-
chen Auswirkungen im Jahr
2015, so die Studie, würden die
Ortsdurchfahrt Bergheim um ca.
74 Prozent, die Ortsdurchfahrt
Lengfelden um den selben Wert
und darüber hinaus auch dieAu-
tobahn zwischen Salzburg Mitte
und Salzburg Nord um fast 20
Prozent entlasten. Mit diesem
Projekt werden auch die Wirt-
schaftsräume in dieser Region
besser erschlossen und darüber
hinaus langfristig Anrainer und
Umwelt entlastet.

Innovatives System

Die Industriellenvereinigung
präsentierte mit InnoVersys zu-
dem ein innovatives Verkehrs-
system für denWirtschaftsraum
der Euregio. Es handelt sich um
ein Logistikkonzept,mit dem es
gelingen sollte, den Warenver-
kehr vermehrt auf die Schiene
zu transferieren. Dieses Projekt
wird von führenden Unterneh-
mungen der Region unterstützt
und ein Projektleiter dem-
nächst bestellt. Es geht langfri-
stig um einen Effizienzgewinn
für die Wirtschaft, aber auch
um eine nachhaltige Entlastung
der Umwelt und dafür lohne
sich der Einsatz, betonte Inno-
Versys-Geschäftsführerin Irene
Schulte.
Derartige Projekte bedürfen

allerdings kooperativer Zusam-
menarbeit, denn nur wenn alle
politischen Kräfte im Wirt-
schaftsraum gebündelt werden,
können die entsprechenden In-
vestitionssummen aufgebracht
werden. Der langjährige Eure-
gio-Präsident, Landrat Stein-
maßl, plädierte vehement dafür,
gemeinsam stärker aufzutreten.
Nur dann könnten entsprechen-
de Geldmittel bei den jeweili-
gen Bundesregierungen einge-
fordert werden.

Technik-Modul-Studium

Der Euregio-Delegation und
den anwesenden IV-Mitgliedern
wurde auch das Technik-Mo-
dul-Studium in Zusammenar-
beit der Universität Salzburg
mit der TU München präsen-
tiert. Es geht darum, die derzei-
tigen Schwächen im technisch-
wissenschaftlichen Bereich der
Uni-Abgänger zu verbessern.
Die Erarbeitung eines Konzepts
soll für die Region Salzburg/
Südostbayern ein den modernen
Anforderungen gerechtes Bil-
dungsangebot für Ingenieur-
Wissenschaften bieten. Laut ei-
ner Umfrage im Raum Salz-
burg, Oberösterreich, Tirol und
Südostbayern haben alle 126
Unternehmen, die sich daran
beteiligt haben, ein derartiges
Technik-Modul-Studium be-
grüßt und den jeweiligen Bedarf
an Technikern angemeldet.
In der Politik gebe es nur we-

nige, die langfristig über den
nächstenWahltag hinausdenken
und mit gezielter Sachpolitik
den Spagat zwischen inhalt-
lich guter Arbeit und medialer
Vermittlung bewältigen wür-
den, meinte Salzburgs Landes-
hauptmann-Stellvertreter Wil-

fried Haslauer bei der an-
schließenden IV-Mitglieder-
versammlung. Die Politik müs-
se „das langfristig Notwendige
kurzfristig mehrheitsfähig ma-
chen“. Dieser Aufgabe widme
er sich seit seinem Amtsantritt
mit Begeisterung.
Haslauer betonte, dass in

nächster Zeit die Infrastruktur-
Projekte forciert und nach
Möglichkeit terminlich vorge-
reiht werden müssen. Großer-
eignisse wie die Rad-WM oder
die Fußball-Europameister-
schaft stünden an. Zudem gel-
te es, alle Anstrengungen zu
unternehmen, um bei der neu-
erlichen Bewerbung um die
Olympischen Spiele den Zu-
schlag zu bekommen. DK

Bundesweiter Wettbewerb „Netzwerk Nachbarschaft“:

„Dorf Zellhub“ ist
bayerischer Sieger

Beim bundesweiten Wettbewerb „Netzwerk Nachbarschaft“ der
BHW Bausparkasse und der Zeitschrift „Schöner wohnen“
zeichnete Sozialministerin Christa Stewens die Initiative „Dorf
Zellhub“ in Eggenfelden als beste bayerische Nachbarschafts-
hilfe aus. Rund 300 Nachbarschafts-Initiativen hatten sich heu-
er um die „beste“ Nachbarschaft beworben - 80 mehr als 2004.

„Bürgerschaftliches Engage-
ment - und hierzu zählt auch und
gerade ein nachbarschaftliches
Netzwerk - ist der Kitt unserer
Gesellschaft. Sie, liebe Zellhu-
ber, sind alsMehr-Generationen-
Projekt zukunftsweisend und das
beste Beispiel für gelebte Nach-
barschaft. Was Sie hier in Zell-
hub geschaffen und geleistet ha-
ben, ist beeindruckend, vorbild-
lich und - nun auch im wahren
Wortsinn - ausgezeichnet“, er-
klärte Stewens.
Schirmherr des Wettbewerbs

war das Bundesfamilienministe-
rium; 15 Landessozialminister
hatten die Patenschaft für „ihren“
Landessieger übernommen. Die
Fach-Jury, der auch der Künstler
und Autor Janosch angehörte,
zeigte sich begeistert vom Enga-
gement der nachbarschaftlichen
Netzwerke. So auch BHW-Vor-
standsmitgliedDr.BerndDedert,
Mitinitiator der Kampagne: „Die
bayerische Initiative zeigt uns auf
beeindruckendeWeise, wie eine
besondereArchitektur das leben-
dige Miteinander der Bewohner
fördern kann.“
DerArchitekt Peter Michalski

habe die Siedlung Zellhub in Eg-
genfelden in den 80er Jahren als
aktive Dorfgemeinschaft gezielt
geplant. Anstelle der geplanten
Einfamilienhäuser schuf er mit
einer „nachbarschaftlichen Ar-
chitektur“ eine bauliche Mi-
schung mit Reihen- und Doppel-
häusern sowieGeschosswohnun-
gen. Vom Arbeiter bis zum pro-
movierten Akademiker fühlten
sich in Zellhub alle wohl.

„Wir bilden nicht nur eine
Wohngemeinschaft, sondern auch
eine Lebensgemeinschaft“, be-
tonteMichalski, der ebenfalls ein
Reihenhaus in der Anlage be-

wohnt. InAnlehnung an das tra-
ditionelle „Dorf“ plante der Ar-
chitekt gemeinsam mit den
zukünftigen Bewohnern die
Wohnsiedlung mit einem zentra-
len Platz als Kommunikations-
zentrum für Jung und Alt. Um
ein Höchstmaß an Wohn- und
Lebensqualität zu erreichen,
schufen die Bewohner eine au-
tofreie Zone mit intensiver Be-
pflanzung. Beim Bau von drei
Reihenhäusern sparten die Bau-
herren durch gemeinsamen Ma-
terialeinkauf und Eigenleistun-
genKosten ein.

Beispiele gegenseitiger Hilfe

Mitbestimmung praktizierten
die Bewohner auch bei der Ge-
staltung des zentralen Dorfplat-
zes. Sie stellten begrünte Pergo-
len und eineTischtennisplatte auf
und errichteten einen Brunnen
und einen Lehmbackofen.Grund-
lage für jegliche Bebauung ist ei-
ne Gestaltungssatzung, die das
äußere Erscheinungsbild der
Häuser und der Freizeitanlagen
regelt. Im Alltag unterstützen
sich die Bewohner des „Dorfes“
gegenseitig: Es gibt Fahrdienste
zur Schule und wechselnde Kin-
derbetreuung amNachmittag.

„Demnächst wollen wir eine
gemeinsame Hausaufgabenbe-
treuung für unsere Kinder reali-
sieren“, verrietMichalski die Plä-
ne der Bewohner. Den kleinen
zentralen „Dorfplatz“ im Innen-
hof derAnlage nutzen dieBürger
fürAktivitäten wie Spielnachmit-
tage für Kinder, Grillabende,
Weinfeste und andere gesellige
Veranstaltungen. Mit ihrer Dorf-
zeitung informieren sie sich ge-
genseitig über besondereAnlässe
und das Leben imDorf. DK
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„Es wird ja langsam Zeit,
dass die Zeichen der Zeit er-
kannt werden. Es ist schlimm,
dass sich die Gesellschaft
weigert, mehr Kinder zu be-
kommen.“ Mein Chef, der
Bürgermeister, hat auf einen
Bericht über eine Verleihung
von Preisen für Verwaltungs-
innovation in seiner schwung-
vollen Handschrift „Prüfen,
was bei uns umsetzbar“ ge-
schrieben. Die meisten ausge-
zeichneten Verwaltungsmodelle hatten etwas
mit verbesserter Kinderbetreuung zu tun.

Ich tue es ja nur ungern, aber an einem Punkt
musste ich den Bürgermeister korrigieren.
Nicht das anonyme Kollektiv Gesellschaft, auf
das man so leicht Fehlentwicklungen schieben
kann, weigert sich Kinder zu bekommen, son-
dern es ist die individuelle Entscheidung von
Frauen oder Paaren, die unser demographi-
sches Gefüge durcheinander bringt. Er braucht

sich doch nur selbst anzuschauen, bringt er es
doch nur auf einen - wenn auch sehr wohlgera-
tenen - Sohn und damit auf einen Reproduk-
tionsfaktor von 0,5.

Die Ursachenforschung für die zurückgehen-
de Geburtenrate muss deshalb individuell ein-
setzen. Jede Frau und jedes Paar hat einen an-
deren Grund für ihr „Ja“ oder „Nein“ zum
Kind. Eines verbindet aber alle, nämlich die
Frage: Wohin mit den Kindern, wenn ich wie-
der arbeiten gehe? Da fängt doch bei allen das
große Rätselraten an. Und genau da haben die
preisgekrönten Modelle der Verwaltungsinno-
vation konsequenterweise angesetzt.

Manches wäre ziemlich schnell zu verwirkli-
chen, wenn nur etwas guter Wille auf allen Sei-
ten herrschen würde. Zum Beispiel die Mög-
lichkeit, Kinder mit ins Büro zu nehmen, wenn
keine andere Betreuungsmöglichkeit besteht.
Oder die Einrichtung von Betreuungsecken in
den Behörden, wenn die Kinder Schulferien ha-
ben. Denn seien wir mal ehrlich: Hat eine Mut-
ter das Glück, nach der Geburt einen ganztägi-
gen Krippen- und dann einen Kindergarten-

platz zu bekommen, ist die Be-
treuung ja gesichert. Unsere
städtischen Kindergärten ha-
ben in den Oster-, Pfingst-,
Herbst- und Frühjahrsferien
sowie in den ersten und letzten
Wochen der Sommerferien ei-
ne Kernbesatzung, die Berufs-
tätigen die Sorge um die Kin-
der abnimmt. Aber wehe, sie
kommen in die Schule, dann
schnappt die Falle zu: Halb-
tagsschule, 14 Wochen Ferien,

der freie Buß- und Bettag - dann werden berufs-
tätige Eltern zu einem Filofax auf zwei Beinen,
der nur noch rast und rechnet, wie er Schul-
und Arbeitszeiten unter einen Hut bringt. Klar,
unser Stadtjugendamt bemüht sich, Ferienfrei-
zeiten für Kinder Berufstätiger anzubieten, aber
das Angebot kann bei der heutigen traurigen
Zuschusslage nicht mal annähernd die Nach-
frage abdecken.

Also bleibt es irgendwo an den Arbeitgebern
hängen, ihren Mitarbeitern in diesem Bereich
Unterstützung zu gewähren. Ich wette, manch
eine Mutter und nicht wenige Väter würden mit
Freude auf einen Teil des Gehalts verzichten,
wenn Sie ihre Kinder gut und flexibel betreut
wüssten, ohne bei der Arbeit dauernd auf die
Uhr sehen zu müssen, weil die Tagesmutter spä-
testens um 17:00 Uhr ihre Ruhe haben will oder
in Meetings auf heißen Kohlen zu sitzen, weil
der Hort die Kinder am Freitag um 15:30 Uhr
auf die Straße setzt.

Mein Chef, der Bürgermeister, braucht sich
eigentlich nur mit Claudia Elfer, seiner Lieb-
lingsstadträtin, zu unterhalten. Die muss als Al-
leinerziehende Zwillinge managen - das fordert
mehr Organisationstalent als die Führung eines
Multi. Oder, um mit Winston Churchill auf dem
heutigen Kalenderblatt zu sprechen: „Es ist
einfacher, eine Nation zu regieren, als vier Kin-
der zu erziehen.“

PS: In diesen Tagen feiern wir die Geburt ei-
nes Kindes vor reichlich 2000 Jahren. Schon zu
allen Zeiten bedeuteten Kinder Zukunft. In die-
sem Sinne eine besinnliche Adventszeit, geseg-
nete Festtage und alles Gute im Neuen Jahr.

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Kinder sind
unsere Zukunft

Basis-Untersuchung zur Wirtschaftsförderung:

Drei Landkreise planen
gemeinsam ihre Zukunft

Donautal-Studie für Günzburg, Dillingen und Donau-Ries vorgestellt
Dillingen/Donau-Ries/Günzburg (jdt). Gemeinsam stellten die
Landräte Hubert Hafner (Günzburg), Leo Schrell (Dillingen)
und Stefan Rössle (Donau-Ries) die von den drei Landkreisen
in Auftrag gegebene „Donautal-Studie“ für die Zukunftsge-
staltung der Wirtschaftsförderung und Regionalentwicklung
dieser Region vor. Die 170 Seiten starke Dokumentation für
das „Schwäbische Donautal“ wurde vom Inifes-Institut in
Stadtbergen bei Augsburg erarbeitet und im Landratsamt
Dil1ingen der Öffentlichkeit von Dr. Markus Hilpert präsen-
tiert und zur Diskussion auch mit Vertretern der Wirtschaft
freigegeben. Die drei Landräte zeigten sich überzeugt davon,
dass mit dem landkreisübergreifenden Gutachten eine Basis
geschaffen worden sei für Umsetzungsmaßnahmen in ver-
schiedenen Bereichen.
Die „Donautal-Studie“ wurde

mit einemAufwand von 130000
Euro erarbeitet und zu 80 Pro-
zent vom Verein Donautal-Ak-
tiv gefördert.

Chancen und Defizite

Projektleiter Dr. Hilpert vom
Internationalen Institut für em-
pirische Sozialökonomie (Ini-
fes) ging bei der Erläuterung der
Studie auf Einzelheiten der Be-

und dieGründungsdynamik wur-
den in derDonautal-Studie ins-
gesamt als „eher durchschnittlich
in Teilräumen sogar deutlich un-
terdurchschnittlich“ registriert.

Wirtschaftliche Stärken

Bemerkenswerte wirtschaftli-
che Stärken im Schwäbischen
Donautal wurden über die drei
Landkreise hinweg in acht Fel-
dern festgestellt: Careness, Ener-

wohl der drei Landkreise als
auch der verschiedenen Wirt-
schaftsakteure voranzukommen
und weiter eine intensivere Be-
standspflege und Standortdyna-
mik insAuge zu fassen.

Für 350.000 Einwohner

In der Diskussion plädierte
Landrat SchreIl dafür, die schon
im Bereich Tourismus bewährte
Zusammenarbeit zwischen den
drei Landkreisen jetzt weiter zu
entwickeln. Als beispielgebend
nannte Landrat Rößle das „Wirt-
schaftsportal“ im Kreis Donau-
Ries mit dem Anschluss von
rund 300 Firmen. Familie und
Beruf noch besser „unter einen
Hut fürBerufstätige“ zu bringen,
regte LandratHubertHafner an.
Begrüßt wurde die „Do-

nautal-Studie“, verbunden mit
Anregungen, vom Regionalge-
schäftsführer der IHK, Dieter
Birnmann, und dem Geschäfts-
führer der Kreishandwerker-
schaft Nordschwaben, Hans-
Jürgen Graf. Übereinstimmend
waren Kommunalpolitiker und
Vertreter der Wirtschaft der
Auffassung, die drei Landkreise
mit ihrem Potential von rund
350.000 Einwohnern und be-
achtlicher Wirtschaftskraft soll-
ten ihre Zukunft verstärkt ge-
meinsam gestalten.

AG „Life-Natur-Projekt“

Ein weiteres Bündnis schlos-
sen die drei Landkreise Dillin-
gen, Donau-Ries und Günzburg
und 16 Gemeinden während ei-
ner nachfolgenden weiteren
Konferenz im Landratsamt Dil-
lingen am 27. Oktober. Unter-
zeichnet wurde der Kooperati-
ons-Vertrag für das Life-Natur-
Projekt „Schwäbisches Do-
nautal“. Dabei rücken Natur-
und Hochwasserschutz in den
Vordergrund. Die in Aussicht
stehenden Fördermittel in Höhe
von 2,5 Millionen Euro kom-
men zu 50 Prozent aus Brüssel
und zu 42 Prozent vom Freistaat
Bayern. Lediglich acht Prozent
entfallen auf die Mitglieder der
Arbeitsgemeinschaft.
Mit den drei Landräten Leo

Schrell (Dillingen), HubertHaf-
ner (Günzburg) und Stefan
Rößle (Donau-Ries) nahmen an
derVertragsunterzeichnung auch
Regierungspräsident Ludwig
Schmid und Vertreter des Bun-
des Naturschutz teil. Zum Vor-
sitzenden der Arbeitsgemein-
schaft wurde Landrat SchreIl
gewählt. !

Vorstellung der Donautal-Studie. Von links: Landrat Hubert
Hafner, Günzburg, Landrat Leo Schrell, Dillingen, Landrat
Stefan Rößle, Donau-Ries, und Dr. Markus Hilpert vom Inifes-
Institut. Bild: -jdt-

standsaufnahme der regionalen
Ausgangssituation und künfti-
ger Entwicklungen in den Sek-
toren Demographie und Ar-
beitsmarkt ein. Chancen für
Wirtschaft und Wachstum wur-
den ebenso unter die Lupe ge-
nommen wie regionale und
überregionale Schwerpunkte,
Verflechtungen, Wertschöpfungs-
ketten, Probleme, Defizite und
Risiken. Zusammenfassend wur-
den über 100 konkreteMaßnah-
men für die Gestaltung einer
zielgerichteten Wirtschaftsför-
derung und Regionalentwick-
lung vorgeschlagen.

Stabile Bevölkerungszahl

Festgestellt wurde, dass sich
im Unterschied zu anderen Re-
gionen Bayerns und Deutsch-
lands die Bevölkerungszahl bis
zum Jahr 2020 voraussichtlich
nicht stark verändern werde.
Schrumpfungserscheinungen
seien, so wurde zu verstehen ge-
geben, kaum zu erwarten.Aller-
dings bringe der demographi-
sche Wandel eine deutliche Zu-
nahme derÄlteren mit sich, ver-
bunden mit einem Rückgang
der Jüngeren: „Vergleichbares
gilt für das Erwerbspersonenpo-
tential im Schwäbischen Do-
nautal. Dieses wird quantitativ
im Jahr 2020 voraussichtlich
auf etwa dem gleichen Niveau
liegen wie heute, allerdings ist
eine drastischeAlterung der Er-
werbspersonen zu erwarten“.
Für denArbeitsmarkt des unter-
suchten Raumes zeige sich eine
überdurchschnittlich positive
Performanz. Unterdurchschnitt-
lich sei indessen die Situation
bei der Qualifizierung der Er-
werbspersonen und der Fach-
kräfte-Verfügbarbeit sowie in
den letzten beiden Jahren auch
derAusbildung.
Das Innovationsgeschehen

gie/Umwelt, Tourismus, Ernäh-
rungswirtschaft, Mechatronik,
Maschinenbau, Metallverarbei-
tung undWerkstoffe. Jeder dieser
Schwerpunkte allein erreiche al-
lerdings nicht die kritischeMasse
für eine spezifischeClusterstrate-
gie: „Allerdings zeigen sich zwi-
schen jeweils vier dieser Schwer-
punkte solch enge Beziehungen
und Gemeinsamkeiten, dass eine
Clusterstrategie in zwei Haupt-
feldern möglich ist.“

Interaktion steigern

Dr. Hilpert regte im Rahmen
der gemeinsamen Wirtschafts-
förderung im SchwäbischenDo-
nautal vor allem an, die Interak-
tion zwischen allenAkteuren zu
steigern, mit der Integration so-

CSU-Bezirksverband Niederbayern:

Aufbruchstimmung in Deggendorf
Von klaren Worten, aber auch von Aufbruchsstimmung war ei-
ne Versammlung des CSU-Bezirksverbandes Niederbayern in
Deggendorf geprägt. Franz Schwarz, Bezirksvorsitzender der
Kommunalpolitischen Vereinigung Niederbayern, konnte dazu
prominente Gäste begrüßen: Neben Bayerns Wirtschaftsminis-
ter Erwin Huber und Finanzstaatssekretär Franz Meyer waren
mehr als hundert Bürgermeister, Abgeordnete und Landräte
aus der ganzen Region ins Kolpinghaus gekommen.
Wirtschaftsminister Erwin

Huber beteuerte, sich „mit sei-
ner ganzen Kraft“ für das
Grenzland einzusetzen. An die
Kommunalpolitiker gewandt,
forderte Huber finanzielle Ver-
lässlichkeit für die Kommunen
ein. Mit Blick auf anstehende
Reformen erwarte er eine Stabi-
lisierung der kommunalen Fi-
nanzen, so derMinister.

Suche nach neuen Wegen

Huber plädierte dafür, nach
Wegen zu suchen, um die Wirt-
schaftspolitik von Land und
Kommunen stärker zu verzah-
nen und „Selbstkräfte“ zu mobi-
lisieren. Für eine gesunde wirt-
schaftliche Entwicklung sei es
notwendig, dass Bund und Land
ihreAufgabe erfüllten. Letztlich
gehe es um das Wohl der Men-
schen in der Region.
Von einem „großen Vertrau-

ensverlust“ für die CSU in den
vergangenen Wochen sprach
Franz Schwarz, Bezirksvorsit-
zender der KPV Niederbayern.
Parteichef Edmund Stoiber habe
der CSU mit seiner unentschie-
denen Haltung auf Berliner Ter-
rain keinen großenDienst erwie-
sen. Dennoch helfe es nicht wei-
ter, aufgrund dessen „unglückli-
cherEntscheidung“ noch lange zu
diskutieren. Vielmehr gelte es,,
denBlick nach vorne zu richten.

„Wir wissen, dass wir ein paar

Dinge zu bewältigen haben - die
Probleme sind erkannt“, entgeg-
nete Erwin Huber. Weder in der
Verfassung noch in derBibel ste-
he geschrieben, dass die CSU
ständig 60 Prozent der Wähler-
stimmen auf sich vereinen müs-
se. Huber nahm auch Parteichef
Edmund Stoiber in Schutz: „An-

derungen stehen. Auch wenn
sich die Einnahmesituation, ins-
besondere bei der Gewerbesteu-
er, nachhaltig verbessert habe,
ergäben sich inEinzelfällen nach
wie vor sehr schwierige Haus-
haltslagen. Tatsache sei, dass die
kommunalen Steuereinnahmen
gerade wieder wachsen, sagte
Meyer: Für 2004 habe sich bun-
desweit ein durchschnittlicher
Zuwachs der Steuereinnahmen
aller Städte und Gemeinden von
9,4 % ergeben. In Bayern belie-
fen sich die kommunalen Steuer-
einnahmen im ersten Halbjahr
2005 bereits auf über 4Mrd.Euro
und lagen damit um 11 % über
dem Ergebnis des entsprechen-
denVorjahreszeitraumes.

Gerechte Verteilung

„Das Vorhandene muss ge-
recht zwischen Staat und Kom-
munen aufgeteilt werden. Seien
Sie versichert, der Freistaat tut,
was er kann und überschreitet oft
sogar die eigene Schmerzgren-
ze“, erklärte der Staatssekretär.
Ein Beispiel hierfür sei gerade
der kommunale Finanzaus-
gleich. Hier liege die Steige-
rungsrate der gesamten Finanz-
ausgleichsleistungen beispiels-
weise im Jahr 2005 mit plus 3,3
% deutlich über der Steigerungs-
rate des Gesamthaushalts von
plus 1,5 %. Der Freistaat habe
seinen Kommunen damit deut-
lich weniger an Konsolidierung
abverlangt als sich selbst und so
in schwierigster Zeit die Vertei-
lungssymmetrie nicht zu Lasten
der Kommunen, sondern zu
ihren Gunsten und damit zu La-
sten des Staatshaushalts ver-
schoben. DK

Bürgermeisterwahl-Ergebnisse
Thomas Thumann von der Unabhängigen ParteifreienWähl-

ergemeinschaft ist neuerOberbürgermeister vonNeumarkt i. d.
Oberpfalz. Der 40-jährige Rechtsanwalt erhielt 53,6 Prozent
der gültigen Stimmen und löst damit den bisherigenAmtsinha-
ber Alois Karl (CSU) ab, der ein Bundestagsmandat erhalten
hatte. Insgesamt hatten sich fünf Kandidaten um die Nachfolge
von Karl beworben. Der Favorit, CSU-Politiker Arnold Graf,
erreichte aber nur 32,6 Prozent. Die CSU stellt damit zum er-
stenMal seit 1945 nicht mehr das Stadtoberhaupt.DieWahlbe-
teiligung lag bei knapp 55 Prozent.
Hingegen hat die Bürgermeisterwahl im oberpfälzischen

Furth imWald noch keinen neuen Rathauschef hervorgebracht.
Am 18. Dezember kommt es zu einer Stichwahl zwischen den
Kandidaten Volker Heiduk von den Freien Wählern, der 33,1
Prozent der Stimmen erreichte, und Johannes Müller von der
Christlich-Freien Wählergemeinschaft mit 31,6 Prozent. Aus-
geschieden sind CSU-Kandidat Ludwig Kreitl und SPD-Be-
werber Michael Mandl. Die Bürgermeisterwahl wurde durch
denTod vonAmtsinhaberMacho/CSU nötig, der im September
überraschend an Herzversagen gestorben war.
Neuer Bürgermeister der Gemeinde Dörfles-Esbach im

Landkreis Coburg istUdoDöhler von den FreienWählern.Der
44-Jährige erhielt in einer Stichwahl um die Nachfolge seines
aus gesundheitlichenGründen zurückgetretenen Parteifreundes
Lotter 52,99 Prozent der Stimmen. Sein SPD-Gegenkandidat
Puff kam auf 47,01 Prozent. DK

Prominenter Gast: Minister
Erwin Huber. !!

spruch auf Solidarität haben alle,
auch der Parteivorsitzende.“
FinanzstaatssekretärFranzMe-

yer hatte zuvor darauf hingewie-
sen, „dass Staatsregierung und
Kommunen aufKooperation set-
zen“. Dabei verkenne er keines-
wegs, dass die Kommunen ge-
genwärtig vor großenHerausfor-
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Winterdienst · Schneeräum-
geräte · Streumaschinen

Kommunale Software

Aussenmöblierung

Fahrradabstellanlagen

Fahrradabstellanlagen

Wartehallen/Außenmöblierungen

Wasserzähler

Friedhofsbedarf,
Totenkühlgeräte

Kehrmaschinen,
selbstaufnehmende

Schacht-Ausrüstungen

GZLIE FERANTEN- N A C H W E I S

Absperrpfosten

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Fahnenmasten/Fahnen

Beutelsbacher
Fahnenwelt
Inh. Bernd Knödler
Heinkelstraße 44
71384 WEINSTADT
Tel. 0 7151 - 99 5160
Fax 0 7151 - 99 5166

info@beutelsbacher-fahnenwelt.de
www.beutelsbacher-fahnenwelt.de

Weihnachtsbeleuchtung

Papierkörbe

Spiel-, Sport und
Freizeitanlagen

Max-Eyth-Straße 31/1 · 71364 WINNENDEN
Telefon 0 71 95 / 69 33 00 · Fax 0 71 95 / 69 33 33
w w w . b e c k - a u s s e n m o e b l i e r u n g . d e

• Abfallbehälter
• Absperrpfosten
• Fahrradständer
• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Düngstruper Straße 46 · 27793 Wildeshausen
Telefon: +49(0)4431/738323 · Telefax: +49(0)4431/738324
E-Mail: info@iut-umwelttechnik.de · www.iut-umwelttechnik.de

der
Umwelt

zuliebe

Vorschau auf GZ 1/2
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 1/2, die am 19. Januar
2006 erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
!

!

Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
!

!

Umweltschutz
!

!

Abfall und Recycling
!

!

Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
!

!

Fremdenverkehr in Bayern

Europaministerin Emilia Müller im Kreise der niederbayeri-
schen Landräte mit deren Vorsitzendem Hanns Dorfner, Pas-
sau (5. v. r.) sowie Regierungspräsident Dr. Walter Zitzelsber-
ger (4. v. r.), Innenminister Dr. Günther Beckstein (Mitte) und
MdEP Manfred Weber (2. v. l.). "

"

Ostbayern nicht
vernachlässigen!

Niederbayerns Landräte zu Gast in Brüssel

Auf Einladung des Europaabgeordneten Manfred Weber be-
suchten die niederbayerischen Landräte sowie Regierungsprä-
sident Dr. Walter Zitzelsberger Brüssel. Dabei trafen sie auch
mit der neuen bayerischen Europaministerin Emilia Müller
und Innenminister Dr. Günther Beckstein zusammen.
Verbunden mit den Glück-

wünschen zum neuen Amt bat
die Delegation die frischge-
backene Europaministerin, die
ostbayerische Forderung nach
weiterer EU-Förderung in Brüs-
sel tatkräftig zu unterstützen.
„Ohne Unterstützung durch Eu-
ropa blutet Ostbayern auf ab-
sehbare Zeit aus“, befürchtete
Regierungspräsident Dr. Walter
Zitzelsberger. Darum sei es not-
wendig,wie bisher Fördermittel
für die Struktur- und Regional-
förderung zu erhalten. Emilia
Müller versicherte ihrerseits,
dass die Linie der Bayerischen
Staatsregierung voll auf dieUn-
terstützung des Grenzlandes
ausgerichtet sei.

Geplante Neuerungen

Michel-Éric Dufeil, in der
Kommission zuständig für die
Regionalförderung, erläuterte
der niederbayerischenDelegati-
on die geplanten Neuerungen
im derzeit verhandelten Förder-
zeitraum 2007 bis 2013. Dabei
zeigten sich Regens Landrat
Heinz Wölfl sowie sein Frey-
ung-Grafenauer Amtskollege

Alexander Muthmann erfreut,
dass wesentliche Forderungen
aus der Region umgesetzt wur-
den, vor allem was das Förder-
gefälle zwischen dem Grenz-
land und den neuen EU-Mit-
gliedsstaaten betrifft. Dufeil
versicherte, „dass hier maximal
20 Prozent Unterschied festge-
schrieben sind“ und lobte
gleichzeitig das ostbayerische
Engagement: „Es ist wichtig,
dass aus den Regionen heraus
deutlich gemacht wird, was
von Brüssel erwartet wird. Nur
dann können wir das in die
Prozesse einspeisen und auch
umsetzen.“

Projekt XperRegio

Passaus Landrat Hanns Dorf-
ner hieb in die selbe Kerbe und
regte einen Arbeitsprozess an.
An dessen Ende soll definiert
sein, in welche Richtung sich
Niederbayern in den nächsten
zehn bis 15 Jahren bewegen
will. Dingolfings Landrat Hein-
rich Trapp nannte als positives
Beispiel das ProjektXperRegio,
dem mehrere Kommunen aus
denLandkreisenDingolfing-Lan-

dau undRottal-Inn angehören.

Für bessere Infrastruktur

Leidenschaftlich setzte sich
Straubing-Bogens Landrat Al-
fred Reisinger für eine verbes-
serte Infrastruktur in Ostbayern
ein. Gegenüber Edgar Thiel-
mann, der in EU-Kommission
für die Transeuropäischen Ver-
kehrs- und Energienetze verant-

wortlich zeichnet, schilderte der
Landkreischef dieAlltagssituati-
on auf der B 20 zwischen Lan-
dau/Isar und dem Grenzüber-
gang Furth im Wald. Reisinger
zufolge wäre es fahrlässig, jetzt
nicht für überregionale Entwick-
lungsachsen wie die B20, A3,
A94 oder die Donau einen ver-
stärkten Ausbau zu fordern.
Hierzu werde auch eineEU-Mit-
finanzierung benötigt. DK

Landkreis Cham:

Ausgewählter „Ort im
Land der Ideen“

Motto „Bürger gestalten Ihre Region“
war ausschlaggebend für Entscheidung

Der Landkreis Cham gehört zu den 365 ausgewählten Orten
im „Land der Ideen“. Bundesinnenminister Dr. Wolfgang
Schäuble, die Standortinitiative „Deutschland - Land der
Ideen“ und die Deutsche Bank stellten die Sieger des Wettbe-
werbs „365 Orte im Land der Ideen“ der Öffentlichkeit vor.
Darunter auch der „Aktionskreis Lebens- und Wirtschafts-
raum Landkreis Cham“, der sich stellvertretend für die ge-
samte Region beworben hatte.

DerWettbewerb „365 Orte im
Land der Ideen“ an dem sich
über 1200 Orte beteiligt hatten,
ist eines von fünf Kernprojekten
der Kampagne „Deutschland -
Land der Ideen“, die im kom-
menden Jahr im In- undAusland
ein innovationsstarkes, moder-
nes und weltoffenes Deutsch-
landbild präsentieren will.

Regionaler Imagegewinn

Landrat Theo Zellner, Vorsit-
zender des Aktionskreises Le-
bens- und Wirtschaftsraum
Landkreis Cham e. V., freut sich
über die Auswahl als „Ort im
Land der Ideen“ und unter-
streicht den enormen Bekannt-
heits- und Imagegewinn für den
LandkreisCham: „DieWelt wird
imWM-Jahr 2006 sehr aufmerk-
sam auf Deutschland schauen.
Davon können wir als Beteiligte

der Image -und Standortinitiati-
veDeutschland - Land der Ideen
nur profitieren.“ So ist der Land-
kreis Cham nicht nur im eigens
vom Du-Mont-Verlag herausge-
gebenen „Land der Ideen-Reise-
führer“ vertreten, auch in der
Wochenzeitung „Die Zeit“ wird
er unter der Rubrik „Orte der
Woche“ vorgestellt werden.

„Faszination
Wald-Baum-Holz“

Der „Aktionskreis Lebens-
und Wirtschaftsraum Landkreis
Cham e.V.“ hatte sich beworben
mit dem Projekt „Faszination
Wald-Baum-Holz“, einem Festi-
val zu Kultur und Natur im
Landkreis Cham von Mai bis
Oktober 2006. Diese Veranstal-
tungsreihe findet statt im Rah-
men des Kooperationsprojektes
„Regionalspezifische Erwachse-

nenbildung - Kulturtourismus“
zwischen dem Kulturreferat des
Landkreises und der VHS im
Landkreis Cham unter Einbin-
dung weiterer regionalerAkteu-
re wie dem Naturpark Oberer
BayerischerWald oder demAk-
tionskreis Lebens- und Wirt-
schaftsraumLandkreisCham e.V.
Gefördert wird dieses Projekt
vom Europäischen Sozialfonds
(Ziel 2).

Ideenreich und engagiert

Vom 1. Januar bis 31. Dezem-
ber 2006 wird sich an jedem Tag
ein Sieger des Wettbewerbs mit
einer Veranstaltung der Öffent-
lichkeit vorstellen. Der Land-
kreisCham darf sich am 5.März
2006 mit einer Veranstaltung
präsentieren. Dabei wird er den
Bürgern im Landkreis Cham,
den Botschaftern und Regional-
marketingakteuren das Festival
vorstellen und einen Vorge-
schmack auf dieVielfalt derVer-
anstaltungen, vonAusstellungen,
Aktionen, Führungen bis hin zu
Konzerten geben.
Landrat Zellner ist sich sicher:

„Die beteiligten Bürgerinnen
und Bürger im Landkreis Cham
werden mit Ihren Veranstaltun-

gen undAktionen beim Festival
erneut unter Beweis stellen, wie
ideenreich, zukunftsfähig und
engagiert sie sind und damit ei-
nen wichtigen Beitrag zur Ima-
gekampagne „Deutschland -
Land der Ideen“ leisten.“

Zahlreiche Partner

„Deutschland -Land der Ideen“
ist die gemeinsame Standort-
initiative der Bundesregierung
und der deutschen Wirtschaft,
vertreten durch den Bundesver-
band der Deutschen Industrie.
Ziel der Initiative ist es, im In-
und Ausland ein Bild von
Deutschland als innovatives,
weltoffenes und begeisterungs-
fähiges Land zu vermitteln.
Schirmherr der Initiative istBun-
despräsident Horst Köhler. Die
FC Deutschland GmbH mit
ihrem Geschäftsführer Mike de
Vries koordiniert die Initiative.

„Land der Ideen“ wird von
zahlreichen deutschenUnterneh-
men und Kooperationspartnern
aus Wissenschaft, Kultur und
Gesellschaft unterstützt. Sie setzt
neben den 365 Orten vier weite-
re Kernprojekte um: Walk of
Ideas, Medienservice, Fan Club
und Begrüßungsinitiative. "


